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Vorbemerkungen 
Nach einem richtigen und vernünftigen Bildungssystem wird weltweit gesucht. Das ist nicht 

leicht. Wissenschaftlich-technischer Fortschritt stellt neue Anforderungen. Gesellschaftliche 

und ökonomische Verhältnisse bringen recht unterschiedliche „Brauchbarkeitsvorstellungen“ 

hinsichtlich der Heranzubildenden hervor. Auch Eltern weisen oft stark voneinander abwei-

chende Erwartungen an die Leistungen der Schule auf. Humanistische Bildungs- und Erzie-

hungstraditionen stehen im Widerstreit mit pragmatisch ausgerichteten „modernen“ Auffas-

sungen, etwa vom durchsetzungsfähigen Menschen des 21. Jahrhunderts. 

Es ist schwer, über das Bildungssystem zu reden. Es droht die Gefahr, sich zu verlieren. Da-

her verzichten wir auf umfängliche Darstellung, kleiden Ausführungen mehr in Thesenform 

und vermeiden ausführlichere Erörterungen und Wertungen. Benutzte Literatur ist im Anhang 

zu finden. 

Historisches 
Nach dem Zusammenbruch des Faschismus gab es sowohl unter den Alliierten wie auch unter 

demokratisch Gesinnten und erst recht bei Antifaschisten die annähernd gleichen Auffassun-

gen über Anforderungen im künftigen deutschen Bildungswesen. Das deutsche Volk war um-

zuerziehen. Die faschistische Ideologie mit ihrem aggressiven Nationalismus und Rassismus, 

ihrem Weltherrschaftswahn und dem damit verbundenen Militarismus, dem Kastengeist und 

dem Kadavergehorsam galt es zu überwinden.  

Dennoch gab es sehr bald erhebliche Unterschiede zwischen den Besatzungszonen. 

 

In der sowjetischen Zone nahmen Besatzungsmacht und neugebildete Parteien Kurs auf eine 

entschiedene, radikaldemokratische Schulreform, Sie zielten auf den Übergang zu einer Schu-

le für das ganze Volk und die Überwindung der Bildungsprivilegien. Die Lehrerschaft war zu 

entnazifizieren, Nazilehrer wurden aus dem Schuldienst entlassen. Eine demokratischem 

Geist zugängliche und verpflichtete Lehrerschaft war zu entwickeln. Neue Lehrbücher galt es 

in kurzer Zeit zur Verfügung zu stellen. 
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Die sowjetische Besatzungsmacht schuf durch Befehl vom 27.7.1945 die Zentralverwaltung 

für Volksbildung und setzte als deren Leiter Paul Wandel ein. Ihr oblagen bis zur Gründung 

der DDR alle Aufgaben zur Neugestaltung des Bildungswesens in der SBZ. 

Am 1. Oktober 1946 war der Schulbetrieb aufzunehmen.  

Am 18, Oktober 1945 traten das Zentralkomitee der KPD und der Zentralausschuss der SPD 

mit einem gemeinsamen Aufruf zu einer demokratischen Schulreform an die Öffentlichkeit.  

Er forderte inhaltliche und personelle Entnazifizierung, die Beseitigung der Bildungsprivile-

gien durch die Schaffung einer Einheitsschule, die Staatlichkeit des Bildungswesens, was Pri-

vatschulen ausschloss, eine Trennung von Schule und Kirche, Koedukation, also Aufhebung 

der Trennung von Mädchen und Jungen im Schulwesen, Lehr- und Lernmittelfreiheit, Erzie-

hungsbeihilfen und Stipendien. 

 

An die Spitze der Bildungsverwaltung traten antifaschistische Pädagogen, oft von den Nazis 

entlassene Lehrerinnen und Lehrer, meist Angehörige von SPD und KPD, oft aus dem Kreise 

der „entschiedenen Schulreformer“ der Weimarer Zeit. 

Im Mai und Juni 1946 verabschiedeten die Landtage in der SBZ das überall gleichlautende 

„Gesetz zur Demokratisierung der deutschen Schule“. Es griff die Forderungen von KPD und 

SPD auf, war auf Einheitlichkeit, Staatlichkeit und Weltlichkeit des Schulwesens gerichtet 

und orientierte sich auch an fortschrittlichen deutschen Schultraditionen seit der Revolution 

vo 1848/49. 

Der achtklassigen Volksschule folgte nach dem Gesetz die vierklassige Oberschule bzw. die 

dreiklassige Berufsschule. Die Zwergschulen, oft einklassige Volksschulen auf dem Lande 

sollten aufgehoben und durch Zentralschulen in größeren Orten ersetzt werden (Einklassen-

schulen gingen von 4224 im Jahre 1945/46 auf ganze 54 im Schuljahr 1955/56 zurück). Lern-

schwache und Behinderte waren in Sonderschulen zu unterrichten. 

 

Nach Aussonderung von ca. 40000 Nazilehrern wurden zunächst nach Kurzlehrgängen, bald 

nach längerer Ausbildungszeit Zehntausende Neulehrer an ihrer Stelle eingesetzt. 

 

Neu geregelt wurde die Lehrerbildung. Für Erzieherinnen und Erzieher in Kinderkrippen und 

Kindergärten erfolgte sie in Fachschulen, für Lehrkräfte der ersten vier Klassen in Lehrerbil-

dungsinstituten; Lehrer für die 5. bis 12. Klassen, ebenso die Berufsschullehrer, erhielten 

künftig Hochschulbildung. 

Die Abiturausbildung war auf etwa 12% der Abgänger aus den 8. Klassen limitiert. 

 

Ab 1947 erhielten die Schüler auf Anordnung der SMAD täglich ein Roggenbrötchen als Pau-

senverpflegung.  

 

Am 12, 12.1948 entstand aus der Kinderlandbewegung der Verband der Jungen Pioniere als 

Kinderorganisation der FDJ. Schülervertretungen wurden durch FDJ- und Pionierleitungen 

abgelöst.  

Die Prügelstrafe war streng verboten. Wer sie als Lehrer ausübte, riskierte seine Entlassung. 

 

In den westlichen Besatzungszonen erlahmten Reformprojekte bald. Gliederung, 

Schulorganisation und Ausbau des Schulwesens blieben im Rahmen des Überkomme-

nen, Die Dreigliedrigkeit der Schulen blieb erhalten. Der vierjährigen Grundschule 

folgten Haupt- und Realschule oder 8- bzw. 9-jähriges Gymnasium. Religionsunter-

richt blieb obligatorisch, die Prügelstrafe war nicht verpönt. Die Lehrerschaft blieb 

kaum erneuert; dafür sorgte das nicht angetastete, 1951 gesetzlich erneuerte Berufsbe-

amtentum. Das Bildungswesen blieb nach dem Föderalismusprinzip Angelegenheit 

der Länder, was bis heute zu anachronistischen Unterschieden im Bildungswesen der 
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BRD führt und durch die „Ständige Konferenz der Bildungsminister“ zu schwierigen 

Annäherungsversuchen gerät. 

 

Der IV. Pädagogischer Kongreß im September 1949 verwarf die Reformpädagogik, orientier-

te auf die Sowjetpädagogik. Es setzte eine zunehmende Politisierung und Ideologisierung im 

Gefolge des zunehmenden „Kalten Krieges“ ein. 

Seit 1951 marxistisch-leninistisches Grundstudium an Hoch- und Fachschulen 

1951/52: Neue Lehrpläne, obligatorischer Russisch-Unterricht 

Die Qualifizierung der Lehrer und Erzieher wird durch ein Fernstudium nach 2. Lehrerprü-

fung weitergeführt. 

Seit 1951 wird der Übergang zur Zehnklassenschule vorbereitet, die seit 1955 in Gestalt 

zehnklassiger Mittelschulen eingeführt wird. 

1952/53 Kampagne gegen Junge Gemeinde an Oberschulen - führt zum Ausschluß von Mit-

gliedern, der nach dem 17.6.53 zurückgenommen wird. 

Unter Minister Fritz Lange wird ab 1953 eine reformorientierte Bildungsdebatte eröffnet, die 

Propagierung der Sowjetpädagogik eingeschränkt. 1958 allerdings Abbruch von Re-

formbestrebungen - Revisionismusvorwurf. 

Zwischen 1950 und 1962 verschwanden die ein- und mehrklassigen Landschulen endgültig. 

Die Koedukation wurde auch an den Oberschulen durchgesetzt, Erziehungsbeihilfen 

und Stipendien umfangreicher gewährt, Arbeiter- und Bauernkinder besonders geför-

dert, seit 1957 das Schulgeld an Oberschulen aufgehoben. 

Die Vorschulerziehung erlebte einen bedarfsdeckenden Ausbau - nötig durch steigende Be-

rufstätigkeit der Frauen.  

Die Ferien- und Freizeitbetreuung der Kinder auch über die FDJ und Pionierorganisation 

konnte erweitert werden. 

Das neue Lehrplanwerk beruhte auf einem umfangreichen Allgemeinbildungskonzept mit 

betont mathematisch-naturwissenschaftlichen Inhalten. Ab der 7. Klasse wurde eine 

zweite Fremdsprache angeboten. 

Obwohl ein breites Angebot an Arbeitsgemeinschaften stärker Interessen und Bedürf-

nisse der Schüler und Eltern befriedigte, blieb ein differenziertes Unterrichtsangebot 

noch aus. Immerhin kam es zur Errichtung erster Spezialschulen. 

1955 führte die kampagnehafte Einführung der Jugendweihe zu Konflikten mit der Kirche. 

 

Seit 1958 Kurs auf Übergang zur sozialistischen Schule. Breit diskutiert und umgesetzt wird 

das Konzept der polytechnischen Ausbildung aller Schüler, die so auch angestrebte Verbin-

dung von Schule und Arbeitswelt. Der polytechnische Unterricht mit Unterrichtstag in der 

Produktion (UTP), Einführung in der sozialistische Produktion (ESP) und technischem Zeich-

nen wurde schrittweise verwirklicht, was sowohl seitens der Betriebe in Industrie und Land-

wirtschaft wie auch den Schulen erhebliche Anstrengungen abverlangte und mit vielen An-

fangsschwierigkeiten verbunden war. 

Neu: Berufsausbildung mit Abitur (drei Jahre) in größeren Betriebsberufsschulen. 

In diesen Jahren stand mit Prof. Dr. Alfred Lemnitz ein Ökonom an der Spitze des Ministeri-

ums 

1959 „Gesetz über die sozialistische Entwicklung des Schulwesens der DDR“ 

Das Gesetz gab den juristischen Rahmen für die angebahnten Veränderungen. Es be-

ruhte auf Entscheidungen von Partei und Regierung - ohne breite öffentliche Diskussion zu 

Bildungsfragen. 

Die allgemeinbildende polytechnische Oberschule mit 10-klassiger Ausbildung (POS) 

wird zur Schule des Volkes, die bis 1964 alle Kinder abschließen sollen. Die Oberschulen 

werden zu Erweiterten Oberschulen (EOS) und umfassen noch die 9.-12. Klassen. Der Zu-

gang zu ihr wird sozialproportional quotiert. Hohe Leistungen, politische Loyalität, soziale 
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Herkunft und gesellschaftliche Aktivität sind Aufnahmevoraussetzungen. Das führt zu politi-

scher Diskriminierung und weckt Protest. Arbeiter-und Bauern-Fakultäten existieren bis 1961 

an 15 Hochschulen. 

Bildung und Erziehung sind auf volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit gerichtet, die 

Wissenschaft wird zur unmittelbaren Produktivkraft erklärt. 

Zur Entwicklung der zehnklassigen Oberschule: Den Abschluss der 10. Klasse er-

reichten 1959 ca. 40%, 1965 ca. 75% und 1980 ca. 93% aller Schüler. 

 

Am 25.2.1965 verabschiedete die Volkskammer das „Gesetz über das einheitliche sozialis-

tische Bildungssystem“, immerhin nach umfangreicher Volksaussprache ab Sommer 1964. 

Das Gesetz war ausgerichtet auf wissenschaftlich-technisch und polytechnisch hochbefähigte 

Absolventen im Sozialismus als einer (nach Ulbricht) „relativ selbständigen Gesellschafts-

formation“ mit langer Entwicklungsdauer. 

Der Zugang zur EOS wurde reduziert, die Abiturientenquote sank auf 10-13% und erreichte 

in den 80er Jahren 15% (da hatte die BRD schon 23%). 

Die Berufsschulzeit konnte auf zwei Jahre verkürzt werden. 

Unter M. Honecker wurden Ideologisierung und Politisierung der Schulen verstärkt, 

kleinliche Bevormundung und Intoleranz nahmen zu. 

Die Bildungsleistungen verbesserten sich zusehends. Die Differenzierung nahm in Ge-

stalt von Spezialschulen mit naturwissenschaftlicher, musischer und sportlicher (KJS) Orien-

tierung zu. 

Die Bezeichnung „einheitliches System“ ließ sich als Absage an weitere Reformen des 

Bildungswesens deuten. 

 

1976 brachte der IX. Parteitag der SED die zweifelhafte Idee einer „kommunistischen Erzie-

hung“ hervor. 

1978 wurde der obligatorische Wehrunterricht in den 9. und 10. Klassen eingeführt. 

1983 reduzierte man die EOS auf die Klassenstufen 11 und 12. Trotz Kritik gab es keine Ver-

änderungsbereitschaft, obwohl erkennbar war, dass dadurch ein Leistungsabfall einzu-

treten drohte. Die Klassenstufe 11 wurde durch Anpassungsvorgänge verbraucht, in 

der 12. Klasse waren 3 Monate für die Abiprüfungen nötig. 

Durch die geringe Abiturientenquote (10-12% EOS, 2-4% BA mit Abitur) kam es zu Nach-

wuchsproblemen an Hochschulen, wobei die Mädchen dort mit über 50% überreprä-

sentiert waren. Zu Ausgleich wurden die Abendoberschulen (VHS) aktiviert. 

Fortschritte in den 80er Jahren: Ein unentgeltliches Angebot von Kindergartenplätzen, ein 

darlehensloses Grundstipendium für die Studierenden, Ausbildungsbeihilfen für die 

Schüler ab Klasse 11, allgemeine Schulgeldfreiheit, Fahrkostenerstattung, Lernmittel-

freiheit. 

1982/83 erschien ein neues Lehrplanwerk, das der wissenschaftlich-technischen Revolution 

Rechnung tragen sollte. 

In den 80er Jahren zeichneten sich einige Reformen ab, die zum Teil in der Vorbereitungs-

phase hängen blieben. Mehr Wert sollte auf Begabtenförderung und die Ausbildung 

von Spezialkräften gelegt werden, individuelle Interessen und Befähigungen besser 

berücksichtigt werden. 

Fakultative Kurse gaben Schülern mehr Möglichkeiten individuellen Neigungen nach-

zugehen. Vierklassige abiturvermittelnde Sonderschulen für Mathematik und Natur-

wissenschaften entstanden, Sprachmittlern konnte ein Auslandsstudienaufenthalt an-

geboten werden. 

Der IX. Pädagogische Kongress im Frühjahr 1989 war aber frei von wesentlichen Reformim-

pulsen. 
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Aufbau des Bildungssystems 

 
EOS - Erweiterte Oberschule; BmA - Berufsausbildung mit Abitur 
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Aus der schematischen Übersicht über den Aufbau des Bildungswesens der DDR ist die Ein-

heitlichkeit in der Abfolge der Bildungsstufen erkennbar. Die Einheitsschule für alle Kinder 

und Jugendlichen zeichnete sich durch ihre Durchlässigkeit aus. Es gab keine Sackgassen. 

Der Weg zur Hochschulausbildung war von allen Stufen aus nach der 10. Klasse erreichbar, 

wenn den Leistungsanforderungen entsprochen wurde. 

Es war ein in seiner Grundstruktur zehnklassiges System. Das galt auch für die Hilfs- bzw. 

Sonderschulen mit eigenem Lehrplan. Wer aus Leistungsgründen die 10. Klasse nicht erreich-

te, dem stand der Weg zu einem gleichwertigen Abschluss über die Volkshochschule offen. 

Es war ein Gesamtschulsystem für alle vom Kindergarten bis zur Hochschule. Das schloss 

aufeinander abgestimmte Lehr- und Rahmenpläne für alle Stufen ein. 

Ganztagsbetreuung förderte die Entwicklung der Schüler wie sie auch dem Interesse der Be-

rufstätigkeit beider Elternteile entgegenkam.  

Für die 1988 61000 Kinder und Jugendliche mit körperlichen und geistigen Schädigungen 

standen 477 Sonderschulen zur Verfügung. 

 

Bildungsinhalte 

Allgemeinbildung 
Das Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem von 1965 umreißt den Bil-

dungs- oder Fächerkanon in allen Stufen der zehnklassigen allgemeinbildenden polytechni-

schen Oberschule. 

Auszug: 

§ 14 

(1) In der Unterstufe beginnt die systematische Bildung und Erziehung der Kinder. In der 
Unterstufe sind die Grundfertigkeiten im Lesen, Schreiben und in der Mathematik auszubil-
den, die Grundlage für die gesamte nachfolgende Bildung und Erziehung sind. Den Schülern 
ist anschaulich und in verständlicher Weise ihre gesellschaftliche Umwelt, besonders ihre 
engere Heimat, zu erschließen. Sie erwerben erste Kenntnisse und Erkenntnisse über die Na-
tur, die Arbeit und die sozialistische Gesellschaft. 

Im gesamten Prozeß der Bildung und Erziehung in der Unterstufe werden die Schüler zur 
Lebe zu ihrem sozialistischen Vaterland erzogen. Die Schüler sind daran zu gewöhnen, ihren 
Kräften angemessene Aufgaben freudig und gewissenhaft auszuführen, sich in der Gemein-
schaft diszipliniert zu verhalten und fleißig und gewissenhaft zu lernen und zu arbeiten. Der 
Unterricht ist eng mit gesellschaftlich-nützlicher Tätigkeit zu verbinden. 

(2) Der Inhalt des Unterrichts in der Unterstufe hat folgende, Schwerpunkte: 

- Im Deutschunterricht sind die Fähigkeiten und Fertigkeiten im Lesen, Schreiben und 
sprachlichen Ausdruck systematisch auszubilden. Den Schülern sind erste Einsichten in 
den Aufbau der Muttersprache zu vermitteln. Die Schüler sind, ausgehend von der heimat-
lichen Umwelt, mit Gegenständen und Erscheinungen der Natur und Gesellschaft vertraut 
zu machen. 

- Im Mathematikunterricht sind die Grundfertigkeiten im Rechnen mit natürlichen Zahlen in 
enger Verbindung mit der Abstraktions- und Denkschulung auszubilden. Die Schüler ler-
nen einfache mathematische Zusammenhänge und Gesetzmäßigkeiten kennen und sind zu 
befähigen, mathematische Aussagen sprachlich zu formulieren. 

- Im Werk- und Schulgartenunterricht der Unterstufe sind elementare technische, technolo-
gische und ökonomische Kenntnisse zu vermitteln sowie einfache technisch-konstruktive 
Fähigkeiten und Arbeitsfertigkeiten zu entwickeln. Die Schüler erhalten einen ersten 
Überblick über die Wirtschaft des Heimatkreises. 

- In den künstlerischen Fächern sind die Schüler im Singen, Musizieren, Zeichnen, Malen 
und Modellieren auszubilden. Ihnen sind Fähigkeiten im schöpferischen Gestalten und 
zum Erleben von Kunstwerken zu vermitteln. Die Freude der Schüler an der eigenen Tä-
tigkeit ist zu fördern. 
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- Im Sportunterricht steht die allseitige körperliche Grundausbildung im Mittelpunkt. Durch 
vielseitige Übungen und Spiele sind solche Eigenschaften wie Kraft, Mut, Gewandtheit, 
Ausdauer und Schnelligkeit zu entwickeln. Dabei sind einfache sportliche Fertigkeiten 
auszubilden. Die Schüler sind an Disziplin, hygienisch richtiges Verhalten und an eine re-
gelmäßige sportliche Betätigung in ihrer Freizeit zu gewöhnen. 

 

§ 15 

(1) In der Mittelstufe beginnt der naturwissenschaftliche, gesellschaftswissenschaftliche 
und fremdsprachliche Fachunterricht. Die in der Unterstufe erworbenen Grundfertigkeiten 
sind in steigendem Maße als Mittel des Wissenserwerbs anzuwenden. Entsprechend dem hö-
heren körperlichen und geistigen Reifegrad sind die Schüler eingehender mit dem gesell-
schaftlichen Leben, der Arbeit, der Wissenschaft, Technik und Kultur vertraut zu machen. 
Der wissenschaftliche Unterricht, die größere gesellschaftliche Aktivität der Schüler, ihre 
Einbeziehung in die produktive Arbeit., die sich auf politischem und moralischem Gebiet be-
reits herausbildenden Auffassungen und Meinungen, die für die weitere Persönlichkeitsent-
wicklung der Schüler von Bedeutung sind, müssen für die staatsbürgerliche Erziehung und für 
die Entwicklung einer sozialistischen Einstellung zur Arbeit genutzt werden. Die Schüler sind 
zu befähigen, ihr gesellschaftliches Leben im Klassen- und Schulkollektiv, in den Arbeits-
gemeinschaften und in der Pionierorganisation "Ernst Thälmann" in zunehmendem Maße 
selbst zu gestalten. 

(2) Der Inhalt des Unterrichts in der Mittelstufe hat folgende Schwerpunkte: 

- Im Deutschunterricht sind die systematischen Lehrgänge in Grammatik und Rechtschrei-
bung fortzusetzen. Sie haben feste Kenntnisse in der Grammatik und Rechtschreibung zu 
vermitteln. Die sprachliche Ausdruckskraft der Schüler ist weiter zu formen. Die Schüler 
werden in die Literatur eingeführt und an selbständiges Lesen literarischer Werke ge-
wöhnt. 

- Im Mathematikunterricht treten die sichere Beherrschung grundlegender mathematischer 
Lösungswege, das Arbeiten mit Rechenregeln, das logische Schließen und die Einführung 
in einige spezielle mathematische Arbeitsmethoden in den Vordergrund. Es ist zu gewähr-
leisten, daß die Schüler ihr mathematisches Wissen und Können bei der Lösung von an-
gemessenen Aufgaben besonders ans den Naturwissenschaften und aus der Praxis anwen-
den lernen. 

- In den naturwissenschaftlichen Fächern sind die Schüler zur Erkenntnis von Gesetzmäßig-
keiten der Natur, ihrer Wirksamkeit und wichtiger Prinzipien und Möglichkeiten ihrer 
Anwendung zu führen. Theoretisch fundierte wissenschaftliche Experimente, Beobach-
tungs- und Erkundungsaufgaben und Exkursionen sind durchzuführen. 

- Im Werk- und Schulgartenunterricht sind einfache technische, agrobiologische und öko-
nomische Kenntnisse zu vermitteln und Fähigkeiten des ökonomischen Denkens auszubil-
den. Das technische Denken ist zu fördern; technische und technologische Sachverhalte 
sind zunehmend mathematisch-naturwissenschaftlich zu durchdringen. Grundlegende Ar-
beitsfertigkeiten sind weiter auszubilden. 

- Im gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht sind den Schülern historische und politische 
Kenntnisse zu vermitteln. Sie sind an die Erkenntnis der Gesetzmäßigkeit der gesellschaft-
lichen Entwicklung heranzuführen und zum selbständigen Denken zu erziehen. Die bei der 
politisch-ideologischen Entwicklung der Schüler der Mittelstufe auftretenden Fragen zu 
aktuellen politischen Ereignissen sind in allen Fächern, besonders im gesellschaftswissen-
schaftlichen Unterricht, aufzugreifen und dem Alter der Schüler entsprechend verständlich 
und überzeugend zu klären. 

- In der Mittelstufe beginnt der Russischunterricht. Die aktive Sprachbeherrschung steht im 
Vordergrund. Es sind Fähigkeiten und Fertigkeiten im Lesen und Schreiben herauszubil-
den. 

- Im Mittelpunkt des Unterrichts in den künstlerischen Fächern steht die vielseitige Betäti-
gung und die ständige Vervollkommnung der Fähigkeiten und Fertigkeiten im Singen, 
Musizieren, Zeichnen, Malen und Modellieren. Durch die Beschäftigung mit der Kunst 
sind Erkenntnis- und Erlebnisfähigkeit., Gefühlsreichtum und Phantasie zu entwickeln. 
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- Im Sportunterricht ist die begonnene körperliche Grundausbildung fortzusetzen. Dabei ist, 
vor allem auf die Beherrschung und Gesunderhaltung des Körpers durch vielseitige sport-
liche Betätigung zu achten. Eine systematische Schwimmausbildung ist zu beginnen. Die 
Schüler sind zur exakten Ausführung sportlicher Übungen zu befähigen. In stärkerem Ma-
ße sind sportliche Wettkämpfe durchzuführen. Den differenzierten sportlichen Interessen 
und Neigungen ist im außerunterrichtlichen Sport Rechnung zu tragen. 

(3) In der Mittelstufe erfolgt eine dem Entwicklungsstand der Schüler angemessene Berufs-
aufklärung. Sie lernen die wichtigsten Berufe des jeweiligen Territoriums und der Volkswirt-
schaft kennen - als Voraussetzung für eine spätere, den persönlichen und gesellschaftlichen 
Interessen entsprechende Berufswahl. Von besonderer Bedeutung ist die Orientierung der 
Mädchen auf technische und landwirtschaftliche Berufe. In diese Aufklärung sind in breitem 
Maße die Eltern einzubeziehen. 

§ 16 

(1) In der Oberstufe wird die Oberschulbildung abgeschlossen. Sie schafft die Grundlage 
für die praktische Tätigkeit, eine verantwortungsbewußte Berufsentscheidung und die weiter-
führende berufliche und wissenschaftliche Ausbildung. In der Oberstufe wirken allgemeine 
und berufliche Bildung zusammen. Der Fachunterricht ist voll ausgebaut. Inhalt und Aufbau 
des Unterrichts sind weitgehend am System der ihm zugrunde liegenden Wissenschaften zu 
orientieren. Die Schüler sind in zunehmendem Maße zur Erkenntnis und Anwendung von 
Gesetzmäßigkeiten und wissenschaftlichen Theorien zu befähigen. Ihre Fähigkeiten sind so 
weit auszubilden, daß sie grundlegende Techniken der geistigen Arbeit beherrschen und in der 
Lage sind, ihr Wissen und Können selbständig zu erweitern und zu festigen. 

(2) Der Inhalt des Unterrichts in der Oberstufe hat folgende Schwerpunkte: 

- Im Mathematikunterricht werden die, Schüler in die Analysis eingeführt. Es werden die 
Geometrie und größere mathematische Zusammenhänge behandelt. Auf die mathemati-
sche Deduktion, die logische Beweisführung ist besonderer Wert zu legen. Entsprechend 
der allgemeinen Tendenz zur mathematischen Durchdringung der Wissenschaften sind die 
Schüler zu befähigen. mathematische Kenntnisse und Methoden in anderen Fächern, in der 
beruflichen Ausbildung und in der Praxis anzuwenden. 

- Der naturwissenschaftliche Unterricht umfaßt die Fächer Physik, Astronomie, Chemie, 
Biologie und physische Geographie. In jedem Fach wird den Schülern ein System. grund-
legender wissenschaftlicher Tatsachen, Gesetzmäßigkeiten, Methoden und Verfahren 
vermittelt. 
Im naturwissenschaftlichen Unterricht muß ein Einblick in die perspektivischen Aufgaben 
der Naturwissenschaften und in ihre Rolle als unmittelbare Produktivkraft vermittelt wer-
den. Die Schüler sind vor allem zu tieferen theoretischen Einsichten in die gesetzmäßigen 
Ursachen der Erscheinungen und Prozesse in der Natur zu führen. Das Beobachten von 
Naturvorgängen, das Vorbereiten, Durchführen und Auswerten naturwissenschaftlicher 
Experimente erfolgt im engen Zusammenhang mit theoretischen Überlegungen und Ver-
allgemeinerungen, Die Schüler müssen durch den Unterricht in diesen Fächern ein wissen-
schaftliches Bild von der belebten und unbelebten Natur erhalten. 

- Im polytechnischen Unterricht sind die Schüler systematisch mit den wissenschaftlich-
technischen, technologischen und politisch-ökonomischen Grundlagen der sozialistischen 
Produktion vertraut zu machen. Die praktische Tätigkeit wird stärker auf die Bedienung 
moderner Maschinen, Anlagen und Geräte orientiert. 
Die polytechnische Ausbildung erfolgt in sozialistischen Betrieben. In den Klassen 9 und 
10 erhalten die Schüler einen berufsvorbereitenden polytechnischen Unterricht oder eine 
berufliche Grundausbildung. Durch den engen Kontakt zwischen den Schülern und den 
Kollektiven der Werktätigen und durch die selbständige, verantwortliche Ausführung von 
Produktionsaufgaben ist die sozialistische Einstellung zur Arbeit in besonderem Maße zu 
entwickeln. 

- Im Unterricht in den Gesellschaftswissenschaften erwerben die Schüler historisches und 
politisches Grundlagenwissen. Sie lernen die Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen 
Entwicklung kennen und werden befähigt, historisches und politisches Wissen auf 
Gegenwartsprobleme selbständig anzuwenden. Der Unterricht in Staatsbürgerkunde ver-
mittelt in lebensnaher Weise ökonomische, philosophische und politische Grundkenntnisse 
und führt damit in den Marxismus-Leninismus ein. 
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Die Schüler sind zur Erkenntnis der historischen Rolle und nationalen Aufgabe der Deut-
schen Demokratischen Republik zu führen. Sie sollen die Überzeugung gewinnen, daß 
dem Sozialismus in ganz Deutschland die Zukunft gehört. Entsprechend ihren Bedürfnis-
sen und Interessen sollen die Schüler am geistigen und kulturellen Leben teilnehmen. 

- Im Deutschunterricht ist der mündliche und schriftliche Ausdruck. weiter zu vervoll-
kommnen. Diese Aufgabe, insbesondere die Entwicklung des Ausdrucksvermögens und 
die einwandfreie sprachliche Fixierung von Sachverhalten, ist Prinzip aller Unterrichtsfä-
cher. Im Literaturunterricht sind die Schüler mit humanistischen Werken der Gegenwart 
und Vergangenheit bekannt zu machen. Die Schüler sollen das Wesen des sozialistischen 
Realismus erkennen. Der Literaturunterricht muß die Schüler befähigen und anregen, sieh 
selbständig mit literarischen Werken zu beschäftigen. 

Neben dem Russischunterricht wird in der Oberstufe eine zweite Fremdsprache obligato-
risch gelehrt in der Regel Englisch. 
Die Schüler sind zu befähigen, sich in den fremden Sprachen zu verständigen und einfa-
che Texte allgemein sowie populärwissenschaftlichen Inhalts lesen und verstehen zu kön-
nen. Der Fremdsprachenunterricht hat das Verständnis für andere Nationen zu fördern. 

- In den künstlerischen Fächern ist die bewußte praktische künstlerische Tätigkeit der Schü-
ler weiter zu fördern. Die Aufnahmefähigkeit der Schüler für Kunstwerke ist auszubilden, 
ihr ästhetisches Urteilsvermögen zu entwickeln, ihre geistige Bildung und Erziehung sind 
zu fördern. Das Bedürfnis nach aktiver Teilnahme am kulturellen Leben ist herauszubil-
den. 

- Im Sportunterricht ist durch eine allseitige körperliche Grundausbildung das Bedürfnis 
mach regelmäßiger sportlicher Betätigung zu verstärken. Es sind hohe sportliche Leistun-
gen zu erreichen. Alle Schüler sollen das Sportabzeichen und die talentiertesten von ihnen 
das Olympiadeabzeichen erwerben. Der Schulsport muß zur Gesunderhaltung, zur Le-
bensfreude und zu einer gesunden, hygienischen Lebensweise der Schüler beitragen. 

 

Stundentafel der zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule 
Fach Klasse 

 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

 1.Hj. 2.Hj.          

Deutsch 11 10 12 14 14 7 5 5 5 3 4 

Russisch      6 5 3 3 3 3 

Mathematik 5 5 6 6 6 6 6 6 4 5 4 

Physik       3 2 2 3 3 

Astronomie           1 

Chemie        2 4 2 2 

Biologie      2 2 1 2 2 2 

Geographie      2 2 2 2 1 2 

Werkunterricht 1 1 1 1 2 2 2     

Schulgartenunterricht  1 1 1 1       

Polytechn. U., dav.        4 4 5 5 

ESP        (1) (1) (2) (2) 

TZ        (1) (1) (-) (-) 

PA        (2) (2) (3) (3) 

Geschichte      1 2 2 2 2 2 

Staatsbürgerkunde        1 1 1 2 

Zeichnen 1 1 1 1 2 1 1 1 1 1  

Musik 1 1 1 2 1 1 1 1 1 1 1 

Sport 2 2 2 2 3 3 3 2 2 2 2 

Gesamtstunden 21 21 24 27 29 31 33 32 33 31 33 

            

Fakultativer Unterr.            

Nadelarbeit      1 1     

2. Fremdsprache        3 3 3 2/3* 

Insgesamt 21 21 24 27 29 32 34 35 36 34 35/36* 

ESP = Einführung in die sozialistische Produktion 

TZ = Technisches Zeichnen 
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PA = Produktive Arbeit 

* = bzw. 

 
Proportionen des Unterrichts (zehnklassige allgemeinbildende poly-

technische Oberschule 1988)
 1
 

Prozent 

Deutsche Sprache und Literatur 22,9 

Kunsterziehung/Musik 6,8 

Gesellschaftswissenschaftlicher Unterricht 10,9 

Mathematik 17,7 

Naturwissenschaftlicher Unterricht 12,2 

Fremdsprachen 11,0 

Körpererziehung 7,5 

Polytechnischer Unterricht 11,0 

 

Fächerkanon und Fächerproportionen waren auf die Vermittlung einer anspruchsvollen All-

gemeinbildung gerichtet, wobei der mathematisch-naturwissenschaftliche Bereich besonders 

betont war.  

Der Unterricht fand generell im Rahmen der Klassenverbände statt, die ihre eigenen Unter-

richtsräume hatten. Seit der zweiten Hälfte der 50er Jahre wurden für die Mittel- und Oberstu-

fe mehr und mehr Fachunterrichtsräume mit spezifischer Ausstattung (technische Anlagen, 

Unterrichtsmittel) und Vorbereitungsräume für Fachlehrer eingerichtet. Die Anzahl der Fach-

unterrichtsräume stieg von 11232 im Jahr 1965 auf 78961 im Jahr 1988. Dabei halfen den 

Schulen auch ihre Patenbetriebe. 

 

Der polytechnische Unterricht, wie er in der DDR angelegt war, erforderte die planende und 

leitende Hand des Staates, die so nur auf der Grundlage des Volkseigentums an den Produkti-

onsmitteln und zur Beteiligung bereiter Genossenschaften in der Landwirtschaft möglich war. 

Er belastete die beteiligten Betriebe teils erheblich, ließ aber auch besser vorgebildete und mit 

der Praxis verbundene Nachwuchskräfte erwarten. 

 

Der polytechnische Unterricht wies die folgende Fächerdisziplinen auf: 

1.-4.Kl. Schulgarten- und Werkunterricht 

5.-6.Kl. Werkunterricht –Holzbearbeitung, technische Baukästen 

7.-12.Kl. polytechnischer Unterricht in Betrieben der Industrie, Bauwesen, 

Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft, von mehr als 5000 Betrie-

ben getragen. Dazu rund 2400 Einrichtungen der Polytechnik in Betrie-

ben u. Ausbildungsgemeinschaften 

7.-12. Kl. an einem Wochentag Produktive Arbeit 

Dazu Fach ESP (Einführung in die sozialistische Produktion) 

PA (Produktive Arbeit) 

7.-8.Kl. in Lehrkabinetten 

9.-10.Kl.  in Betrieben bei Produktionsabläufen – produktive Arbeit 

7. Fertigungsverfahren 

8. Kl. Maschinenkunde 

9.-10. Kl. Einf. in Produktion in Industrie, Bauwesen, Landwirtschaft, 

Elektrotechnik u. Automation 

7.-8.Kl. Technisches Zeichnen 

9.-10.Kl. Technikunterricht, ab 1986 informationstechnische Grundausbil-

dung (Grundkurs Informatik mit 30 Stunden) 

                                                 
1 Quelle: „40 Jahre DDR“ - Staatliche Zentralverwaltung für Statistik, Mai 1989. 
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11.-12.Kl. Wissenschaftlich-praktische Arbeit in Arbeitsgruppen und Be-

triebspraktika
2
 

 

Seit Mitte der 60er Jahre wurde sowohl der Forderung nach qualifizierterer Heranbildung von 

Spitzenkräften auf verschiedenen Gebieten wie auch gleichartiger Bestrebungen der pädago-

gischen Wissenschaft wie der Eltern stärker Rechnung getragen. Spezialschulen verschiede-

ner Richtungen entstanden. So: 

Spezialschulen für 

 Mathematik und Naturwissenschaften (zum Beispiel in Berlin, Halle, Leipzig, 

Dresden, Kleinmachnow, Ilmenau (Goetheschule Ilmenau) oder Riesa) 

 Sprachen (zum Beispiel in Potsdam, Berlin, Klosterschule Roßleben, 

Schulpforta) 

 Musikerziehung (zum Beispiel in Potsdam, Wernigerode, Schulpforta) sowie 

 die Vorbereitung für das Studium als Diplomlehrer für Russisch (zum Beispiel 

im Schloss Wiesenburg und in Wickersdorf), 

die teilweise andere Einstiegsjahrgangsstufen hatten.  

Besondere Förderung im Sport gab es an den Kinder- und Jugendsportschulen. 

In Halle (Saale) gab es außerdem die spezielle ABF II als Einrichtung der Martin-

Luther-Universität. Das Institut zur Vorbereitung auf das Auslandsstudium (IVA) 

existierte von 1954 bis 1991 für delegierte Schüler aus der gesamten DDR. Sie wurden 

sprachlich, fachlich, ideologisch und landeskundlich auf ein Hochschulstudium im so-

zialistischen Ausland (insbesondere in der Sowjetunion) in Ein- oder Zweijahreskur-

sen vorbereitet. 

Eine Besonderheit stellten die Spezialklassen, die den Universitäten und Hochschulen 

in Berlin, Halle, Rostock, Magdeburg, Merseburg und Karl-Marx-Stadt angegliedert 

waren, dar. Hier wurden besonders begabte Schüler ähnlich wie in den USA bereits 

während der Abiturausbildung in die Hochschulausbildung und Forschung eingebun-

den. Diese Spezialklassen unterstanden nicht dem Ministerium für Volksbildung, son-

dern dem Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen.
3
 

 

Der Findung und Förderung Begabter dienten auch die regelmäßig stattfindenden „Messen 

der Meister von morgen“ (MMM), die Olympiaden in verschiedenen Wissensbereichen von 

Kreis- bis zu Republikausscheiden und eine ganze Anzahl von Schülerwettbewerben. 

Interesse und Lernhaltung der Schüler zu fördern war gemeinsames Anliegen der Lehrkräfte, 

der Kinder- und Jugendorganisation und der Eltern. Das war regelmäßig Gegenstand von Er-

örterungen in Elternaktiven gemeinsam mit den Klassenleitern und Beratungen in den Grup-

penversammlungen. Hier stand auch immer wieder die Förderung Leistungsschwächerer und 

der Kampf gegen das Sitzenbleiben auf der Tagesordnung. Gegenseitige Hilfe, Lernpaten-

schaften, Lernzirkel, persönliche Hilfsmaßnahmen für alle Willigen waren Anliegen aller an 

der Bildung und Erziehung Beteiligten. So bedurfte es auch keines umfangreichen Systems 

von privaten kostenpflichtigen Förderschulen, wie es sie heute gibt. 

Für Schüler mit Lese-Rechtschreib-Schwäche gab es an einigen Schulen spezielle (LRS-) 

Klassen, in die Schüler der Unterstufe zeitweilig delegiert wurden, bis sie ihre Schwächen 

überwunden hatten. 

Verwiesen sei auch darauf, dass es in der DDR-Schule eine spezifische Disziplinierung der 

Schüler gab. Das geschah durchaus in Übereinstimmung mit den Eltern. Ohne ein Mindest-

                                                 
2
 Nach: Elviera Thiedemann, Das polytechnische Prinzip im Bildungswesen der DDR. In: Bollinger, Stefan/Vilmar, Fritz (Hrsg.), Die DDR 

war anders. Berlin 2002. S. 78-106.)  
3
 Nach: Gert Geißler, Bildungs- und Schulpolitik. In: Burrichter/Nakath/Stephan (Hrsg.) Deutsche Zeitgeschichte von 1945 bis 2000. Berlin 

2006, S. 911-946. 
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maß an Disziplin und Ordnung ist ein gedeihlicher Unterricht, ein zielstrebiges Lernen und 

Arbeiten nicht möglich. Selbstverständlich spielte dabei auch die in der jeweiligen Klasse 

herrschende Atmosphäre wie das ungleich ausgebildete pädagogische Können des Unterrich-

tenden eine Rolle. 

 

Seit Beginn des Schuljahres 1978/79 gab es in den 9. und 10, Klassen Wehrunterricht, nach-

dem en solcher seit Beginn der 70er Jahre in den Staaten des Warschauer Vertrages eingeführt 

worden war. Er wies einen theoretischen Teil auf, der in vier Doppelstunden während eines 

Schuljahres durch Offiziere erteilt wurde. Diese Offiziere waren teils aus der Lehrerschaft 

ausgewählt worden, teils handelte es sich um Reservisten. Vermittelt wurden militärpolitische 

Kenntnisse über die Nationale Volksarme und die anderen bewaffneten Organe der DDR. 

Ergänzt wurde dieser Unterricht durch zweiwöchige Lager der Wehrerziehung am Ende des 9. 

Schuljahres für Jungen und einen Lehrgang für Zivilverteidigung für Mädchen und Jungen, 

die nicht am Wehrerziehungslager teilnahmen. In den Winterferien des 10. Schuljahres fanden 

abschließend drei Tage der Wehrbereitschaft statt. In den 11. und 12. Klassen der EOS, in der 

Berufsausbildung und während des Studiums wurde die Wehrausbildung fortgesetzt. Gegen 

diesen Wehrunterricht gab es Proteste seitens zahlreicher Eltern und der Kirchen. 

Erziehung und Erziehungsziele 
Aus dem Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem 
§ 5 

(1) Im sozialistischen Bildungssystem gilt der Grundsatz der Einheit von Bildung und Erziehung. 

(2) Die Schüler, Lehrlinge und Studenten sind zur Liebe zur Deutschen Demokratischen Republik 
und zum Stolz auf die Errungenschaften des Sozialismus zu erziehen, um bereit zu sein, alle Kräfte 
der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen, den sozialistischen Staat zu stärken und zu verteidigen. Sie 
sollen die Lehren aus der deutschen Geschichte, besonders der Geschichte der deutschen Arbeiter-
bewegung, begreifen. Sie sind im Geiste des Friedens und der Völkerfreundschaft, des sozialistischen 
Patriotismus und Internationalismus zu erziehen. 

(3) Die Schüler, Lehrlinge und Studenten sind zur Liebe zur Arbeit, zur Achtung der Arbeit und der 
arbeitenden Menschen zu erziehen. Sie sollen darauf vorbereitet werden, körperliche und geistige Ar-
beit zu leisten, sich im gesellschaftlichen Leben zu betätigen, Verantwortung zu übernehmen und sich 
in der Arbeit und im Leben zu bewähren. 

(4) Den Schülern, Lehrlingen und Studenten sind gründliche Kenntnisse des Marxismus-
Leninismus zu vermitteln. Sie sollen die Entwicklungsgesetze der Natur, der Gesellschaft und des 
menschlichen Denkens erkennen und anzuwenden verstehen und feste sozialistische Überzeugungen 
gewinnen. So werden sie befähigt, den Sinn des Lebens in unserer Zeit zu begreifen, sozialistisch zu 
denken, zu fühlen und zu, handeln und für die Überwindung von Widersprüchen und Schwierigkeiten 
bei der Lösung von Aufgaben zu kämpfen. 

(5) Der Bildungs- und Erziehungsprozeß und das Leben der Schüler, Lehrlinge und Studenten sind 
so zu gestalten, daß sie im Kollektiv und durch das Kollektiv zum bewußten staatsbürgerlichen und 
moralischen Verhalten erzogen werden. Sie sollen verstehen lernen, daß Hilfsbereitschaft, Freund-
lichkeit, Höflichkeit und Zuvorkommenheit, Achtung gegenüber ihren Eltern und allen älteren Men-
schen sowie ehrliche und saubere Beziehungen zwischen den Geschlechtern Charaktereigenschaften 
der sozialistischen Persönlichkeit sind. 

 

Die hier aufgeführten Erziehungsziele und Werte folgten humanistischen Traditionen wie den 

Zielen der Arbeiterbewegung. Sie waren u.a. auch formuliert in den auf dem SED-Parteitag 

1958 verabschiedeten „Zehn Geboten der sozialistischen Moral“, die nicht nur für die Jugend-

lichen gedacht waren. (Text im Anhang) Man kann trefflich darüber streiten, dass damit die 

zehn Gebote der Bibel im atheistischen Sinne ersetzt werden sollten. Ihrem Inhalt nach 

stimmten sie mit dem Verhaltenskodex einer sozialistischen Gesellschaft, die es noch zu ent-

wickeln galt, überein.  
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Formuliert waren im Gesetz die Erziehungsziele als die wesentlichen politischen, sozialen 

und charakterlichen Werte, die der Orientierung der Kinder und Jugendlichen zugrunde lagen: 

Antifaschismus, Friedensliebe, Völkerverständigung, Eintreten für gesellschaftlichen Fort-

schritt und Sozialismus verbanden sich mit der Achtung vor anderen Menschen, der Gemein-

schaft, den Eltern und Alten, mit gegenseitiger Hilfe, dem Respektieren von gesellschaftli-

chem und privaten Eigentum. Aufgefordert waren die Schüler, ehrlich bescheiden, fleißig und 

strebsam, einsatzbereit, zuverlässig, sauber und selbstbewusst zu sein. 

 

Mit der Formulierung von Zielen und gar sozialen moralischen Werten sind immer bestimmte 

erstrebenswerte Ansprüche ausgedrückt, die auf unterschiedliche Voraussetzungen, Grade 

von Einverständnis, subjektive Bereitschaft, gesellschaftliche Bedingungen u.v.a. stoßen. Da-

zu eine Bemerkung: Die in dem Topos vom „alten Adam und der alten Eva“ ausgedrückte 

Skepsis ob der Veränderbarkeit menschlichen Verhaltens blendet die Möglichkeit aus, dass 

unter veränderten gesellschaftlichen Verhältnissen der an diesen Veränderungen aktiv Betei-

ligte auch eine Modifikation oder auf längere Sicht auch eine Änderung seines moralischen 

Habitus erwirken kann. So sind vielfach Verhaltensunterschiede zwischen Ost- und Westdeut-

schen konstatiert wurden, die nunmehr wieder unter bundesdeutschen kapitalistischen Ver-

hältnissen eine andersgerichtete Angleichung hervorrufen. 

Zur Außerunterrichtlichen Bildung 
Für die Schüler der Unterstufe (1.-4. Schuljahr) gab es die Schulhorte, in denen 1988 rund 82 

% der Schüler Betreuung bis gegen 16 bzw. 18 Uhr erfuhren. Hier konnten sie ihre Hausauf-

gaben erledigen, ruhen, spielen, sich sportlich und künstlerisch betätigen. Sie wurden von 

ausgebildeten Erzieherinnen betreut. Vielfach handelte es sich neben den in Fachschulen 

Ausgebildeten um Erziehungshelferinnen, die im Fernstudium einen Fachschulabschluss er-

werben konnten oder auf andere Weise qualifiziert wurden. 

Etwa 75% der Schüler der 5.-10. Klassen beteiligten sich an mindestens einer der zahlreichen 

außerunterrichtlichen Arbeitsgemeinschaften, die es an jeder Schule gab. Jede Schule legte 

Wert auf die Befriedigung der vielfältigen Interessen ihrer Schüler und organisierte mit Lehr-

kräften, Eltern, Angehörigen der Patenbetriebe, gesellschaftlichen Organisationen ein breites 

Angebot von technischen, gesellschaftswissenschaftlichen, künstlerischen, sportlichen Ar-

beitsgemeinschaften. Dafür setzten sich von Amts wegen die stellvertretenden Direktoren für 

außerunterrlichtliche Arbeit ein, aber auch die Pionierleitung und selbstverständlich die Klas-

senleiter. Für ihre Tätigkeit wurden die Leiter vergütet. Darüber hinaus gab es fast in jedem 

Kreis ein Pionierhaus mit reichhaltigen Angeboten überschulischer AGs, 178 Stationen Jun-

ger Naturforscher und Techniker (z.B. Königstein), 108 Stationen Junger Touristen (z.B. Bad 

Schandau), Pionierpaläste in Bezirksstädten (Dresden) und den Pionierpalast „Ernst Thäl-

mann“ in Berlin.
4
 

Der Kinderbuchverlag sorgte für ein breites Angebot an wertvoller Kinder- und Jugendlitera-

tur. Jede Schule besaß eine Bibliothek, deren Bestände Jahr für Jahr im Rahmen eines verfüg-

baren Finanzkontingents ergänzt und erweitert werden konnten. 

 

Jugendherbergen – 25 Pfg. pro Übernachtung für Schüler, Lehrlinge und Studenten. 

Betriebsferienlager: wöchentlich 4M bis 2 Kinder, 3 M für 3 Kinder, 2M für mehr als 3 Kin-

der. 

104000 Schüler ab 8. Kl. nahmen 1988 an Lagern  für Arbeit und Erholung teil – freiwillige 

Arbeit für Betriebe und Genossenschaften. 

49 zentrale Pionierlager und etwa 5000 Ferienlager von VEB und Genossenschaften fast eine 

Million Kinder erholten sich hier. 

                                                 
4 Vgl.: Uwe Markus (Hrsg.), Was war unsere Schule wert? Volksbildung in der DDR. Berlin 2009, S. 243-248. 
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Lehrer 
Seit 1948 kamen auch ehemalige NS-Lehrer, die sich in Betrieben am Neuaufbau beteiligt, 

nicht in Amtsleiterfunktionen des NS tätig waren und durch ihre Arbeitskollektive einen deut-

lichen Bewusstseinswandel bestätigt erhielten, wieder in den Schuldienst zurück. 

Seit den fünfziger Jahren ergänzten immer mehr an Fach- und Hochschulen ausgebildete 

Lehrkräfte die Neulehrer. Für die Neulehrer der Mittel- und Oberstufe gab es seit etwa 1952 

ein mehrjähriges Fernstudium, das sie zum Hochschulabschluss führte. Mancher studierte 

neben seiner beruflichen Tätigkeit bis zu einem Zeitraum von acht Jahren. Lehrkräfte der Un-

terstufe wurden an Instituten für Lehrerbildung mit Fachschulstatus ausgebildet. 

Für alle Lehrkräfte bestand die Verpflichtung zur Weiterbildung gemäß dem Diesterwegschen 

Motto, dass ein Lehrer aufhöre, lehren zu können, wenn er nicht unausgesetzt lernt. Monatli-

che Weiterbildungsveranstaltungen in Fachzirkeln an größeren Schulen und in den Kreisen 

setzten sich fort in den jährlichen Kursen während der Sommerferien (Kurse zur wissen-

schaftlichen Weiterbildung in einzelnen Fächern, zu Methodik und Didaktik, Kurse zu The-

men des Marxismus-Leninismus - Philosophie, Geschichte der Arbeiterbewegung, Politische 

Ökonomie). Für die Leitung der Weiterbildung waren die Pädagogischen Kreiskabinette zu-

ständig. Deren Leiter koordinierte auch die Tätigkeit der Fachberater aller Unterrichtsfächer 

im Kreis. So verbanden sich konsequente Fachberatung mit verbindlicher praxisnaher und 

schulbezogener Weiterbildung mit der gleichfalls praxisnahen Ausbildung an Hoch- und 

Fachschulen. 

Für die Ausbildung der Lehrkräfte aller Stufen gab es eine bedarfsgerechte Planung für die 

Studienplätze verschiedener Fachrichtungen an Instituten für Lehrerbildung, Pädagogischen 

Hochschulen und Universitäten. Die Gewinnung pädagogischen Nachwuchses war den Schu-

len besonders ans Herz gelegt. 

Lehrerabsolventen durchliefen in der Regel zwei Probejahre bis zur Festanstellung. Dabei 

wurden sie durch Mentoren aus dem jeweiligen Kollegium und durch Fachberater unterstützt. 

Mit 22 (Klassenleiter hatten eine Abminderungsstunde) bzw. 23 Unterrichtsstunden pro Wo-

che hatten Lehrer eine relativ geringe Unterrichtsverpflichtung. Die amtliche Stundentafel 

konnte nahezu in vollem Umfang erfüllt werden. 

In den Schulkollektiven herrschte in der Regel ein von Kollegialität geprägtes Schulklima, das 

von gegenseitiger Hilfe geprägt war. Mobbing war nicht einmal als Begriff bekannt. Dagegen 

hätten sowohl Schul- wie Gewerkschaftsleitungen rasch eingegriffen. Vor willkürliche Ent-

scheidungen von Leitern schützte die Pädagogen eine bei der Kreisorganisation der Gewerk-

schaft angesiedelte Konfliktkommission. 

Auszeichnungs- und Prämienvorschläge waren zwischen staatlicher und Gewerkschaftslei-

tung zu beraten und vorzuschlagen. Über die Beförderung zum Oberlehrer, Studienrat und 

Oberstudienrat entschied eine Kreiskommission, der neben dem Schulrat, der Kreissekretär 

der Lehrergewerkschaft und Vertreter aller Blockparteien angehörten. 

Bestand in Bezug auf den Schuldirektor auch das Prinzip der Einzelleitung, so war der doch 

eingebunden in die kollektive Leitung an der Schule, die aus seinen zwei Stellvertretern und 

den Sekretären der schulischen Partei-, Gewerkschafts- und Pionierleitung bestand und meist 

wöchentlich anstehende Aufgaben beriet. 

Einbettung in die Gesellschaft 
Schulen waren auf vielfache Weise mit der Gesellschaft verbunden. Politisch und pädago-

gisch unterstanden sie den Räten der Kreise und dort der Abteilung Volksbildung mit dem 

Kreisschulrat an der Spitze. Dem standen zur Kontrolle, Anleitung und Hilfe für die Schulen 

Schulinspektoren zur Seite.  

Die baulichen und technischen Angelegenheiten waren mit dem Rat der Stadt oder dem Ge-

meinderat zu klären. Auch für die Schulspeisung, an der etwa 86% der Schüler mit einem 
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persönlichen Anteil von 55 Pfennigen pro Portion (zwei Mark übernahm der Staatshaushalt) 

waren die Gemeinden verantwortlich. Schüler aus kinderreichen Familien konnten die Schul-

speisung kostenlos oder preisermäßigt erhalten. 

Seit Ende der vierziger Jahre waren Kinder- und Jugendorganisation (FDJ und Pioniere) eng 

mit der Schule verbunden. An jeder Schule gab es eine ehrenamtliche FDJ-Leitung und einen 

hauptamtlichen Pionierleiter, der pädagogisch qualifiziert war, entweder über eine Pionierlei-

terschule oder ein Institut für Lehrerbildung. Pionier- und FDJ-Leitung arbeiteten eng zu-

sammen und stimmten ihre Bildungs- und Erziehungsaufgaben mit der Schulleitung ab. 

Gruppenpionierleiter war in der Regel der jeweilige Klassenleiter. 

 

Seit Ende der 50er Jahre entwickelten sich immer mehr Patenschaftsbeziehungen zwischen 

Schulen und örtlichen Betrieben von Industrie, Landwirtschaft und Institutionen, die auch 

regelrecht vertraglich vereinbart wurden. Über sie erhielten die Schulen politische, pädagogi-

sche und materielle Hilfe. Mit Beginn der polytechnischen Ausbildung gestalteten sich die 

Beziehungen noch enger, denn oft leisteten die Patenbetriebe auch den wesentlichen Teil der 

praktischen Ausbildung und stellten dazu nicht nur Lehrmeister und Ausbilder zur Verfügung, 

sondern richteten auch polytechnische Kabinette und Werkstätten in den Betrieben ein. Ar-

beitsbrigaden übernahmen Patenschaften über Schulklassen, die häufiger ihre Patenbrigade im 

Betrieb besuchten und unmittelbaren Einblick ins Arbeitsleben bekamen.  

Materielle Bedingungen und sozialpolitische Maßnahmen 
Mit dem Wachstum der Leistungsfähigkeit der Wirtschaft der DDR wuchs auch der Anteil der 

Ausgaben für das Bildungswesen in den Volkswirtschaftsplänen besonders seit den 60er Jah-

ren kontinuierlich. Dazu nur eine Angabe: Betrugen im Staatshaushalt die Ausgaben für die 

Volksbildung im Jahre 1980 7,3 Mrd. Mark, so wuchsen sie 1989 auf 11,2 Mrd. Mark. 

Aufrecht erhalten wurden kleine wohnortnahe Schulen. Dem Wohnungsneubauprogramm 

folgte der Bau zahlreicher neuer Schulen. Im Kreis Pirna entstanden Schulneubauten in den 

beiden letzten Jahrzehnten der DDR auf dem Pirnaer Sonnenstein 4 voll ausgebaute Zehn-

klassige Oberschulen samt dazugehörigen Schulturnhallen, in Pirna-Copitz weitere 3, Ferner 

je eine in Heidenau, Mühlbach, Rosenthal, Prossen, während in anderen Orten in Erweite-

rungsbauten investiert wurde. 

Zwischen 1971 und 1989 konnten 2612 Schulsporthallen errichtet werden. 

Für Ersatzbeschaffung und Neuausstattung von Unterrichtsmitteln standen jährlich für jede 

Schule planmäßig Mittel zur Verfügung, die oft noch durch Zuwendungen seitens der Paten-

betriebe erweitert werden konnten. 

Von den mehr als 25 Millionen Schulbüchern wurde (1989) die Hälfte kostenlos zur Verfü-

gung gestellt. Die durchschnittlichen Kosten je Schulbuch bis zur 10. Klasse betrugen 

2,13Mark, ein Preis, der natürlich aus dem Staatshaushalt subventioniert war, aber die Bücher 

waren auch im Papierverbrauch sparsamer und erheblich leichter als heute. 

Subventioniert waren auch Schreibgeräte, Hefte, Schultaschen, Sportbekleidung. 

Seit 1985 gab es elektronische Taschenrechner ab 7. Klasse als verbindliches Rechenhilfsmit-

tel. 

Alle Schüler hatten die Möglichkeit, ein warmes Mittagessen einzunehmen. Ca. 86% machten 

davon Gebrauch. Zwei Mark kamen aus der Staatskasse, 55 Pfg. zahlten die Eltern. Kostenlos 

oder ermäßigt war das Schulessen für Schüler aus kinderreichen Familien. 

Das Lehrligsentgelt betrug zwischen 105 und 220 Mark. Schüler der 11. der EOS erhielten 

Ausbildungsbeihilfen von 110, die der 12. Klassen von 150 Mark. 

Das Grundstipendium für alle Direktstudenten betrug 200 Mark, wozu bis zu 150 Mark Leis-

tungsstipendien kommen konnten. In den Studentenwohnheimen betrug die monatliche Miete 

10 Mark, während für ein Mensa-Mittagessen 0,80 Mark entrichtet werden mußte. 
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Probleme, Defizitäres und Fragwürdiges 
 

Bei aller Betonung der Einheit von Bildung und Erziehung gab es in der Unterrichtspraxis 

ausgeprägte Stoffzentriertheit. Ansprüche der einzelnen Fachwissenschaften an das von ihnen 

erwünschte Maß an allgemeinbildenden Stoffbestandteilen in den Lehrplänen standen oft im 

Widerstreit zu dem, was die Schule wirklich bewältigen konnte. So kam es zu einer gewissen 

Überfrachtung der Lehrpläne. Das führte zu einer vorrangigen Tendenz der Stoffvermittlung, 

wobei gedankliche Verarbeitung, Erörterung, Diskussion des aus dem wissenschaftlichen 

Füllhorn Ausgeschütteten zu kurz kamen. Zu wenig beachtet wurde die alte pädagogische 

Weisheit, dass ein offener Kopf besser ist als ein voller. Übrigens: Gegen diese Weisheit ver-

stoßt beinahe jedes Bildungssystem, obwohl sie formal von allen anerkannt wird! 

Die Soffüberfrachtung verminderte besonders Aneignung, Wirkung und Identifikationsvor-

gänge im gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht. Gerade in Staatsbürgerkunde und Ge-

schichte unterblieben so weitgehend konträre Problemerörterung und Diskussion, die aber 

besonders notwendig gewesen wären, angesichts der Erfahrungen, die die Schüler in der pro-

duktiven Arbeit in Betrieben und aus Gesprächen mit ihren Eltern aufwiesen. Das betraf spe-

ziell die oberen Jahrgänge, also die Klassenstufen 8, 9 und 10, ganz zu schweigen von der 

Abiturstufe. 

Ein einheitliches Klassenunterrichtssystem ermöglichte einen arbeitsteiligen didaktisch diffe-

renzierten, einzelnen Schülern angemessenen Unterricht so gut wie nicht. So führte, lehrte, 

kontrollierte und sanktionierte der Lehrer vorwiegend, während die Zuwendung zum einzel-

nen Schüler im Unterricht zu kurz kam. Frontales Unterrichten herrschte vor. Begünstigend in 

dieser Richtung wirkte auch Formalisiertheit der Didaktik. Die Unterrichtshilfen für alle Fä-

cher und Klassenstufen erleichterten dem Lehrer die Arbeit. Sie gewährleisteten ein einheitli-

ches Anforderungsniveau des Unterrichts und die Vergleichbarkeit erzielter Leistungen in der 

gesamten DDR, was heute infolge unterschiedlicher Lehrpläne und Lehrbücher in 16 Bundes-

ländern nicht möglich ist. 

Die zentralen Vorgaben verlangten auch Vermittlung und Training selbständigen Lernens und 

aktiven Wissenserwerbs. Im Ganzen war die DDR-Schule aber eine ausgesprochene Lern-

schule und nicht auch eine Arbeitsschule im Sinne vieler ihrer Gründungsväter aus der Zeit 

der „entschiedenen Schulreformer“. 

Selbständige Reformansätze und -versuche an einzelnen Schulen durch Leitungen und Lehrer 

konnten kaum gedeihen. Die zentralen Vorgaben durch das Ministerium bremsten von vorn-

herein die Einbeziehung der Pädagogen in die Erörterung von Entwicklungsproblemen der 

Bildungspolitik. Vor Ort diskutierten viele Direktoren mit ihren Kollegien, wie diese Vorga-

ben zum Wohle der Schüler umgesetzt werden könnten. Beratungen auf höherer Ebene trugen 

jedoch meist den Charakter von „Kanzelabkündigungen“. 

Die ideologische Arbeit an den Schulen war gemeinsame Aufgabe von Leitern, Parteiorgani-

sationen und Gewerkschaftsgruppen. Seit den 70er Jahren nahmen entsprechend zentraler 

Weisungen alle Pädagogen am Parteilehrjahr der SED teil. Den Inhalt bestimmten stoffliche 

Pläne, vom ZK der SED vorgegeben. Wie diese Veranstaltungen abliefen, hing wesentlich 

von den Seminarleitern ab. Das schwankte von reiner Stoffverarbeitung bis hin zu ausschließ-

licher Erörterung der aus dem jeweiligen Thema hervorgehenden Fragen und Probleme. 

 

Pionierorganisation und FDJ hatten wesentlichen Anteil an der Organisation gesellschaft-

lich-nützlicher, sportlich-touristischer undkultureller Tätigkeit der Schüler. Sie übten erhebli-

chen Einfluss auf die Gruppen- und Lernathmosphäre in den Klassen aus und bemühten sich 

erfolgreich um gegenseitige Hilfe beim Lernen und darüber hinaus. Sie hatten wesentlichen 

Anteil an der außerunterrichlichen Bildung und Erziehung und an der Feriengestaltung. Wäh-

rend die FDJ-Organisationen neben dem FDJ-Studienjahr die übrige Tätigkeit weitgehend 

selbständig gestalteten, war die Arbeit der Pionierorganisation durch Schuljahresaufträge des 
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Ministeriums für Volksbildung vorgegeben. Deren Selbständigkeit war so weitgehend in Fra-

ge gestellt, ihr Leben auf aktionistische und oft formale gesellschaftliche Aktivitäten gerich-

tet, die der FPL (Freundschaftspionierleiter) zu organisieren hatte. Interessen und Bedürfnisse 

der Gruppenkollektive waren erheblich zur Seite gedrängt. 

Während das „Handbuch für Freundschaftspionierleiter“, Berlin 1973, für die Tätigkeit fast 

durchweg auf politische Ziele und Inhalte abgestellt ist, waren pädagogische Aspekte einer 

kindgemäßen , psychologische Besonderheiten der Altersstufen berücksichtigenden vielge-

staltigen Tätigkeit, auf die das Handbuch von 1961 setzte, nicht mehr erwähnt. 

Demokratische Erziehung war durch Wahl der Gruppenleitungen und nach Diskussion ge-

troffenen selbständige Entscheidungen über die Gruppenarbeit erstrebt. Da die Funktion des 

Gruppenpionierleiters aber fast durchweg von der Klassenleiterin in Personalunion ausgeübt 

wurde, nimmt es kaum Wunder, wenn die Gruppenarbeit weitgehend „verschult“ war. 

 

Nach dem Schulgesetz von 1965 war der Zugang zur EOS reduziert: Die Abiturientenquote 

sank auf 10-13%, wie in den 50er Jahren; Ende der 80er lag sie bei 15%, die zur gleichen Zeit 

bei BRD 23% Auf zwei Studienplätze kamen drei Bewerber; von fünf Zugelassenen schlos-

sen vier Studium erfolgreich ab. Nur jeder 5. EOS-Schüler kam aus Produktionsarbeiterfami-

lien. 

1983 wurde die EOS auf die 11. und 12. Klassen reduziert. In der zweijährigen Abiturstufe 

wurde der Anteil der mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer auf Kosten von Deutsch, 

Fremdsprachen und die musischen Fächer erhöht. Das war zu wenig für eine anspruchsvolle 

Allgemeinbildung. Man geht wohl nicht fehl in der Annahme, dass diese Beschränkung der 

Abiturstufe nicht zu einer Leistungssteigerung, sondern eher zu einer Niveausenkung geführt 

hat. Ehe sich in der 11. Klasse das Schülerkollektiv recht zusammengefunden und angegli-

chen hatte, war das Schuljahr herum, während in der 12, Klasse die letzten drei Monate der 

Vorbereitung auf das Abitur gewidmet waren. 

Zwar kein Problem der Bildung, aber der Gesellschaft waren zu geringe Anreize für eine hö-

here Qualifizierung. So verdienten selbst vorzeitige Schulabgänger bald bei körperlich an-

strengender Tätigkeit mehr als ihre einstigen Klassenkameraden nach Abitur und Studium. 

Seit Mitte der 70er Jahre mehrten sich kritische Einwände zum Bildungswesen der DDR, vor 

allem nach Einführung des Wehrunterrichts, aber auch infolge ideologischer Überfrachtung 

des Schulbetriebs. Wer sich in Folge von mangelnder Loyalität gegenüber gesellschaftlichen 

Vorgaben mit der Nichtzulassung seiner Kinder zu höheren Bildungswegen sanktioniert sah 

(z.B. bei Nichtteilnahme an der Jugendweihe), nahm das nicht mehr einfach hin. Die Kritik an 

überzogener ideologischer Erziehung fand Rückhalt bei den Kirchen. Ethisch-moralische Fra-

gen erschienen als vernachlässigt, ebenso Probleme der ökologischen Verantwortung.  

Unverkennbar war bei zunehmender Zahl von Jugendlichen eine Verweigerungs- oder gar 

eine Oppositionshaltung gegenüber staatlichen Verlautbarungen und Forderungen. Das ging 

bis zum Zusammenfinden faschistoider Gruppen unter Jugendlichen in manchen Gebieten der 

DDR. 

Ausgrenzungspraktiken im Umgang mit Andersdenkenden standen im Widerspruch zur pro-

klamierten These, der Sozialismus brauche alle. Die Partei- und Staatsführung suchte diesen 

Widerspruch mit der Überbewertung des Eindrucks zentraler Aufmärsche und mit der vorge-

gaukelten Aussage, wir hätten „eine prächtige Jugend“ zu überdecken. 

 

Eine deutliche Mahnung hätten der DDR-Führung die Ergebnisse vom Meinungsumfragen 

unter Jugendlichen durch das Zentralinstitut für Jugendforschung Leipzig sein müssen. 

 
„Tendenzen der Identifikation mit der DDR Schüler 9. und 10. Klasse (ZIJ, 
1985/Lehrlinge.  
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 vollkommen mit Einschränkung kaum/überhaupt 

nicht 

 m/w m/w m/w 

1969 50/41 32/40 18/19 

1978 51/57 42/38 7/5 

1983 50/46 43/45 7/9 

1985 48/51 45/43 7/6 

1988 16/18 60/54 24/28 

1989 (Mai) 18/16 39/58 43/26 

Der Trendvergleich war durch zwei weitere Fragetexte ergänzt worden, die fast gleich lauten-
de Erkenntnisse erbrachten: »Ich bin stolz, ein junger Bürger unseres sozialistischen Staates 
zu sein« und »Ich fühle mich mit der DDR eng verbunden«. Diese Trends deuten darauf hin, 
dass die Identifikation mit der DDR und der Stolz auf dieses Land weit verbreitet waren und 
erstaunlich lange angehalten haben. Der Höhepunkt dieser Identifikation wurde offensichtlich 
in den Jahren 1972 bis 1975 erreicht. Auffallend in den obigen Statistiken sind natürlich die 
Resultate der Jahre 1988 und 1989, in denen die Identifikation mit der DDR erheblich zu-
rückging und sich ein großer Teil der Schüler von der DDR distanzierte. Erst in der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre wandelte sich die ursprüngliche vorbehaltlose Bejahung des Sozialismus 
in resignierende Ablehnung und Zurückhaltung. Aber trotz der gravierenden Einbrüche verän-
derte sich die Einstellung der Heranwachsenden nicht in eine absolute Gegnerschaft. Noch 
immer äußerten drei Viertel der Jugendlichen, wenn auch mit Einschränkungen, dass sie gern 
in diesem Lande lebten.“

5
 

In jedem Bildungssystem gibt es Gutes und Schlechtes. Jedes gesellschaftliche System be-
stimmt seine Zielsetzungen für die Bildung und Erziehung der Kinder und Jugendlichen. Es 
deutet die Geschichte nach seinen Interessen, indoktriniert die Heranwachsenden, um Kon-
formität ihres Verhaltens zu herrschender Politik und zum Wirtschaftssystem herbeizuführen 
und bestimmt Berufsaussichten und –entscheidungen nach seinen Intentionen. Bei aller Ähn-
lichkeit ist dabei aber doch zu fragen, wie es um die Grundziele der Herrschenden in den je-
weiligen gesellschaftlichen Ordnungen bestellt ist. Und die unterscheiden sich wesentlich! 

Ostdeutsche Schulen in der BRD nach 1990 
Statt nach dem zu Bewahrenden aus dem Bildungssystem der DDR zu fragen, wurde die 

Grundstruktur der BRD-Schulen auf die „neuen Bundesländer“ übertragen. Die Einheitsschu-

le wurde zugunsten des gegliederten Schulsystems der BRD ersetzt. Bald herrschte die Segre-

gation in Hauptschule, Realschule und Gymnasium mit der Entscheidung über den weiteren 

Bildungsweg nach dem 4. Schuljahr. Es ist dabei relativ belanglos, ob Haupt- und Realschu-

len unter abgewandelten Bezeichnungen als „Mittelschulen“ oder neuerdings in Sachsen als 

„Oberschulen“ firmieren. 

In der DDR-Schule galt es als Aufgabe, den Kindern unter einem Dach den Übergang zur 

Auffächerung des Unterrichts in den 5. Klassen so bruchlos wie möglich zu gestalten. 

Die frühe äußere Differenzierung nach der Grundschule erweist sich gleichzeitig als soziale 

Differenzierung, die in kaum einem anderen Lande der EU so stark ausgeprägt ist wie in 

Deutschland - eine Aussage, die im Ergebnis jeder PISA-Studie wiederholt wird. 

Übernommen wurde die bundesdeutsche Bildungsbürokratie, in der die Entscheidungsträger 

die in den einzelnen Bundesländern herrschenden Parteikoalitionen sind. So verfügt nun jedes 

der 16 Länder über ein von den anderen mehr oder minder abweichendes Bildungssystem, 

eigene Lehrpläne und Lehrbücher mit unterschiedlichen Zeitabläufen in den Unterrichtspro-

zessen, abweichenden Wertungsweisen, Standards für die Lehrerausbildung u.a.m. Bei Um-

                                                 
5 Nach Kirchhöfer in: Was war unsere Schule wert? S. 115. 
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zügen in ein anderes Land ergeben sich für Kinder Schwierigkeiten. Bisher sind die Bemü-

hungen der gemeinsamen Bildungsminister-Konferenzen noch recht bescheiden. 

Aus politischen und strukturellen Gründen setzte ab 1990 eine umfangreiche Entlassung von 

Lehrkräften ein. Direktoren, Parteisekretäre, Pionierleiter, obwohl ausgestattet mit Hoch-

schuldiplomen, galten als staatsnah und unzureichend qualifiziert. Lehrer für Staatsbürger-

kunde und polytechnischen Unterricht wurden nicht mehr gebraucht. Die wöchentlichen Un-

terrichtsverpflichtungen wurden erhöht, in Sachsen von 22/23 auf 28, Klassen vergrößert. 

Bald kam es zu Lehrermangel und bei finanziellen Beschränkungen (Vorrang der Finanzmi-

nister gegenüber „Kultus“ministern) zu zunehmenden Unterrichtsausfällen. 

Ein gleiches Recht auf Bildung bleibt nach wie vor als Verfassungsgrundsatz chancenlos. Das 

fehlende Recht auf Arbeit und der Lehrstellenmangel führte für viele Jugendliche in die bisher 

unbekannte Jugendarbeitslosigkeit. 

Basisdemokratische Ansätze und Vorstellungen aus der Wendezeit wurden beiseite gescho-

ben. 

Die jetzige Schule ist noch stärker Lernschule mit überfrachteten Lehrplänen, einem Punkte-

system bei Leistungsbewertungen, das zu unangemessenem Leistungsdruck führt. Ein hoher 

Prozentsatz von Schülern weist inzwischen psychosomatische Beeinträchtigungen auf. Lern-

schwierigkeiten bei Schülern versucht man heute mittels eines umfangreichen Systems von 

privaten Nachhilfeinstituten zu beheben, für deren Leistungen selbstverständlich bezahlt wer-

den muss. Sozial Schwache sind so wieder benachteiligt. Uneinheitliche Anforderungen an 

Abschlüsse führen immerhin zu Erwägungen über ein Zentralabitur. In der Diskussion befin-

den sich Überlegungen zu Rahmenlehrplänen, zu einer Ausweitung des Fremdsprachenunter-

richts u.a. 

Gemeinschaftsschulen, wie sie in einigen Ländern erfolgreich etabliert haben, stoßen immer 

noch auf den Widerstand konservativer Kräfte und sich als elitär verstehender Schichten, die 

das exklusive Gymnasium verteidigen. 

Bei PISA-Tests, so fragwürdig sie wie die überaus häufigen „Rankings“ auf vielen Gebieten 

auch sind, erscheint Deutschland auf eher unteren Mittelplätzen und freut sich auf bescheide-

ne Platzzuwächse, wobei die „neuen Bundesländer“ meist vorn liegen. Oft wird das den noch 

besser in DDR-Hochschulen ausgebildeten Lehrern zugeschrieben. 

Neuerungen seit 1990 sind ferner: 

Der 1996 eingeführte Rechtsanspruch auf Kindergartenbesuch, der infolge vorhandener Ka-

pazitäten im Osten leichter zu befriedigen ist, vorausgesetzt, die finanziellen Mittel stehen zur 

Verfügung. 

1996 gab es eine Rechtschreibreform, die auch nicht allen Erwartungen gerecht werden konn-

te. 

Vieles, was heute an Fortschritten in der Schule möglich ist, Ausstattung mit PC, Tablets, 

interaktiven Tafeln usw., ist eine Frage der technischen Entwicklungen in letzter Zeit. Ob 

diese technischen Möglichkeiten zu wachsenden geistigen Leistungen und mehr Kreativität 

führen werden, muss sich noch erweisen. Entgegenzusetzen wären dem u.U. Titel und Inhalt 

eines seinerzeit berühmten Buches von Paul Östreich, einem der profiliertesten entschiedenen 

Schulreformer: „Die Technik als Luzifer der Pädagogik“. 

Unerfüllt ist heute immer noch die Inklusion behinderter Kinder und Jugendlichen in den re-

gulären Schulbetrieb, wozu die personellen wie materiellen Voraussetzungen unerlässlich zu 

schaffen wären. 

 

Die Schulen der DDR waren als Vermittler von Bildung durchaus ein Erfolgsunternehmen. 

Die Schule und ihre Lehrer waren deshalb von der Mehrzahl der Schüler und Eltern akzep-

tiert. Das drückte sich auch in den 90er Jahren nach kurzem Irritiertsein in den folgenden Um-

frageergebnissen aus. 
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Fragen nach Überlegenheit BRD/DDR
6
 

Schulbildung 1990 1995 

BRD überlegen 36 11 

DDR überlegen 28 64 

Berufsausbildng   

BRD überlegen 36 12 

DDR überlegen 33 70 

 

Aus der Lehrerausbildung anno 1946 im Gedächtnis geblieben - ein Ausspruch des spani-

schen Pädagogen Ludwig Vives: „Fröhlich der Schüler, fröhlicher der Lehrer, am fröhlichsten 

der Rektor“.
7
 Er empfahl lustbetontes Lernen, Pflege erkenntnisfördernder Neugier, gemein-

schaftlichen Frohsinn im schulischen Alltag. Welch ein Kontrast zum heute gängigen Schul-

stress für Schüler und Lehrer. 

Die UNESCO beschrieb 1996 im Delors-Bericht vier Säulen eines ganzheitlichen Bildungs-

begriffs: Lernen, gemeinschaftlich zusammenzuleben; Lernen, Wissen zu erwerben; Lernen 

zu handeln; Lernen für das Leben.
8
 Von marktkonformem Nachwuchs ist darin nicht die Re-

de. 

Bleibt nur zu hoffen, dass sich bildungsreformerische Ideen in humanistischem Geiste und 

breiter gesellschaftlicher Akzeptanz recht bald einen Weg bahnen und die dafür nötigen fi-

nanziellen Möglichkeiten durch Umverteilung gesellschaftlicher Ressourcen erschlossen wer-

den. 

                                                 
6 Meyer ,a.a.O., S. 26) 
7 Juan Luis Vives, deutsch Johannes Ludwig Vives, 1492-1540, spanischer Humanist, Philosoph und Lehrer. 
8 Gefunden bei: Detlef Träbert, Schule heißt ursprünglich »Muße«. Stoffverdichtung, Leistungsdruck und Vergleichsarbeiten sorgen für mehr 

Stress in der Schule. Gesund ist das nicht – weder für die Schüler noch für die Lehrer. ND, 5.7.2014, S.24. 

 

http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Sprache
http://de.wikipedia.org/wiki/1492
http://de.wikipedia.org/wiki/1540
http://de.wikipedia.org/wiki/Spanien
http://de.wikipedia.org/wiki/Renaissance-Humanismus
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Die Schullandschaft in Pirna  

veränderte sich in den zurückliegenden Jahren gravierend. 

Hier ein Überblick über die Schullandschaft: 

Erweiterte Oberschulen Gymnasien 

EOS Prof. Dr. Rainer Fetscher Rainer Fetscher Gymnasium - vereinigt mit 

 Friedrich-Schiller Gymnasium unter dessen 

Namen 

 Johann-Gottfried-Herder- Gymnasium 

Zehnklassige polyt. Oberschulen Ober- bzw. Mittelschulen bzw. Grundschu-

len 

Goethe-Oberschule Goethe-Oberschule 

Schiller Oberschule Leerstand – Evang, Mittelschule (?) 

Lessing-Oberschule Lessing-Grundschule 

Pestaloszzi-Oberschule Copitz Pestalozzi-Oberschule 

Grotewohl-Oberschule Copitz Diesterweg-Grundschule 

Haak-Oberschule Copitz s.o. Herder-Gymn. 

Vater-Oberschule Copitz Aufgegeben u. abgerissen 

Gagarin-Oberschule Copitz Aufgegeben u. abgerissen 

Zimmering-Oberschule Sonnenstein abgerissen 

Ehrlich-Oberschule Sonnenstein Grundschule Sonnenstein 

Ludwig-Renn-Oberschule Sonnenstein Kurt-Krenz-Förderschule 

Dr. Sorge-Oberschule Sonnenstein Gauss-Oberschule 

Karl-Marx-Oberschule (Heinrich-Heine-Schule) – ev. Grundschule 

OS Rottwerndorf/Neundorf aufgegeben 

OS Zehista  

  

Kurt-Krenz-Sonderschule Kurt-Krenz-Förderschule (Neubau an Stelle der 

Ludwig-Renn-Oberschule) 

neu  Förderschule Heinrich Hofmann 

 

Das Friedrich-Schiller-Gymnasium ist seit 1998 bilinguales Gymnasium mit deutschen und 

tschechischen Schülern und auch mit tschechischem Sprachunterricht. Ihm wurde ein umfang-

reiches Internat für vorzugsweise tschechische Schüler angeschlossen. Das Schiller-

Gymnasium wurde mit dem Fetscher-Gymnasium vereinigt – bei Aufgabe des Namens Prof. 

Dr. Rainer Fetscher. 
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Anhang 

Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem 

vom 25. Februar 1965 (GBl. I Nr. 6 S. 83) 

Die Deutsche Demokratische Republik ist in das neue, das sozialistische Zeitalter eingetreten. Nach 
dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse ist der umfassende Aufbau des Sozialismus 
zum Hauptinhalt der schöpferischen Tätigkeit der Arbeiterklasse und des ganzen Volkes geworden. 
Die Verwirklichung der historischen Aufgaben des Programms des Sozialismus, das der VI. Parteitag 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands beschlossen hat, die Meisterung der technischen 
Revolution und die Entwicklung der sozialistischen Gemeinschaft, erfordert im Interesse der Gesell-
schaft und jedes einzelnen eine höhere Qualität unseres Bildungswesens, das einheitliche so-
zialistische Bildungssystem. 

Die Arbeiterklasse hat im Bunde mit den Genossenschaftsbauern und allen anderen Werktätigen un-
ter Führung der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands die Grundlagen für den Sieg des Sozi-
alismus geschaffen. Die Deutsche Demokratische Republik ist zu einem leistungsfähigen, modernen 
Industriestaat und zu einem Bollwerk des Friedens geworden. Sie ist fest mit der sozialistischen Sow-
jetunion, den anderen Staaten der sozialistischen Gemeinschaft und allen friedliebenden Völkern ver-
bunden. Die Menschen der Deutschen Demokratischen Republik sind frei von Ausbeutung und Unter-
drückung, sie leben in sozialer Sicherheit. Die Frauen sind gleichberechtigt. Ihrer Förderung und Ent-
wicklung wird entsprechend ihrer wichtigen Rolle in der sozialistischen Gesellschaft besondere Auf-
merksamkeit gewidmet. Die ganze Liebe und Fürsorge des Arbeiter-und-Bauern-Staates gehört der 
jungen Generation, die große Leistungen in der Produktion, im politischen und kulturellen Leben voll-
bringt. Die Partei der Arbeiterklasse die Regierung und die Nationale Front des demokratischen 
Deutschland setzen sich stets dafür ein, der Jugend Verantwortung zu übertragen, ihr Vertrauen zu 
schenken und ihr alle Möglichkeiten zur Qualifizierung für den Beruf und für das gesellschaftliche Le-
ben zu geben. 

Alle Bürger unseres Staates, unabhängig von ihrem Geschlecht, von ihrer sozialen Stellung, ihrer 
weltanschaulichen Überzeugung, ihrem Glaubensbekenntnis und ihrer Rasse, besitzen gleiche Rech-
te. Das Bildungsprivileg der Ausbeuterklassen ist gebrochen. Wie einst von den besten humanis-
tischen Denkern des deutschen Volkes erträumt und gefordert, ist bei uns der Zugang zur Wissen-
schaft, Kultur und Technik allen geöffnet; jeder vermag seine Fähigkeiten voll zu entfalten. Alle Wege 
zur verantwortlichen und leitenden Arbeit in Beruf und Gesellschaft stehen den Bürgern offen. 

So ist in der Deutschen Demokratischen Republik die sozialistische Gemeinschaft gewachsen. Es 
gilt der Grundsatz: Alles mit dem Volk, alles durch das Volk, alles für das Volk. 

Die wichtigsten Ziele beim umfassenden Aufbau des Sozialismus bestehen darin, die technische Re-
volution zu meistern, die nationale Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik zu entwi-
ckeln, die Produktion und die Arbeitsproduktivität auf der Grundlage des höchsten Standes von Wis-
senschaft und Technik, vor allem in den führenden Zweigen und durch die Anwendung des neuen 
ökonomischen Systems der Planung und Leitung der Volkswirtschaft zu steigern. 

Die Wissenschaften befinden sich in einem außerordentlichen Aufschwung. Sie erfassen immer neue 
Gebiete und durchdringen sich gegenseitig. Die Zeitspannen zwischen wissenschaftlichen Ent-
deckungen und ihrer industriellen Verwertung verkürzen sich zunehmend. Vollmechanisierung und 
Automatisierung, verbunden mit dem Übergang zu kontinuierlichen Produktionsprozessen und zu 
hochproduktiven Fertigungsverfahren, das Eindringen chemischer Produkte und chemischer Verfah-
renstechniken in nahezu alle Gebiete unserer Wirtschaft und unseres täglichen Lebens, die Anwen-
dung der Elektronik und Kybernetik, die Erschließung neuer Energiequellen und die Erhöhung des 
Wirkungsgrades aller energetischen Prozesse und der schrittweise Übergang zu industriemäßigen 
Produktionsmethoden in der Landwirtschaft sind Grundzüge der sich vollziehenden technischen Re-
volution. Sie stellt hohe Forderungen an die Bildung des Menschen der sozialistischen Gesellschaft. 

Die Erfordernisse der Wissenschaft und der technischen Revolution, die bewußte Anwendung der 
ökonomischen Gesetze des Sozialismus und die Gestaltung der sozialistischen Gemeinschaft, Demo-
kratie und Kultur bestimmen die Entwicklung der neuen Wesenszüge der Menschenbildung in unserer 
Zeit. Das sozialistische Bewußtsein wird in wachsendem Maße zur Grundlage der schöpferischen Ak-
tivität der Bürger. 

Diese objektiven Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen Entwicklung in der Deutschen De-
mokratischen Republik erfordern, das Bildungssystem mit den Aufgaben des umfassenden Aufbaus 
des Sozialismus in Übereinstimmung zu bringen. Sie verlangen eine dem modernen Stand der Wis-



24 

 

senschaft und Technik angemessene Bildung und Erziehung, die es ermöglichen, die Menschen, vor 
allem in der Arbeit, in der Gemeinschaft der Arbeitenden und durch die gegenseitige Hilfe zu Persön-
lichkeiten zu erziehen, die der Deutschen Demokratischen Republik, ihrem sozialistischen Vaterland, 
treu ergeben und bereit sind, sie zu stärken und zu verteidigen. So werden bei dem umfassenden 
Aufbau des Sozialismus die technische Revolution und das Streben nach der gebildeten Nation zu ei-
ner Einheit. 

Ein hohes Niveau der Bildung und des sozialistischen Verhaltens der Menschen beeinflußt ent-
scheidend das Tempo des gesellschaftlichen Fortschritts. Zugleich werden Bildung und Kultur in ei-
nem noch weit höheren Maße als bisher zur Sache des ganzen Volkes. 

Zur Erreichung dieser Ziele ist es notwendig, das einheitliche sozialistische Bildungssystem zu 
schaffen. Es dient dem Wachsen und Werden allseitig gebildeter, das heißt sozialistisch bewußter, 
hochqualifizierter, gesunder, geistig und körperlich leistungsfähiger, kulturvoller Menschen, die fähig 
und bereit sind, die historischen Aufgaben unserer Zeit zu erfüllen. 

Bei dieser weiteren tiefgreifenden Umwälzung in der Geschichte des humanistischen Kampfes für 
die Bildung des ganzen Volkes stützt sich die Deutsche Demokratische Republik darauf, daß sie sich 
bereits ein leistungsfähiges und bewährtes Bildungssystem geschaffen hat. 

Die antifaschistisch-demokratische Schul- und Hochschulreform befreite das Bildungswesen von 
den verhängnisvollen Einflüssen des deutschen Imperialismus, Militarismus, Nationalismus und Fa-
schismus. Das Bildungsmonopol der Besitzenden wurde gebrochen. Die von der revolutionären deut-
schen Arbeiterbewegung und auch schon von den demokratischen Pädagogen des Bürgertums ge-
forderten schulpolitisch-pädagogischen Prinzipien der Weltlichkeit, der Einheitlichkeit, der Staatlichkeit 
des Bildungswesens, der Wissenschaftlichkeit des Bildungsgutes und der Gleichheit der Bildungs-
möglichkeiten wurden erfüllt, und alles Antihumanistische verschwand aus den Schulstuben und den 
Hörsälen. Ein organisch gegliedertes, einheitliches Schulsystem mit einer achtjährigen Grundschule 
entstand. Die Einklassenschule auf dem Dorfe wurde Zug um Zug beseitigt. In allen Schulformen wur-
de in wachsendem Maße eine hohe Allgemeinbildung für alle Kinder des Volkes gesichert. Die junge 
Generation wurde im Geiste des Friedens, der Völkerfreundschaft und des Humanismus erzogen. 

Die Universitäten und Hochschulen stehen erstmals in der deutschen Geschichte den Kindern der 
Arbeiter und Bauern offen. Die Universitäten, Hoch- und Fachschulen sind wahrhafte Bildungsstätten 
des Volkes geworden, weil die Deutsche Demokratische Republik nicht nur das Recht auf Bildung 
proklamiert, sondern auch die materiellen Voraussetzungen für die Wahrnehmung dieses Rechtes 
durch alle Volksschichten geschaffen hat. 

Der sozialistische Aufbau stellte auch an das Bildungswesen höhere Anforderungen. Die so-
zialistische Schule entstand, die sich durch die weitere Erhöhung des Bildungsniveaus in allen Fä-
chern und auf allen Stufen, durch die enge Verbindung mit dem Leben, durch die Verbindung von 
Unterricht und produktiver Arbeit, durch die Einführung des polytechnischen Unterrichts und durch, die 
Erweiterung der allgemeinbildenden Schule auf zehn Jahre auszeichnet. 

Schon mit der antifaschistisch-demokratischen Schulreform wurde den Eltern und Organisationen 
der Werktätigen und der Jugend, insbesondere den Gewerkschaften und der Freien Deutschen Ju-
gend, das Recht zur Mitgestaltung des Bildungswesens gesetzlich gesichert. Heute arbeiten die Bür-
ger unserer Republik in den Volksvertretungen und ihren ständigen Kommissionen, in Tausenden von 
Elternbeiräten, in polytechnischen Räten, wissenschaftlichen Beiräten und Fachkommissionen ver-
antwortlich an der Lösung von Bildungs- und Erziehungsaufgaben mit. 

Diese grundlegenden Veränderungen im Bildungswesen wurden ermöglicht, weil in der Deutschen 
Demokratischen Republik die geeinte Arbeiterklasse im Bunde mit allen Werktätigen die Macht aus-
übt. Die Arbeiterklasse hat auch im Bildungswesen die Führung der Nation übernommen. 

Das einheitliche sozialistische Bildungssystem soll nunmehr den Erfordernissen des umfassenden 
Aufbaus des Sozialismus in Übereinstimmung mit der Perspektive unserer Gesellschaft entsprechen. 
Vor allem geht es darum, die Schule noch enger mit dem Leben zu verbinden. Der Bildungsinhalt ist 
den neuesten Erkenntnissen von Wissenschaft, Technik und Kultur anzupassen. Eine lebensnahe, 
sozialistische Erziehung, in deren Zentrum die Erziehung zur Arbeit steht, ist zu gewährleisten. Die 
einzelnen Glieder des Bildungswesens sind inhaltlich und strukturell so zusammenzufügen, daß sie 
ein geschlossenes, in sich abgestimmtes Ganzes bilden. 

So wird es möglich sein, das wissenschaftliche Niveau von Bildung und Erziehung auf allen Stufen 
des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems weiter zu erhöhen und durch den kontinuierlichen 
Bildungs- und Erziehungsprozeß eine noch höhere Wirksamkeit des gesamten Bildungswesens zu er-
reichen. Die Bildungspolitik unseres sozialistischen Staates wird damit auf einer höheren Stufe folge-
richtig weitergeführt. 

Die Errungenschaften der Deutschen Demokratischen Republik auf dem Gebiet des Bildungs-
wesens und ihr weiterer systematischer Ausbau sind eine nationale Leistung, die für ganz Deutsch-
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land beispielhaft ist. Das sozialistische Bildungswesen der Deutschen Demokratischen Republik ist 
dem Bildungswesen in Westdeutschland um eine ganze historische Epoche voraus. 

In Westdeutschland bestimmt der staatsmonopolistische Kapitalismus den Erziehungs- und Bil-
dungsinhalt in den Schulen und Hochschulen. Die heranwachsende Generation wird - teils offen, teils 
verhüllt - im Sinne revanchistischer, neokolonialistischer, militaristischer Ideologien, vor allem im Sinne 
des Antikommunismus, beeinflußt. Die deutsche Geschichte wird verfälscht, die Traditionen des Hu-
manismus und des Fortschritts werden mißachtet. Alle diese Erscheinungen und die Aufrechterhal-
tung des Bildungsprivilegs der herrschenden Klassen kennzeichnen den antinationalen, gegen die 
Interessen des Volkes gerichteten Charakter des westdeutschen Bildungswesens. 

Die Alternative zu dieser imperialistischen Bildungspolitik ist die demokratische Erneuerung der 
Schulen, Hochschulen und aller anderen Bildungseinrichtungen Westdeutschlands. Sie ist ein großer 
Prozeß des Kampfes der Arbeiterklasse im Bunde mit allen demokratischen Kräften zur schrittweisen 
Zurückdrängung aller Einflüsse des Militarismus und Imperialismus, des Kampfes um einen demokra-
tischen und humanistischen Inhalt der Bildung und Erziehung der Jugend. Die Demokratisierung des 
westdeutschen Bildungswesens wird dazu beitragen, Verhältnisse zu schaffen, die eine Annäherung 
der beiden deutschen Staaten und die Wiedervereinigung Deutschlands auf dem Wege von Ver-
handlungen ermöglichen. Eine endgültige Lösung dieser Fragen der Bildung und Erziehung wird je-
doch erst erreicht, wenn die Macht des staatsmonopolistischen Kapitalismus in Westdeutschland ü-
berwunden ist. 

Für den Kampf um demokratische Veränderungen im Bildungswesen Westdeutschlands weist das 
Beispiel des fortgeschrittenen Bildungswesens der Deutschen Demokratischen Republik den Weg, der 
zum Recht auf Bildung für alle Kinder des Volkes, zur Demokratisierung der Schule und zu einer Bil-
dung und Erziehung im Geiste des gesellschaftlichen Fortschritts führt. Die Deutsche Demokratische 
Republik sieht auch auf dem Gebiete des Bildungswesens ihre nationale Aufgabe darin, den Weg zu 
zeigen, der allein im Interesse des deutschen Volkes und seiner glücklichen Zukunft liegt. 

Das einheitliche sozialistische Bildungssystem setzt neue Maßstäbe einer lebensverbundenen, 
demokratischen und humanistischen Menschenbildung für die ganze deutsche Nation. 

Es gibt neue Impulse für die große Lernbewegung des ganzen Volkes, Millionen Menschen qualifi-
zieren sich und erreichen ein höheres Bildungsniveau. Indem sie arbeitend lernen und lernend arbei-
ten, haben sie den Weg zur gebildeten, sozialistischen Nation beschritten. 

Im einheitlichen sozialistischen Bildungssystem verwirklicht sich die leitende kulturell-erzieherische 
Funktion des sozialistischen Staates, der sich auf die Entfaltung der sozialistischen Demokratie stützt. 
Die Ziele des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems sind Sache des ganzen Volkes. Für sie 
wirken die Kindergärtnerinnen, die Lehrer der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschulen, die 
Berufs- und Fachschullehrer, die Hochschullehrer, die Leiter, Meister und Lehrausbilder der Betriebe, 
die Eltern und die Familie, der im Sozialismus eine neue moralische und erzieherische Rolle zukommt, 
die gesellschaftlichen Organisationen und alle Kräfte der Gesellschaft. 

Die Verwirklichung des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems hat in Verbindung mit der Si-
cherung aller wissenschaftlichen, organisatorischen und ökonomischen Voraussetzungen planmäßig 
und schrittweise zu erfolgen. Dabei ist die Kontinuität des Bildungs- und Erziehungsprozesses zu wah-
ren. 

Die Lösung dieser geschichtlichen Aufgabe wird ermöglicht durch die Leistungen der Werktätigen. 
Sie bedarf der Anstrengungen aller Staats- und Wirtschaftsorgane und aller gesellschaftlichen Kräfte. 

Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik beschließt: 
 
Grundsätze und Ziele des einheitlichen sozialistischen Bildungs-
systems und gesellschaftliche Erziehungsfaktoren 

§ 1 

(1) Das Ziel des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems ist eine hohe Bildung des ganzen 

Volkes, die Bildung und Erziehung allseitig und harmonisch entwickelter sozialistischer Persön-

lichkeiten, die bewußt das gesellschaftliche Leben gestalten, die Natur verändern und ein erfülltes, 

glückliches, menschenwürdiges Leben führen. 

(2) Das sozialistische Bildungssystem trägt wesentlich dazu bei, die Bürger zu befähigen, die sozia-
listische Gesellschaft zu gestalten, die technische Revolution zu meistern und an der Entwicklung der 
sozialistischen Demokratie mitzuwirken. Es vermittelt den Menschen eine moderne Allgemeinbildung 
und eine hohe Spezialbildung und bildet in ihnen zugleich Charakterzüge im Sinne der Grundsätze 
der sozialistischen Moral heraus. Das sozialistische Bildungssystem befähigt sie, als gute Staatsbür-
ger wertvolle Arbeit zu leisten, ständig weiter zu lernen, sich gesellschaftlich zu betätigen, mitzuplanen 
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und Verantwortung zu übernehmen, gesund zu leben. die Freizeit sinnvoll zu nutzen, Sport zu treiben 
und die Künste zu pflegen. 

(3) Dieses Ziel eint den sozialistischen Staat und alle gesellschaftlichen Kräfte in gemeinsamer Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit. 

 

§ 2 

(1) Der sozialistische Staat sichert mit dem einheitlichen sozialistischen Bildungssystem allen Bür- 
gern der Deutschen Demokratischen Republik das gleiche Recht auf Bildung. 

(2) Die grundlegenden Bestandteile des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems sind: 
- die Einrichtungen der Vorschulerziehung, 
- die zehnklassige allgemeinbildende polytechnische Oberschule, 
- die Einrichtungen der Berufsausbildung, 
- die zur Hochschulreife führenden Bildungseinrichtungen, 
- die Ingenieur- und Fachschulen, 
- die Universitäten und Hochschulen, 
- die Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen. 

Die Sonderschuleinrichtungen nehmen Kinder mit physischen oder psychischen Schädigungen auf. 

(3) Die Einheitlichkeit in der Zielsetzung und im Aufbau des sozialistischen Bildungssystems 
schließt, entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen und den individuellen Begabungen, Dif-
ferenzierungen in den Bildungswegen auf den oberen Stufen ein. 

(4) Das sozialistische Bildungssystem ist so aufgebaut, daß jedem Bürger der Übergang zur jeweils 
nächsthöheren Stufe bis zu den höchsten Bildungsstätten, den Universitäten und Hochschulen, mög-
lich ist. Für die höheren Bildungseinrichtungen werden die Besten und Befähigsten ausgewählt. Dabei 
ist die soziale Struktur der Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Republik zu berücksichtigen. 

§ 3 

(1) Im sozialistischen Bildungssystem erhalten alle Bürger eine hohe Allgemeinbildung. Unter dem 
Einfluß der stürmischen Entwicklung der Wissenschaft und ihrer Rolle als unmittelbare Produktivkraft, 
der technischen Revolution und im Zusammenhang mit der grundlegend veränderten Stellung der 
Menschen in der sozialistischen Gesellschaft und mit der Gestaltung der sozialistischen Kultur wandelt 
sieh der Inhalt der Allgemeinbildung. Bestandteile einer modernen, sozialistischen Allgemeinbildung 
sind die mathematische, naturwissenschaftliche und polytechnische, die staatsbürgerliche, gesell-
schaftswissenschaftliche und moralische, die muttersprachliche, fremdsprachliche, ästhetische und 
körperliche Bildung und Erziehung. 

(2) Die Allgemeinbildung legt die Fundamente für jede Spezialbildung. In den oberen Stufen des 
sozialistischen Bildungssystems wird die Allgemeinbildung fortgeführt. 

(3) Die Spezialbildung bereitet auf die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit vor. Sie umfaßt Fach-
wissen und berufliches Können. 

(4) Es sind feste, anwendungsbereite und erweiterungsfähige Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten zu vermitteln. Die selbständige Aneignung des Bildungsgutes, das logische Denken, die schöp-
ferische Arbeit und das Streben nach ständiger Erweiterung der Bildung und fachlicher Qualifizierung 
sind systematisch auszubilden. Phantasie, Tatendrang und der Sinn für die Schönheiten des Lebens 
und der Kunst sind zu entwickeln. 

 

§ 4 

(1) Im sozialistischen Bildungssystem gilt der Grundsatz der Verbindung von Bildung und Erzie- 
hung mit dem Leben, der Verbindung von Theorie und Praxis, der Verbindung von Lernen und Studi- 
um mit produktiver Tätigkeit. 

(2) Durch die Verbindung von Bildung und Erziehung mit produktiver Arbeit, von Theorie und Praxis 
im Bildungs- und Erziehungsprozeß ist zu sichern, daß die Schüler, Lehrlinge und Studenten zur 
schöpferischen Arbeit, zur stetigen Vervollkommnung ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, 
zum Anwenden des Gelernten in der Praxis und zum selbständigen Forschen befähigt werden. 

(3) Die Verbindung von Unterricht und produktiver Arbeit schließt in der Oberschule die Berufs- und 
Studienorientierung ein. Sie soll dazu beitragen, die Übereinstimmung zwischen den Volkswirtschaftli-
chen Erfordernissen und den Begabungen und Neigungen des einzelnen herzustellen. 

(,'F) Die Aktivität und die Verantwortung der Jugend werden durch die Mitwirkung am gesell-
schaftlichen Leben in den Bildungseinrichtungen, in der Volkswirtschaft und in der Öffentlichkeit ge-
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fördert. Im Bildungs- und Erziehungsprozeß wird die Jugend durch die Lösung konkreter Aufgaben 
zum bewußten Handeln für den Sozialismus erzogen. 

 

§ 5 

(1) Im sozialistischen Bildungssystem gilt der Grundsatz der Einheit von Bildung und Erziehung. 

(6) Die Schüler, Lehrlinge und Studenten sind zur Liebe zur Deutschen Demokratischen Republik 
und zum Stolz auf die Errungenschaften des Sozialismus zu erziehen, um bereit zu sein, alle Kräfte 
der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen, den sozialistischen Staat zu stärken und zu verteidigen. Sie 
sollen die Lehren aus der deutschen Geschichte, besonders der Geschichte der deutschen Arbeiter-
bewegung, begreifen. Sie sind im Geiste des Friedens und der Völkerfreundschaft, des sozialistischen 
Patriotismus und Internationalismus zu erziehen. 

(7) Die Schüler, Lehrlinge und Studenten sind zur Liebe zur Arbeit, zur Achtung der Arbeit und der 
arbeitenden Menschen zu erziehen. Sie sollen darauf vorbereitet werden, körperliche und geistige Ar-
beit zu leisten, sich im gesellschaftlichen Leben zu betätigen, Verantwortung zu übernehmen und sich 
in der Arbeit und im Leben zu bewähren. 

(8) Den Schülern, Lehrlingen und Studenten sind gründliche Kenntnisse des Marxismus-
Leninismus zu vermitteln. Sie sollen die Entwicklungsgesetze der Natur, der Gesellschaft und des 
menschlichen Denkens erkennen und anzuwenden verstehen und feste sozialistische Überzeugungen 
gewinnen. So werden sie befähigt, den Sinn des Lebens in unserer Zeit zu begreifen, sozialistisch zu 
denken, zu fühlen und zu, handeln und für die Überwindung von Widersprüchen und Schwierigkeiten 
bei der Lösung von Aufgaben zu kämpfen. 

(9) Der Bildungs- und Erziehungsprozeß und das Leben der Schüler, Lehrlinge und Studenten sind 
so zu gestalten, daß sie im Kollektiv und durch das Kollektiv zum bewußten staatsbürgerlichen und 
moralischen Verhalten erzogen werden. Sie sollen verstehen lernen, daß Hilfsbereitschaft, Freund-
lichkeit, Höflichkeit und Zuvorkommenheit, Achtung gegenüber ihren Eltern und allen älteren Men-
schen sowie ehrliche und saubere Beziehungen zwischen den Geschlechtern Charaktereigenschaften 
der sozialistischen Persönlichkeit sind. 

 

§ 6 

(1) Im sozialistischen Bildungssystem bietet sich allen Menschen die Möglichkeit, ihre Begabungen 

und Talente zu entwickeln. In allen Bildungseinrichtungen sind hohe Anforderungen an Wissen, Kön-
nen und Verhalten zu stellen. Zurückbleibenden ist die erforderliche Hilfe durch die Lehrkräfte und die 

Gemeinschaft zu geben. 

(2) Mit der Erhöhung des Bildungsniveaus für alle Lernenden sind Maßnahmen zur Förderung be-
sonderer Begabungen und Talente zu treffen. Durch das bessere Eingehen auf das individuelle Leis-
tungsvermögen der Lernenden im Unterricht und in der Fach- und Hochschulausbildung, durch die 

Einrichtung von Spezialschulen und -klassen, durch spezielle Bildungsveranstaltungen an Fach- und 
Hochschulen, durch außerunterrichtliche Bildungsveranstaltungen und andere Maßnahmen sind die 
Begabungen zu fördern. 

(3) Die Erfüllung der Ziele des sozialistischen Bildungssystems verlangt rationelle Organi-
sationsformen der Bildung -Lind Erziehung sowie intensive Methoden des Lehrens und Lernens, mit 
denen hohe Ergebnisse in allen Bildungsveranstaltungen erreicht werden. 

(4) Das selbständige Lernen der Schüler, Lehrlinge und Studenten ist vor allem durch die Einfüh-
rung in Techniken und Methoden der geistigen Arbeit, durch die Nutzung moderner Informations- und 
Bildungsmittel zu fördern. Es sind dem neuesten Stand von Wissenschaft und Technik entsprechende 
Lehrmittel, Dokumentationen und Arbeitsmittel für Schüler, Lehrlinge und Studenten zu nutzen. 

(5) Filme, Werke der Literatur und Kunst, Fernsehen, Rundfunk und Presse, Bibliotheken und Mu-
seen sollen den Bildungs- und Erziehungsprozeß unterstützen. 

§ 7 

(1) Bei der sozialistischen Bildung und Erziehung wirken staatliche Institutionen, gesellschaftliche 

Organisationen und die Familie eng zusammen. Die Einrichtungen des sozialistischen Bil-

dungssystems vereinen als Zentren von Bildung und Erziehung die vielfältigen staatlichen und gesell-

schaftlichen pädagogischen Bemühungen. Sie koordinieren die erzieherischen Wirkungen der Arbeit, 

des gesellschaftlichen Lebens der Jugend, ihrer kulturelle n. und sportlichen Betätigung. 
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(2) Die Lehrkräfte aller Bildungseinrichtungen tragen eine hohe Verantwortung für die Erfüllung der 
Ziele und Aufgaben des sozialistischen Bildungssystems. Das erfordert von ihnen umfassendes Wis-
sen und Können sowie ein vorbildliches sozialistisches Verhalten. 

(3) Die sozialistischen Betriebe und die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sind 
wichtige Bildungsstätten. Sie haben zu gewährleisten, daß die Schüler, Lehrlinge und Studenten am 
Leben des Betriebes teilnehmen, an die moderne Wissenschaft und Technik herangeführt und dabei 
in die sozialistische Gemeinschaftsarbeit der Brigaden und Forschungskollektive einbezogen werden. 

(4) In der Deutschen Demokratischen Republik hat die Familie große Aufgaben und eine hohe Ver-
antwortung bei der Erziehung der Kinder zu tüchtigen Menschen, zu guten Staatsbürgern. Im sozialis-
tischen Staat besteht zwischen den gesellschaftlichen Bildungs- und Erziehungszielen und den Inte-
ressen der Eltern Übereinstimmung. Es wird gesichert, was alle Eltern für ihre Kinder erstreben: eine 
friedliche Zukunft, eine sichere Perspektive, eine gründliche Bildung und Erziehung, die auf das Leben 
vorbereitet. Die Einrichtungen des sozialistischen Bildungssystems arbeiten eng mit dem Elternhaus 
zusammen und helfen der Familie bei der Erziehung der jungen Generation. 

(5) Die Jugend in der Deutschen Demokratischen Republik trägt eine hohe Verantwortung für ihre 
Bildung und Erziehung. Sie nutzt durch eigene Initiative die Möglichkeiten, die ihr die Gesellschaft für 
ihre Entwicklung zu hochgebildeten jungen Sozialisten bietet. Der Jugend wird Vertrauen geschenkt 
und eine große Verantwortung beim Lernen, in der Arbeit und in der Freizeit übertragen. Die Einrich-
tungen des sozialistischen Bildungssystems arbeiten daher eng mit der Freien Deutschen Jugend und 
ihrer Pionierorganisation "Ernst Thälmann", der selbständigen politischen Organisation der heran-
wachsenden Generation, zusammen. 

(6) Die Betätigung in Pionierhäusern, Stationen und Klubs Junger Techniker, Stationen Junger Na-
turforscher, Stationen Junger Touristen, Studentenklubs, Studententheatern, studentischen Kon-
struktionsbüros, in Arbeits- und Interessengemeinschaften und in den Sportgemeinschaften ist ein 
fester Teil des sozialistischen Bildungs- und Erziehungsprozesses. Sie dient in besonderem Maße der 
Förderung von Begabungen und Talenten. 

ZWEITER TEIL 

Schulpflicht - Schulgeldfreiheit 

§ 8 

(1) In der Deutschen Demokratischen Re publik besteht allgemeine zehnjährige Oberschulpflicht. 
Sie entspricht dem Recht aller Kinder und Jugendlichen auf Oberschulbildung. 

(2) Die allgemeine Oberschulpflicht besteht vom beginnenden 7. Lebensjahr für alle Kinder, deren 
Erziehungspflichtige ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen Re-
publik haben. 

(3) Die allgemeine Oberschulpflicht ist durch den Besuch der zehnklassigen allgemeinbildenden 
polytechnischen Oberschule zu erfüllen. In bestimmten Fällen kann die Oberschulbildung in den Ein-
richtungen der Berufsausbildung oder der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen beendet werden. 

(4) Berufsschulpflichtig sind Jugendliche, die in einem Lehrverhältnis stehen oder die gemäß Ab-
satz 3 die Oberschulbildung in den Einrichtungen der Berufsausbildung bzw. der Aus- und Weiterbil-
dung der Werktätigen zu beenden haben. Für Jugendliche im Lehrverhältnis dauert die Berufsschul-
pflicht bis zur Beendigung der Lehrzeit. Mit Absolventen der Oberschulen, die in keinem Lehrverhältnis 
stehen, haben die Betriebe Qualifizierungsverträge abzuschließen. 

(5) Schulpflichtige mit physischen oder psychischen Schädigungen erfüllen ihre Schulpflicht in den 
für sie vorgesehenen staatlichen Sonderschuleinrichtungen. 

(6) Einzelheiten gemäß Absätze 2, 3 und 5 regeln der Minister für Volksbildung, gemäß Absatz 4 
der Vorsitzende der Staatlichen Plankommission. 

 

§ 9 

(1) In der Deutschen Demokratischen Republik besteht Schulgeldfreiheit. 

(2) Das Direktstudium an den Universitäten, Hoch- und Fachschulen ist für alle Bürger der Deut-
schen Demokratischen Republik gebührenfrei. 

(3) Für die Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen erlassen die Leiter der zu-
ständigen Organe des Ministerrates besondere Regelungen. 
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(4) Lernmittelfreiheit und Erziehungsbeihilfen können gewährt werden. 

(5) An Studenten im Direktstudium an den Universitäten, Hoch- und Fachschulen können ent- 
sprechend dem Leistungsprinzip und der sozialen Lage Stipendien gewährt werden. 

 

DRITTER TEIL 

Kinderkrippen und Kindergärten 1. Abschnitt Kinderkrippen § 10 

(1) In den Kinderkrippen werden vorwiegend Kinder, deren Mütter berufstätig sind oder studieren, 
von den ersten Lebenswochen bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres, in engem Zusammenwirken 
mit der Familie gepflegt und erzogen. 

(2) In den Kinderkrippen ist zu gewährleisten, daß sich die Kinder gesund und, vor allein durch das 
Spiel, körperlich und geistig harmonisch entwickeln. Die Kinder sind mit ihrer unmittelbaren Umwelt 
bekannt zu machen, damit sie ihren Lebenskreis kennenlernen und ihrem Alter entsprechend allmäh-
lich erweitern. Die Empfindungs- und Erlebnisfähigkeit und das Sprechen und Denken sind systema-
tisch zu entwickeln. Durch vielseitige körperliche Erziehung ist unter weitgehender Ausnutzung von 
Licht, Luft und Sonne der kindliche Organismus zu kräftigen. Bis zum Ende des Krippenalters sind 
Grundformen der Haltung und Bewegung sowie elementare hygienische Gewohnheiten herauszubil-
den. Der Tagesablauf in der Krippe ist so zu gestalten, daß die Kinder an Ordnung und Regelmäßig-
keit gewöhnt werden und die Selbständigkeit dem Alter der Kinder gemäß gefördert wird. 

(3) Die für die planmäßige Pflege und pädagogische Arbeit in den Kinderkrippen verantwortlichen 
Kräfte sind entsprechend zu qualifizieren. 

(4) Für die Errichtung und Unterhaltung betrieblicher Kinderkrippen sind die Betriebe und Genos-
senschaften verantwortlich. Die Errichtung von Kinderkrippen bedarf der staatlichen Genehmigung. 

(5) Das Ministerium für Gesundheitswesen hat die einheitlichen Grundsätze für die Arbeit in den 
Kinderkrippen zu erlassen. 

 
Kindergärten, Spiel- und Lernnachmittage 

§ 11 

(1) Die Kindergärten sind Stätten frohen Kinderlebens. Sie nehmen Kinder vom 3. Lebensjahr bis 
zum Beginn der Schulpflicht, besonders von berufstätigen und studierenden Müttern auf. In den Kin-
dergärten lernen die Kinder, in zunehmendem Maße selbständig in der Gemeinschaft tätig zu sein. Sie 
sind in einer ihren Kräften und Fähigkeiten angemessenen Weise auf das Lernen in der Schule vorzu-
bereiten und mit dem sozialistischen Leben und dem Schaffen der werktätigen Menschen bekannt zu 
machen. Dabei wirken Kindergarten und Schule zusammen. 

(2) Die Bildung und Erziehung im Kindergarten hat folgende Schwerpunkte: 

- Es ist für eine gesunde körperliche und geistige Entwicklung der Kinder zu sorgen. Das erfordert 
Ordnung, einwandfreie hygienische Bedingungen und tägliche Körperübungen und Spiele. 

- Aufmerksamkeit, Phantasie, Gedächtnis und Denkvermögen der Kinder sind zu entwickeln. Vor-
rangige Bedeutung hat die Muttersprache. Die Kinder lernen, lautrein und zusammenhängend zu 
sprechen. Sie erwerben entsprechend ihrem physischen und psychischen Entwicklungsstand e-
lementare Kenntnisse von unserem sozialistischen Leben und von der Natur. Sie sind mit einfa-
chen Zeit-, Mengen- und Raumvorstellungen vertraut zu machen. 

- Die Freude der Kinder am Malen, Modellieren und Basteln, am Singen, Tanzen und der Sinn für 
das Schöne in der Natur und in unserem gesellschaftlichen Leben sind zu wecken. 

- Die Kinder sind zur Liebe zu ihrer sozialistischen Heimat und zum Frieden zu erziehen. Die 
Freundschaft unter den Kindern aller Nationen, die gegenseitige Hilfsbereitschaft, das Ge-
meinschaftsgefühl, die Wahrheitsliebe und die Liebe und Achtung den Eltern und allen anderen 
arbeitenden Menschen gegenüber sind zu entwickeln. Durch einen sinnvollen Tagesablauf sind 
feste Gewohnheiten herauszubilden. Die Kinder sind daran zu gewöhnen, einfache Pflichten zu ü-
bernehmen und sich selbst zu bedienen. 

 

(3) Wichtigstes Erziehungsmittel im Kindergarten ist das Spiel. Im Spiel setzen sich die Kinder mit 
ihrer Umwelt auseinander und entwickeln ihre körperlichen und geistigen Fähigkeiten. Die .Kinder sind 
allmählich an ein systematisches Lernen in der Gruppe heranzuführen. 
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(4) Die Erzieherinnen arbeiten nach einem staatlichen Bildungs- und Erziehungsplan. Sie wirken 
vertrauensvoll mit den Eltern zusammen und unterstützen sie durch eine vielseitige pädagogische Be-
ratung bei der Erziehung ihrer Kinder, besonders bei der Vorbereitung ihrer Kinder auf die Schule. 

(5) Die Errichtung der Kindergärten bedarf der staatlichen Genehmigung. Alle Kindergärten unter-
liegen der staatlichen Aufsicht. 

(6) Das Ministerium für Volksbildung hat einheitliche Grundsätze für die Bildung und Erziehung in 
den Kindergärten und für die Aus- und Weiterbildung der Erzieher zu erlassen. 

(7) Die örtlichen Räte sind für die Entwicklung aller Kindergärten in ihrem Territorium verantwortlich. 
Sie sorgen für den Unterhalt der kommunalen Kindergärten. 

(8) Die Betriebe und die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sollen selbst Kin-
dergärten errichten und unterhalten. Das gilt besonders für die Betriebe der führenden Zweige der 
Volkswirtschaft und für Betriebe, in denen vorwiegend Frauen beschäftigt sind. 

(9) Für Kinderwochenheime gelten die Absätze 1 bis 8 sinngemäß. 

 

§ 12 

Die örtlichen Organe für Volksbildung sorgen im Rahmen der materiellen und personellen Möglich-
keiten für die Durchführung von Spiel- und Lernnachmittagen, um Kinder, die keinen Kindergarten be-
suchen, im Jahr vor Beginn ihrer Schulpflicht auf die Schule vorzubereiten. 

 

Allgemeinbildende Schulen 

1. Abschnitt 

Zehnklassige allgemeinbildende polytechnische Oberschule 

§ 13 

(1) Die zehnklassige allgemeinbildende polytechnische Oberschule - nachstehend Oberschule ge-
nannt - ist der grundlegende Schultyp im einheitlichen sozialistischen Bildungssystem. 

(2) Die Oberschule vermittelt eine moderne, sozialistische Allgemeinbildung als Grundlage für jede 
weiterführende Bildung und die berufliche Tätigkeit. In der Oberschule sind die Bildung und Erziehung 
eng mit dem Leben, mit der Arbeit und mit der Praxis des sozialistischen Aufbaus verbunden. Die O-
berschule erzieht die jungen Menschen zu bewußten sozialistischen Staatsbürgern, die aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen. 

(3) Die Oberschule ist eine organisch gegliederte schulorganisatorische Einheit, in der ein kontinu-
ierlicher Bildungs- und Erziehungsprozeß von der ersten bis zur zehnten Klasse zu sichern ist. Sie 
gliedert sich in 
 

- die Unterstufe mit den Klassen 1 bis 3, 

- die Mittelstufe mit den Klassen 4 bis 6, 

- die Oberstufe mit den Klassen 7 bis 10. 

§ 14 

(1) In der Unterstufe beginnt die systematische Bildung und Erziehung der Kinder. In der Unterstufe 
sind die Grundfertigkeiten im Lesen, Schreiben und in der Mathematik auszubilden, die Grundlage für 
die gesamte nachfolgende Bildung und Erziehung sind. Den Schülern ist anschaulich und in verständ- 
licher Weise ihre gesellschaftliche Umwelt, besonders ihre engere Heimat, zu erschließen. Sie erwer- 
ben erste Kenntnisse und Erkenntnisse über die Natur, die Arbeit und die sozialistische Gesellschaft. 
Im gesamten Prozeß der Bildung und Erziehung in der Unterstufe werden die Schüler zur Lebe zu ih- 
rem sozialistischen Vaterland erzogen. Die Schüler sind daran zu gewöhnen, ihren Kräften angemes- 
sene Aufgaben freudig und gewissenhaft auszuführen, sich in der Gemeinschaft diszipliniert zu ver- 
halten und fleißig und gewissenhaft zu lernen und zu arbeiten. Der Unterricht ist eng mit gesellschaft- 
lich-nützlicher Tätigkeit zu verbinden. 

(2) Der Inhalt des Unterrichts in der Unterstufe hat folgende, Schwerpunkte: 

- Im Deutschunterricht sind die Fähigkeiten und Fertigkeiten im Lesen, Schreiben und sprachlichen 
Ausdruck systematisch auszubilden. Den Schülern sind erste Einsichten in den Aufbau der Mut-
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tersprache zu vermitteln. Die Schüler sind, ausgehend von der heimatlichen Umwelt, mit Ge-
genständen und Erscheinungen der Natur und Gesellschaft vertraut zu machen. 

- Im Mathematikunterricht sind die Grundfertigkeiten im Rechnen mit natürlichen Zahlen in enger 
Verbindung mit der Abstraktions- und Denkschulung auszubilden. Die Schüler lernen einfache ma-
thematische Zusammenhänge und Gesetzmäßigkeiten kennen und sind zu befähigen, mathe-
matische Aussagen sprachlich zu formulieren. 

- Im Werk- und Schulgartenunterricht der Unterstufe sind elementare technische, technologische 
und ökonomische Kenntnisse zu vermitteln sowie einfache technisch-konstruktive Fähigkeiten und 
Arbeitsfertigkeiten zu entwickeln. Die Schüler erhalten einen ersten Überblick über die Wirtschaft 
des Heimatkreises. 

- In den künstlerischen Fächern sind die Schüler im Singen, Musizieren, Zeichnen, Malen und Mo-
dellieren auszubilden. Ihnen sind Fähigkeiten im schöpferischen Gestalten und zum Erleben von 
Kunstwerken zu vermitteln. Die Freude der Schüler an der eigenen Tätigkeit ist zu fördern. 

- Im Sportunterricht steht die allseitige körperliche Grundausbildung im Mittelpunkt. Durch vielseitige 
Übungen und Spiele sind solche Eigenschaften wie Kraft, Mut, Gewandtheit, Ausdauer und 
Schnelligkeit zu entwickeln. Dabei sind einfache sportliche Fertigkeiten auszubilden. Die Schüler 
sind an Disziplin, hygienisch richtiges Verhalten und an eine regelmäßige sportliche Betätigung in 
ihrer Freizeit zu gewöhnen. 

 

§ 15 

(3) In der Mittelstufe beginnt der naturwissenschaftliche, gesellschaftswissenschaftliche und fremd-
sprachliche Fachunterricht. Die in der Unterstufe erworbenen Grundfertigkeiten sind in steigendem 
Maße als Mittel des Wissenserwerbs anzuwenden. Entsprechend dem höheren körperlichen und geis-
tigen Reifegrad sind die Schüler eingehender mit dem gesellschaftlichen Leben, der Arbeit, der Wis-
senschaft, Technik und Kultur vertraut zu machen. Der wissenschaftliche Unterricht, die größere ge-
sellschaftliche Aktivität der Schüler, ihre Einbeziehung in die produktive Arbeit., die sich auf politi-
schem und moralischem Gebiet bereits herausbildenden Auffassungen und Meinungen, die für die 
weitere Persönlichkeitsentwicklung der Schüler von Bedeutung sind, müssen für die staatsbürgerliche 
Erziehung und für die Entwicklung einer sozialistischen Einstellung zur Arbeit genutzt werden. Die 
Schüler sind zu befähigen, ihr gesellschaftliches Leben im Klassen- und Schulkollektiv, in den Arbeits-
gemeinschaften und in der Pionierorganisation "Ernst Thälmann" in zunehmendem Maße selbst zu 
gestalten. 

(4) Der Inhalt des Unterrichts in der Mittelstufe hat folgende Schwerpunkte: 
 

- Im Deutschunterricht sind die systematischen Lehrgänge in Grammatik und Rechtschreibung fort-
zusetzen. Sie haben feste Kenntnisse in der Grammatik und Rechtschreibung zu vermitteln. Die 
sprachliche Ausdruckskraft der Schüler ist weiter zu formen. Die Schüler werden in die Literatur 
eingeführt und an selbständiges Lesen literarischer Werke gewöhnt. 

- Im Mathematikunterricht treten die sichere Beherrschung grundlegender mathematischer Lö-
sungswege, das Arbeiten mit Rechenregeln, das logische Schließen und die Einführung in einige 
spezielle mathematische Arbeitsmethoden in den Vordergrund. Es ist zu gewährleisten, daß die 
Schüler ihr mathematisches Wissen und Können bei der Lösung von angemessenen Aufgaben 
besonders ans den Naturwissenschaften und aus der Praxis anwenden lernen. 

- In den naturwissenschaftlichen Fächern sind die Schüler zur Erkenntnis von Gesetzmäßigkeiten 
der Natur, ihrer Wirksamkeit und wichtiger Prinzipien und Möglichkeiten ihrer Anwendung zu füh-
ren. Theoretisch fundierte wissenschaftliche Experimente, Beobachtungs- und Erkundungsaufga-
ben und Exkursionen sind durchzuführen. 

- Im Werk- und Schulgartenunterricht sind einfache technische, agrobiologische und ökonomische 
Kenntnisse zu vermitteln und Fähigkeiten des ökonomischen Denkens auszubilden. Das techni-
sche Denken ist zu fördern; technische und technologische Sachverhalte sind zunehmend ma-
thematisch-naturwissenschaftlich zu durchdringen. Grundlegende Arbeitsfertigkeiten sind weiter 
auszubilden. 

- Im gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht sind den Schülern historische und politische Kennt-
nisse zu vermitteln. Sie sind an die Erkenntnis der Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Ent-
wicklung heranzuführen und zum selbständigen Denken zu erziehen. Die bei der politisch-
ideologischen Entwicklung der Schüler der Mittelstufe auftretenden Fragen zu aktuellen politischen 
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Ereignissen sind in allen Fächern, besonders im gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht, auf-
zugreifen und dem Alter der Schüler entsprechend verständlich und überzeugend zu klären. 

- In der Mittelstufe beginnt der Russischunterricht. Die aktive Sprachbeherrschung steht im Vorder-
grund. Es sind Fähigkeiten und Fertigkeiten im Lesen und Schreiben herauszubilden. 

- Im Mittelpunkt des Unterrichts in den künstlerischen Fächern steht die vielseitige Betätigung und 
die ständige Vervollkommnung der Fähigkeiten und Fertigkeiten im Singen, Musizieren, Zeichnen, 
Malen und Modellieren. Durch die Beschäftigung mit der Kunst sind Erkenntnis- und Erlebnisfä-
higkeit., Gefühlsreichtum und Phantasie zu entwickeln. 

- Im Sportunterricht ist die begonnene körperliche Grundausbildung fortzusetzen. Dabei ist, vor al-
lem auf die Beherrschung und Gesunderhaltung des Körpers durch vielseitige sportliche Betäti-
gung zu achten. Eine systematische Schwimmausbildung ist zu beginnen. Die Schüler sind zur 
exakten Ausführung sportlicher Übungen zu befähigen. In stärkerem Maße sind sportliche Wett-
kämpfe durchzuführen. Den differenzierten sportlichen Interessen und Neigungen ist im außerun-
terrichtlichen Sport Rechnung zu tragen. 

(3) In der Mittelstufe erfolgt eine dem Entwickungsstand der Schüler angemessene Berufs- 
aufklärung. Sie lernen die wichtigsten Berufe des jeweiligen Territoriums und der Volkswirtschaft ken- 
nen - als Voraussetzung für eine spätere, den persönlichen und gesellschaftlichen Interessen ent- 

sprechende Berufswahl. Von besonderer Bedeutung ist die Orientierung der Mädchen auf technische 
und landwirtschaftliche Berufe. In diese Aufklärung sind in breitem Maße die Eltern einzubeziehen. 

§ 16 

(3) In der Oberstufe wird die Oberschulbildung abgeschlossen. Sie schafft die Grundlage für die 
praktische Tätigkeit, eine verantwortungsbewußte Berufsentscheidung und die weiterführende berufli-
che und wissenschaftliche Ausbildung. In der Oberstufe wirken allgemeine und berufliche Bildung zu-
sammen. Der Fachunterricht ist voll ausgebaut. Inhalt und Aufbau des Unterrichts sind weitgehend am 
System der ihm zugrunde liegenden Wissenschaften zu orientieren. Die Schüler sind in zunehmen-
dem Maße zur Erkenntnis und Anwendung von Gesetzmäßigkeiten und wissenschaftlichen Theorien 
zu befähigen. Ihre Fähigkeiten sind so weit auszubilden, daß sie grundlegende Techniken der geisti-
gen Arbeit beherrschen und in der Lage sind, ihr Wissen und Können selbständig zu erweitern und zu 
festigen. 

(4) Der Inhalt des Unterrichts in der Oberstufe hat folgende Schwerpunkte: 

- Im Mathematikunterricht werden die, Schüler in die Analysis eingeführt. Es werden die Geometrie 
und größere mathematische Zusammenhänge behandelt. Auf die mathematische Deduktion, die 
logische Beweisführung ist besonderer Wert zu legen. Entsprechend der allgemeinen Tendenz zur 
mathematischen Durchdringung der Wissenschaften sind die Schüler zu befähigen. mathemati-
sche Kenntnisse und Methoden in anderen Fächern, in der beruflichen Ausbildung und in der Pra-
xis anzuwenden. 

- Der naturwissenschaftliche Unterricht umfaßt die Fächer Physik, Astronomie, Chemie, Biologie 
und physische Geographie. In jedem Fach wird den Schülern ein System. grundlegender wissen-
schaftlicher Tatsachen, Gesetzmäßigkeiten, Methoden und Verfahren vermittelt. 
Im naturwissenschaftlichen Unterricht muß ein Einblick in die perspektivischen Aufgaben der Na-
turwissenschaften und in ihre Rolle als unmittelbare Produktivkraft vermittelt werden. Die Schüler 
sind vor allem zu tieferen theoretischen Einsichten in die gesetzmäßigen Ursachen der Erschei-
nungen und Prozesse in der Natur zu führen. Das Beobachten von Naturvorgängen, das Vorbe-
reiten, Durchführen und Auswerten naturwissenschaftlicher Experimente erfolgt im engen Zusam-
menhang mit theoretischen Überlegungen und Verallgemeinerungen, Die Schüler müssen durch 
den Unterricht in diesen Fächern ein wissenschaftliches Bild von der belebten und unbelebten Na-
tur erhalten. 

- Im polytechnischen Unterricht sind die Schüler systematisch mit den wissenschaftlich-technischen, 
technologischen und politisch-ökonomischen Grundlagen der sozialistischen Produktion vertraut 
zu machen. Die praktische Tätigkeit wird stärker auf die Bedienung moderner Maschinen, Anlagen 
und Geräte orientiert. 
Die polytechnische Ausbildung erfolgt in sozialistischen Betrieben. In den Klassen 9 und 10 er-
halten die Schüler einen berufsvorbereitenden polytechnischen Unterricht oder eine berufliche 
Grundausbildung. Durch den engen Kontakt zwischen den Schülern und den Kollektiven der 
Werktätigen und durch die selbständige, verantwortliche Ausführung von Produktionsaufgaben ist 
die sozialistische Einstellung zur Arbeit in besonderem Maße zu entwickeln. 
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- Im Unterricht in den Gesellschaftswissenschaften erwerben die Schüler historisches und politi-
sches Grundlagenwissen. Sie lernen die Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen Entwicklung 
kennen und werden befähigt, historisches und politisches Wissen auf Gegenwartsprobleme selb-
ständig anzuwenden. Der Unterricht in Staatsbürgerkunde vermittelt in lebensnaher Weise öko-
nomische, philosophische und politische Grundkenntnisse und führt damit .In den Marxismus-
Leninismus ein. 
Die Schüler sind zur Erkenntnis der historischen Rolle und nationalen Aufgabe der Deutschen 
Demokratischen Republik zu führen. Sie sollen die Überzeugung gewinnen, daß dem Sozialismus 
in ganz Deutschland die Zukunft gehört. Entsprechend ihren Bedürfnissen und Interessen sollen 
die Schüler am geistigen und kulturellen Leben teilnehmen. 

- Im Deutschunterricht ist der mündliche und schriftliche Ausdruck. weiter zu vervollkommnen. Diese 
Aufgabe, insbesondere die Entwicklung des Ausdrucksvermögens und die einwandfreie sprachli-
che Fixierung von Sachverhalten, ist Prinzip aller Unterrichtsfächer. Im Literaturunterricht sind die 
Schüler mit humanistischen Werken der Gegenwart und Vergangenheit bekannt zu machen. Die 
Schüler sollen das Wesen des sozialistischen Realismus erkennen. Der Literaturunterricht muß 
die Schüler befähigen und anregen, sieh selbständig mit literarischen Werken zu beschäftigen. 

Neben dem Russischunterricht wird in der Oberstufe eine zweite Fremdsprache obligatorisch ge-
lehrt in der Regel Englisch. 
Die Schüler sind zu befähigen, sich in den fremden Sprachen zu verständigen und einfache Texte 
allgemein sowie populärwissenschaftlichen Inhalts lesen und verstehen zu können. Der Fremd-
sprachenunterricht hat das Verständnis für andere Nationen zu fördern. 

- In den künstlerischen Fächern ist die bewußte praktische künstlerische Tätigkeit der Schüler wei-
ter zu fördern. Die Aufnahmefähigkeit der Schüler für Kunstwerke ist auszubilden, ihr ästhetisches 
Urteilsvermögen zu entwickeln, ihre geistige Bildung und Erziehung sind zu fördern. Das Bedürfnis 
nach aktiver Teilnahme am kulturellen Leben ist herauszubilden. 

- Im Sportunterricht ist durch eine allseitige körperliche Grundausbildung das Bedürfnis mach re-
gelmäßiger sportlicher Betätigung zu verstärken. Es sind hohe sportliche Leistungen zu erreichen. 
Alle Schüler sollen das Sportabzeichen und die talentiertesten von ihnen das Olympiadeabzeichen 
erwerben. Der Schulsport muß zur Gesunderhaltung, zur Lebensfreude und zu einer gesunden, 
hygienischen Lebensweise der Schüler beitragen. 

 

§ 17 

(1) Die Tageserziehung entspricht den höheren Anforderungen an die Bildung lind Erziehung, dein 
Bedürfnis unserer Jugend nach sinnvoller Freizeitgestaltung und nach schöpferischer Selbstbetäti-
gung. Sie ist für eine ständig wachsende Zahl von Schülern an allen Schulen mit hoher Qualität 
durchzuführen. Schulische und außerschulische Bildung und Erziehung sind eng miteinander zu ver-
binden. 

(2) Die Tageserziehung muß der Jugend die Möglichkeit geben, sich entsprechend ihren Neigun-
gen und Interessen in der Mathematik, den Naturwissenschaften, der Technik, den Gesell-
schaftswissenschaften, der Kunst und Literatur, in Sport und Touristik zu betätigen und dabei ihre 
Fähigkeiten und Begabungen zu entfalten. Sie unterstützt das Streben der Schüler, gesellschaftlich 
nützlich tätig zu sein, Verantwortung für das Ganze zu tragen, und hilft, Freude an der Arbeit, Fleiß 
und Beharrlichkeit, Schöpferdrang und Sinn für das Schöne zu entwickeln. Das geschieht vor allem 
durch die Tätigkeit in Tagesgruppen und -klassen, in Arbeits-, Sport- und Interessengemeinschaften 
und durch die Teilinalime an Olympiaden, Leistungsvergleichen und Wettbewerben. 

(3) In ihren Ferien sollen sidi die Schüler in der Gemeinschaft lebensfroher und selbstbewußter 
junger Menschen kräftigen und erholen. Diesem Zweck. dient die Feriengestaltung. 

(4) Die sozialistischen Betriebe und wissenschaftlichen Institutionen sind verpflichtet, die Tageser-
ziehung und die Feriengestaltung zu fördern, Fachkräfte für die Leitung der Arbeits- und Interessen-
gemeinschaften zu gewinnen und kulturelle, sportliche und andere geeignete Einrichtungen der Schul-
jugend zur Verfügung zu stellen. Die sozialistischen Betriebe sowie die wissenschaftlichen In-
stitutionen und Organisationen sollen den Arbeitsgemeinschaften gesellschaftlich-nützliche, interes-
sante Aufgaben übertragen. 

(5) Die Lehrer und Erzieher haben die Tageserziehung als festen Bestandteil des einheitlichen Bil-
dungs- und Erziehungsprozesses in der Schule zu leiten. Sie beziehen die Freie Deutsche .Jugend 
und ihre, Pionierorganisation "Ernst Thälmann", den Deutschen Turn- und Sportbund und andere Or-
ganisationen ein. Sie nutzen die gesellschaftliche Kraft der Kinder- und Jugendorganisation zur Ent-
wicklung der geistigen Interessen der Schüler und eines interessanten Lebens im Schülerkollektiv. 
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(6) Tagesschulen sind entsprechend den ökonomischen Möglichkeiten schrittweise auszubauen 

2. Abschnitt Spezialschulen und 

Spezialklassen 

§ 18 

(1) Spezialschulen sind allgemeinbildende Schulen. Sie dienen besonderen Erfordernissen der 
Nachwuchsentwicklung für die Wirtschaft, die Wissenschaft, den Sport und die Kultur. Die Spezial-
schulen nehmen Schüler mit hohen Leistungen und besonderen Begabungen auf. 

(2) Es sind Spezialschulen und Spezialklassen technischer, mathematischer, naturwissenschaft-
licher, sprachlicher, künstlerischer und sportlicher Richtungen einzurichten. 

(3) Spezialschulen und Spezialklassen führen in der Regel zur Hochschulreife, Spezialschulen und 
Spezialklassen, die nicht zur Hochschulreife führen, bereiten auf besondere künstlerische oder sportli-
che Leistungen vor. 

(4) Spezialschulen und Spezialklassen sind nur in begrenztem Umfang zu errichten. Anzahl und 
Standort legt das Ministerium für Volksbildung fest. 

(5) Die, wichtigsten Einrichtungen für die außerunterrichtliche instrumentale Musikerziehung sind 
die Musikschulen. 

(6) Die Betriebe, die wissenschaftlichen und künstlerischen Einrichtungen sichern gemeinsam mit 
den Organen für Volksbildung die, personellen und materiellen Voraussetzungen. 

3. Abschnitt 

Sonderschulen 

§ 19 

(1) Die Sonderschulen. und andere sonderpädagogischen Einrichtungen - nachstehend Sonder-
schulen genannt - haben die Bildung und Erziehung aller Kinder, jugendlichen und Erwachsenen mit 
wesentlichen physischen oder psychischen Schädigungen zu gewährleisten. Die Sonderschulen er-
fassen in entsprechenden Einrichtungen Schwerhörige und. Gehörlose, Sehschwache und Blinde, 
Sprach- und Stimmgestörte, schulbildungsfähige Schwachsinnige, dauernd Körperbehinderte, we-
sentlich Verhaltensgestörte und für längere Zeit erkrankte bzw. in Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens stationär behandlungsbedürftige Kinder und Jugendliche. 

(2) Die Sonderschulen haben den Bildungs- und Erziehungsprozeß inhaltlich, organisatorisch und 
methodisch so zu gestalten, daß auch die geschädigten Kinder und Jugendlichen das sozialistische 
Bildungs- und Erziehungsziel vollständig oder nach den durch die physischen und psychischen Schä-
digungen verbliebenen Möglichkeiten erreichen. Die Schüler sollen befähigt werden, entsprechend der 
erreichten Qualifikation nach Maßgabe ihrer Kräfte in der sozialistischen Gesellschaft zu, wirken und 
aktiv am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Für die berufliche Aus- und Weiterbildung geschä-
digter Erwachsener sind erforderlichenfalls sonderpädagogische Maßnahmen zu sichern. 

(3) In den einzelnen Sonderschulen sind die Bildungsstufen so aufeinander abzustimmen, daß un-
ter Umständen ein Übergang aus sonderpädagogischen in allgemeine Bildungseinrichtungen erfolgen 
kann. Die Sonderschulen. sind nach pädagogischen und medizinischen Grundsätzen zu differenzie-
ren. 

(4) Für verhaltensgestörte Kinder und Jugendliche, die nach. Entscheidung der örtlichen Organe, 
des Gesundheitswesens und für Volksbildung keine örtliche Schule besuchen können, sind sonderpä-
dagogische Maßnahmen einzuleiten. 

(5) Das Ministerium für Volksbildung gewährleistet in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Ge-
sundheitswesen die Bildung und Erziehung der physisch bzw. psychisch Geschädigten. Dazu gehört 
eine systematische Früherfassung der Geschädigten. 

(6) Schüler und Absolventen aus Sonderschulen können eine Berufsausbildung oder eine Aus-
bildung auf einem Teilgebiet eines Berufes erhalten. 

4. Abschnitt 

Jugendhilfe und ihre Einrichtungen 
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§ 20 

(1) Elternlosen und entwicklungsgefährdeten Kindern und Jugendlichen ist eine positive Entwick-
lung im Sinne des sozialistischen Erziehungsziels zu sichern. 

(2) Die Jugendhilfe wirkt mit, der Vernachlässigung und sozialen Fehlentwicklung von Kindern und 
Jugendlichen und der Jugendkriminalität vorzubeugen. Sie berät die für die Erziehung Verantwortli-
chen und trifft mit ihnen gemeinsam verbindliche Festlegungen zur Sicherung der Umerziehung von 
schwierigen und straffälligen Minderjährigen und leitet die dazu erforderlichen staatlichen Maßnahmen 
ein. 

(3) Zur Sicherung eines geordneten Lebensweges elternloser und entwicklungsgefährdeter Min-
derjähriger legen die Organe der Jugendhilfe die Aufgaben der für die Erziehung verantwortlichen 
verbindlich fest. Sie führen die staatliche Aufsicht über die Betreuung und Erziehung dieser Minderjäh-
rigen und sichern die Rechte und Interessen von Kindern und Jugendlichen, deren Eltern zur Aus-
übung der elterlichen Sorge nicht berechtigt sind. 

(4) Bei der Lösung der in den Absätzen 2 und 3 genannten Aufgaben stützt sich die, Jugendhilfe 
auf die anderen Staats- und Wirtschaftsorgane, arbeitet eng mit den gesellschaftlichen Organisationen 
zusammen und bezieht die Bevölkerung unmittelbar in die Arbeit ein. 

(5) Der Jugendhilfe unterstehen Spezialheime zur Umerziehung von erziehungsschwierigen und 
straffälligen Minderjährigen und Normalheime für die Unterbringung und Erziehung elternloser und 
entwicklungsgefährdeter Kinder und Jugendlichen. Sie leitet die ihr unterstellten Einrichtungen an und 
beaufsichtigt sie, 

5. Abschnitt 

Zur Hochschulreife führende Bildungseinrichtungen 

§ 21 

(1) Alle Schüler mit abgeschlossener Oberschulbildung und Werktätige mit einer Bildung, die dem 
Niveau der Oberschulbildung entspricht, können auf verschiedenen Wegen, die Hochschulreife erwer-
ben. 

(2) Absolventen der Oberschule können durch den Besuch der Erweiterten allgemeinbildenden po-
lytechnischen Oberschule - im folgenden Erweiterte Oberschule genannt - und der Abiturklassen in 
den Einrichtungen der Berufsausbildung die Hochschulreife erwerben. Diese Einrichtungen führen die 
Schüler in zwei Jahren zum Abitur und vermitteln gleichzeitig eine berufliche Ausbildung. 

(3) Die Erweiterten Oberschulen und die Abiturklassen in den Einrichtungen der Berufsausbildung 
festigen die auf den vorhergehenden Stufen erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
und entwickeln sie weiter. Über die erweiterte und vertiefte Allgemeinbildung hinaus kann der Unter-
richt entsprechend der späteren Studienrichtung der Schüler differenziert werden. Durch hochschul-
gemäße Formen und Methoden der Wissensaneignung und Fähigkeitsentwicklung, wie Übungen, 
Seminare, Selbststudium, Konsultationen sind die Schüler an Methoden des selbständigen wissen-
schaftlichen Studierens zu gewöhnen. Sie sind in erster Linie auf ein Hochschulstudium vorzubereiten. 

(4) Die Hochschulreife kann ferner durch den Besuch von Spezialschulen und Spezialklassen, 
Volkshochschulen und anderen Einrichtungen der Weiterbildung der Werktätigen erworben werden. 
An den Universitäten und Hochschulen kann eine Sonderreifeprüfung abgelegt werden. Zur Vorbe-
reitung auf das Hochschulstudium können an Universitäten und. Hochschulen Lehrgänge im Direkt-
und Abendstudium durchgeführt werden. An Ingenieur- und Fachschulen erwerben die Studierenden 
mit der Abschlußprüfung die Hochschulreife. 

(5) Zu den zur Hochschulreife führenden Bildungseinrichtungen werden die besten und befähigsten 
Bewerber zugelassen. Dabei ist die soziale Struktur der Bevölkerung zu beachten. 

 

§ 22 

(1) Das Ministerium für Volksbildung hat im Einvernehmen mit dem Staatssekretariat für das Hoch-
und Fachschulwesen die Anforderungen an die Hochschulreife zu bestimmen und ein einheitliches Ni-
veau in allen zur Hochschulreife führenden Bildungseinrichtungen zu sichern. 

(2) Die Staatliche Plankommission legt im Einvernehmen mit dem Ministerium für Volksbildung und 
dem Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen fest, für welche Berufe in den Erweiterten 
Oberschulen und in Abiturklassen in den Einrichtungen der Berufsausbildung ausgebildet wird und 
welche berufliche Qualifikation dabei zu erreichen ist. 
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6. Abschnitt 

Lehrpläne, Lehrbücher, Unterrichtsmittel, Unterrichtsmethoden 

§ 23 

(1) Der Unterricht ist nach staatlichen Lehrplänen zu erteilen, die die Wissenschaftlichkeit und Sys-
tematik des Unterrichts gewährleisten. In den Lehrplänen ist der grundlegende Bildungsinhalt für ei-
nen längeren Zeitraum festzulegen. Das Ministerium für Volksbildung hat zu sichern, daß die Lehr-
pläne in Gemeinschaftsarbeit von pädagogischen Wissenschaftlern, Lehrern und Wissenschaftlern 
anderer Bereiche erarbeitet werden. 

(2) Die Lehrbücher und die Lehrmittel sind entsprechend dem Inhalt der Lehrpläne zu gestalten. 

(3) Für die Lehrer sind. methodische und fachwissenschaftliche Materialien die ihnen die Planung, 
Vorbereitung und Durchführung des Unterrichts mit hohem Niveau ermöglichen und erleichtern. 

(4) Die Lehrpläne und die Lehrbücher sind durch das Ministerium für Volksbildung zu bestätigen. 
Das Ministerium für Volksbildung regelt die Zulassung der Lehrmittel. 

(5) Der Unterrichtsprozeß ist durch vielseitige methodische Maßnahmen rationell zu gestalten. Die 
Schüler sind aktiv am Unterricht zu beteiligen; die Unterrichtszeit ist voll auszunutzen. Unter Beach-
tung der altersmäßigen Besonderheiten sind die geistigen Fähigkeiten der Schüler zu entwickeln. Den 
Schülern sind Methoden des selbständigen Wissenserwerbs zu vermitteln. Die Programmierung des 
Lehr- und Lernprozesses ist zielstrebig zu entwickeln. Vorrangig sind Unterrichtsabschnitte in Mathe-
matik, in den fremdsprachlichen und naturwissenschaftlichen Fächern sowie in der Unterstufe zu pro-
grammieren. 

 

§ 24 

(1) Durch regelmäßige Analysen des Bildungs- und Erziehungsprozesses wird die Erfüllung der 
Lehrpläne durch die Direktoren und Kreisschulräte kontrolliert. Über die Lehrplanerfüllung legen die 
Direktoren und die Kreisschulräte regelmäßig Rechenschaft ab. 

(2) Das Ministerium für Volksbildung legt die Anforderungen für Zwischen- und Abschlußprüfungen 

fest. 

7. Abschnitt Lehrer und Erzieher 

§ 25 

(1) Die Lehrer und Erzieher in der Deutschen Demokratischen Republik tragen eine große Verant-
wortung für die sozialistische Bildung und Erziehung der heranwachsenden Generation. Sie erziehen 
die Jugend mit Klugheit, Liebe und Umsicht und bereiten sie auf das Lehen im Sozialismus vor. Sie 
leisten einen bedeutenden Beitrag für die Entwicklung unseres Volkes zur gebildeten sozialistischen 
Nation. Die Lehrer und Erzieher genießen deshalb die Wertschätzung der gesamten Gesellschaft und 
erhalten bei ihrer für das ganze Volk wichtigen Arbeit die volle Unterstützung des sozialistischen Staa-
tes. 

(2) Die wichtigste gesellschaftliche Aufgabe des Lehrers und Erziehers ist eine qualifizierte sozia-
listische Bildungs- und Erziehungsarbeit. In seiner gesellschaftlichen Tätigkeit außerhalb des Unter-
richts soll sich der Lehrer vorwiegend Aufgaben der Erziehung und der Freizeitgestaltung der Jugend 
zuwenden können. Alle Staats- und Wirtschaftsorgane haben zu gewährleisten, daß sich die Lehrer 
voll auf ihre Bildungs- und Erziehungsarbeit konzentrieren können. 

(3) Die Lehrer erziehen ihre Schüler im Geiste des Sozialismus, des Friedens, zur Liebe zur Deut-
schen Demokratischen Republik, zur Arbeit und zu den arbeitenden Menschen. Sie erziehen sie zur 
Bereitschaft, die Errungenschaften ihrer sozialistischen Heimat zu verteidigen. 

(4) Die Lehrer bereiten ihren Unterricht gewissenhaft und schöpferisch vor und führen ihn mit hoher 
Qualität durch. Sie bilden sich ständig und systematisch weiter. 

(5) Die Lehrer und Erzieher sind zur Zusammenarbeit mit den Elternbeiräten und Elternaktivs -und 
zur Unterstützung der Eltern bei der sozialistischen Erziehung der Kinder verpflichtet. Sie sorgen für 
ein enges und vertrauensvolles Zusammenwirken zwischen Elternhaus und Schule. 

(6) Bei der Bildung und Erziehung der Schüler arbeiten die Lehrer und Erzieher eng mit den. Werk-
tätigen, den sozialistischen Brigaden und den Neuerern zusammen. 
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(7) Die Lehrer und Erzieher fördern und nutzen die Tätigkeit der Freien Deutschen Jugend, und ih-
rer Pionierorganisation "Ernst Thälmann" und arbeiten mit ihnen bei der sozialistischen Erziehung der 
Jugend eng zusammen. Das Streben der Pioniere und Mitglieder der Freien Deutschen Jugend nach 
guten schulischen Leistungen, ihre gesellschaftliche Aktivität, ihr Wille, persönliche Verantwortung zu 
übernehmen, ihr Verantwortungsgefühl für das Kollektiv und ihre vielseitige interessante Tätigkeit in 
der sozialistischen Kinder- und Jugendorganisation sind wesentliche Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Bildungs- und Erziehungsarbeit der Lehrer. 

8. Abschnitt 

Aus- und Weiterbildung der Lehrer und Erzieher § 26 

(1) Zur Verwirklichung des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems ist die Ausbildung staats-
bewußter und wissenschaftlich qualifizierter Lehrer und Erzieher in ausreichender Anzahl notwendig. 
Die Ausbildung erfolgt an Universitäten, Hochschulen und Pädagogischen Instituten, Instituten für 
Lehrerbildung und Pädagogischen Schulen für Kindergärtnerinnen. 

(2) Der Minister für Volksbildung bestimmt die Grundsätze für die Lehrer- und Erzieherausbildung 
und, bestätigt die Studienpläne. Das Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen und die an-
deren zentralen Staats- und Wirtschaftsorgane, in deren Bereichen Lehrer ausgebildet werden, sind 
für die Durchführung der Grundsätze und den Inhalt der Ausbildung auf der Grundlage der Studien-
pläne in den ihnen unterstellten Einrichtungen. verantwortlich. 

(3) Die Ausbildung von Fachlehrern für den technischen und berufstheoretischen Unterricht erfolgt 
an Technischen Hochschulen, Landwirtschaftlichen Fakultäten und an einigen Fachschulen. An der 
Technischen Universität und an den Technischen Hochschulen sind auch Lehrer für den mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Unterricht auszubilden. 

(4) Die Ausbildung der Lehrkräfte des berufspraktischen Unterrichts erfolgt an entsprechenden In-
stituten bzw. in Verbindung mit Fach- und Ingenieurschulen. Sie ist durch die zuständigen Staats- und 
Wirtschaftsorgane für ihren jeweiligen Bereich verantwortlich zu sichern. Die Staatliche Plankommissi-
on hat in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Volksbildung die Einheitlichkeit der Ausbildung der 
Lehrkräfte des berufspraktischen Unterrichts, insbesondere auf pädagogisch-methodischem Gebiet, 
zu gewährleisten. 

(5) Die Grundsätze für die Arbeit der Ingenieur- und Fachschulen, Universitäten und Hochschulen 
gelten auch in den Einrichtungen für die Lehrer- und Erzieherausbildung. 

 

§ 27 

(1) Die Lehrerausbildung ist auf der Grundlage der, neuesten Standes der Wissenschaften durch- 
zuführen. Dadurch sind die künftigen Lehrer zu befähigen, den ständig steigenden Anforderungen an 
Bildung und Erziehung im Unterricht und in der außerunterrichtlichen Arbeit gerecht zu werden. 

(2) Den Studenten ist die Wissenschaft des Marxismus-Leninismus praxisverbunden zu vermitteln. 

(3) Die pädagogische, psychologische und methodische Ausbildung muß sich durch ein hohes the-
oretisches Niveau auszeichnen. Die Ausbildungsabschnitte in der pädagogischen Praxis haben be-
sondere Bedeutung. Zwischen der praktischen pädagogischen Tätigkeit und den Lehrveranstaltungen 
sind enge Wechselbeziehungen herzustellen. In der Ausbildung sollen sich die Erkenntnisse der Wis-
senschaft mit den Erfahrungen der pädagogischen Neuerer verbinden. 

(4) Die Studenten sind zum selbständigen Denken und zur Beherrschung wissenschaftlicher Ar-
beitsmethoden zu erziehen, damit sie in ihrer beruflichen Tätigkeit nach neuen Erkenntnissen streben 
und ihr Wissen und Können ständig erhöhen. 

(5) Während der Ausbildung sollen die Studenten ihre Allgemeinbildung erweitern. 

 

§ 28 

(1) Die Ausbildung der Kindergärtnerinnen erfolgt an Pädagogischen Schulen. 

(2) Die Lehrer für die unteren Klassen der Oberschule erhalten eine fachwissenschaftliche und me-
thodische Ausbildung für diejenigen Fächer, die sie nach ihrem Studium unterrichten. Sie sind auf 
pädagogischem und psychologischem Gebiet so vorzubereiten, daß sie der besonderen Verantwor-
tung für die Bildung und Erziehung der Schüler in der Unterstufe gerecht werden. 

(3) Die Ausbildung der Fachlehrer für die oberen Stufen umfaßt eine fachwissenschaftliche Grund-
ausbildung und eine fachwissenschaftliche Spezialausbildung. Durch die Verbindung der pädagogi-



38 

 

schen, psychologischen, methodischen und schulpraktischen mit der fachwissenschaftlichen Ausbil-
dung ist zu sichern, daß die Studenten gut auf ihre Aufgaben als Fachlehrer Und Erzieher vorbereitet 
werden. 

(4) Die Ausbildung der im außerschulischen Bereich tätigen Pädagogen, einschließlich der Pio-
nierleiter, erfolgt sinngemäß nach den Grundsätzen der Lehrerausbildung. 

(5) Die Pädagogen für das Sonderschulwesen und für andere spezielle Bereiche der Volksbildung 
werden über ihre abgeschlossene Ausbildung als Lehrer oder Erzieher hinaus durch ein zusätzliches 
Studium für ihre besondere pädagogische Tätigkeit vorbereitet. 

(6) Den Lehrkräften des berufspraktischen Unterrichts sind ingenieur-technische und ökonomische 
sowie pädagogisch-psychologische Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln. Sie sind zu einer abge-
schlossenen Fachschulbildung zu führen. 

(7) Schuldirektoren und leitende Mitarbeiter der Organe für Volksbildung werden in einem Zusatz-
studium für ihre verantwortungsvolle Tätigkeit qualifiziert. Auf der Grundlage ihrer abgeschlossenen 
Lehrer- oder Erzieherausbildung studieren sie in Verbindung mit einer vertiefenden Ausbildung in Pä-
dagogik und Psychologie die speziellen Probleme der wissenschaftlichen Leitung und Organisation 
des Bildungs- und Erziehungsprozesses im, einheitlichen sozialistischen Bildungssystem. 

 

§ 29 

(1) Die Weiterbildung ist so zu gestalten, daß die Lehrer und Erzieher neue Kenntnisse der Wis-
senschaften, der Methodik, der Pädagogik und Psychologie gründlich. studieren können und befähigt 
werden, das erworbene Wissen und Können schöpferisch anzuwenden. Sie ist nach den individuellen 
Voraussetzungen und wissenschaftlichen Interessen der Pädagogen zu differenzieren. 

(2) Die Hauptmethoden der Weiterbildung sind das planmäßige Selbststudium und die selbständige 
wissenschaftliche Arbeit. Die Universitäten, Hochschulen und andere wissenschaftliche Einrichtungen 
sind verpflichtet, vielfältige Möglichkeiten für die ständige Weiterbildung der Pädagogen zu schaffen. 
Die wissenschaftlichen Gesellschaften und Institutionen sowie die betrieblichen Bildungseinrichtungen 
unterstützen die Lehrer und Erzieher bei. ihrer Weiterbildung. 

(3) Die Weiterbildung muß den Lehrern und Erziehern unmittelbare Hilfe für die Verbesserung ihrer 
Arbeit geben. Alle Möglichkeiten, die das pädagogische und politische Leben an den Einrichtungen 
bietet, sind für die Weiterbildung, besonders für das Studium der Erfahrungen pädagogischer Neuerer, 
zu nutzen. Jede Bildungseinrichtung ist zugleich eine Stätte der Weiterbildung. Im Mittelpunkt der 
systematischen Weiterbildung steht die Aneignung der wissenschaftlichen Grundlagen des in den 
neuen Lehrplänen festgelegten Bildungsinhalts und der Erwerb von Kenntnissen in speziellen Wis-
sensgebieten. Die Pädagogen sind in die Lösung wissenschaftlicher Aufgaben einzubeziehen und da-
bei in ihrer weiteren wissenschaftlichen Qualifizierung zu fördern. Es sind in stärkerem Maße Lehrer 
zur Promotion in pädagogischen Disziplinen und im Fach zu führen. 

(4) Das Ministerium für Volksbildung ist für die Weiterbildung der Lehrer und Erzieher der ihm un-
terstellten Einrichtungen verantwortlich. 

9. Abschnitt Aufgaben der pädagogischen Wissenschaft 

§ 30 

(.1) Die pädagogische Wissenschaft hat die wissenschaftlichen Grundlagen für die Gestaltung, 
1,eitung und Organisation des Bildungs- und Erziehungsprozesses auszuarbeiten und einen wis-
senschaftlichen Vorlauf für die Entscheidung herangereifter Probleme des Bildungssystems zu schaf-
fen. Dazu ist ein Perspektivprogramm der pädagogischen Forschung zu erarbeiten, das die richtigen 
Proportionen zwischen Grundlagenforschung und angewandter Forschung zu sichern hat. 

(2) Die pädagogische Wissenschaft hat vordringlich Inhalt und Charakter der Allgemeinbildung, der 
beruflichen Grundausbildung und der speziellen beruflichen Ausbildung auszuarbeiten, sie in ihrer 
Wechselbeziehung zu untersuchen und die Einführung der neuen Lehrpläne, Lehrbücher und Unter-
richtsmittel zu sichern. Es sind Untersuchungen zu einer rationelleren und intensiveren Gestaltung des 
Unterrichts durchzuführen. Zur weiteren Entwicklung der Erziehungstheorie und Erziehungsmethodik 
sind theoretische Grundlagenmaterialien, Handbücher und praktische Soforthilfen für Lehrer und Er-
zieher auszuarbeiten. Die pädagogische Wissenschaft muß die zweckmäßigsten Formen und Metho-
den für die Planung und die Leitung des Bildungs- und Erziehungsprozesses erarbeiten. Dazu sind 
Schulversuche und wissenschaftliche Experimente durchzuführen. 
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(3) Die pädagogische Wissenschaft muß sich in zunehmendem Maße exakter mathematischer, ky-
bernetischer, physiologischer, soziologischer, ökonomischer und anderer Erkenntnisse und Ar-
beitsmethoden bedienen. 

(4) In die pädagogische Forschung sind Lehrer und Erzieher sowie Wissenschaftler anderer Fach-
richtungen, besonders Psychologen und Ärzte, einzubeziehen. Die Anleitung der pädagogischen 
Neuerer durch die pädagogischen Wissenschaftler ist zu gewährleisten. 

(5) Das Ministerium für Volksbildung ist für die Planung, Leitung und Kontrolle der pädagogischen 
Forschung mit Ausnahme der pädagogischen Forschung auf den Gebieten der Berufsbildung und der 
Hoch- und Fachschulbildung verantwortlich. Es ist das zentrale Organ zur Koordinierung der pädago-
gischen Forschung. 

10. Abschnitt 

Bildung und Erziehung im zweisprachigen Gebiet der Bezirke Cottbus und Dresden 

§ 31 

(1) Für alle Kinder und Jugendlichen des zweisprachigen Gebietes ist in Wahrung der Rechte der 
sorbischen. Bevölkerung die Bildung und Erziehung nach den Grundsätzen, Zielen, dem Inhalt und 
der Struktur des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems garantiert. 

(2) Im zweisprachigen Gebiet sind Oberschulen und Erweiterte Oberschulen mit sorbischem 
Sprachunterricht und sorbische Oberschulen und Erweiterte Oberschulen sowie entsprechende Ein-
richtungen der Vorschulerziehung zu unterhalten. 

(3) Für Jugendliche und Werktätige besteht die Möglichkeit, sich im Rahmen der Aus- und Weiter-
bildung in der sorbischen Sprache auszubilden. 

(4) Die erforderlichen Lehrer und Erzieher für die Erfüllung der in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Aufgaben sind an entsprechenden Einrichtungen auszubilden und im Rahmen ihrer beruflichen Wei-
terbildung zu qualifizieren. 

 

FÜNFTER TEIL 

Einrichtungen der Berufsbildung 1. Abschnitt Berufsausbildung 

§ 32 

(1) In der Deutschen Demokratischen Republik hat jeder Jugendliche das Recht auf Berufsausbil-
dung. 

(2) Die Berufsausbildung wird nach einheitlichen staatlichen Grundsätzen durchgeführt. Die Leiter 
der Staats- und Wirtschaftsorgane, Betriebe und Einrichtungen sind in ihrem Verantwortungsbereich 
für die Planung und Leitung der Berufsausbildung verantwortlich und sichern die zu ihrer ordnungs-
gemäßen Durchführung erforderlichen Voraussetzungen. 

(3) Die Berufsausbildung erfolgt für die Berufe, die in der Systematik der Ausbildungsberufe fest-
gelegt sind. 

(4) Die Berufsausbildung hat für die Volkswirtschaft - vor allein für die führenden Wirtschaftszweige 
- einen qualifizierten sozialistischen Facharbeiternachwuchs heranzubilden, der fähig und bereit ist, im 
Beruf hochwertige Qualitätsarbeit zu leisten und aktiv an der Durchsetzung der technischen Revoluti-
on mitzuwirken. 

(5) Der Inhalt der Berufsausbildung wird von der Entwicklung der sozialistischen. Gesellschaft, von 
der technischen Revolution und den Perspektiven der sozialistischen Produktion bestimmt. 

(6) Der Inhalt der Berufsausbildung wird auf der Grundlage von Berufsanalysen in Berufsbildern 
und Lehrplänen verbindlich festgelegt. Die zuständigen Staats- und Wirtschaftsorgan., sichern nach 
den Grundsätzen der Staatlichen Plankommission die Ausarbeitung der erforderlichen. Unterlagen für 
die Berufsausbildung in hoher Qualität. Bei der Ausarbeitung sind d10 wissenschaftlich-technischen 
Zentren und anderen wissenschaftlichen Einrichtungen sowie die fortgeschrittensten Betriebe zur 
Mitarbeit heranzuziehen. 

(7) Die Berufsausbildung gliedert sieh in den berufspraktischen und berufstheoretischen Unterricht. 
Die in der Oberschule erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten bilden die Grundlage der 
beruflichen Ausbildung. Über die Oberschulbildung hinausgehendes mathematisch-
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naturwissenschaftliches und sonstiges Bildungsgut, das zur erfolgreichen Ausübung des Berufes er-
forderlich ist, wird als wesentlicher Bestandteil der beruflichen Ausbildung vermittelt. Die staatsbür-
gerliche und die körperliche Bildung und Erziehung werden weitergeführt. 

(8) Die Berufsausbildung ist ein bedeutsamer Abschnitt in der Entwicklung der Jugendlichen zu 
bewußt handelnden sozialistischen Menschen. Bei der Ausbildung der Jugendlichen sind Eigen-
schaften zu entwickeln wie Fleiß, Gewissenhaftigkeit und Exaktheit, Verantwortungsbewußtsein und 
Selbständigkeit, Pünktlichkeit und Disziplin, Ordnungssinn, Qualifizierungsbestreben kämpferisches 
Einsetzen für das Neue, Unduldsamkeit gegen Mängel in der eigenen Arbeit und der Arbeit anderer 
sowie bewußtes Auftreten gegen überholte Arbeitsgewohnheiten und -methoden. 

 

§ 33 

(1) Die Berufsausbildung umfaßt grundlegendes und spezielles berufliches Wissen und Können 
und ist auf die erfolgreiche Ausübung eines Berufes gerichtet. Sie erfolgt im allgemeinen in zwei Ab-
schnitten, der beruflichen Grundausbildung und der speziellen Facharbeiterausbildung. 

(2) In der beruflichen Grundausbildung werden den Jugendlichen grundlegende Kenntnisse, Fä-
higkeiten und Fertigkeiten, die für technologisch verwandte Berufe typisch sind, vermittelt. Dabei wer-
den allgemeintechnische Kenntnisse sowie Kenntnisse über die Organisation der Arbeit und der Pro-
duktion, über die allgemeine Technologie und Ökonomie des entsprechenden Wirtschaftszweiges als 
weitere Bestandteile einbezogen. 

(3) In der speziellen Facharbeiterausbildung eignen sich die Jugendlichen die, Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten an, die für die volle Beherrschung eines Ausbildungsberufes unter den Be-
dingungen der modernen Produktion erforderlich sind. Die spezielle Facharbeiterausbildung erfolgt 
vorwiegend unter Produktionsbedingungen. 

§ 34 

(1) In der Berufsausbildung sind. die Schüler und Lehrlinge in der modernen Technik auszubilden 
und mit den fortgeschrittensten Technologien vertraut zu machen. Ihnen sind Produktionsaufgaben in 
eigener Verantwortung zu übertragen. Die produktiven Leistungen sind exakt abzurechnen und aus-
zuweisen. Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen sichern die Berufsausbildung in ihrem Verant-
wortungsbereich durch Bereitstellung der erforderlichen qualifizierten Fachkräfte, der notwendigen 
Maschinen, Anlagen und anderer Ausbildungsmittel sowie ausreichender und moderner berufs- und 
betriebstypischer Produktion. 

(2) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen haben die Ausbildungsstätten in die Lösung der be-
trieblichen Aufgaben einzubeziehen und eine moderne Berufsausbildung unter Produktions-
bedingungen zu gewährleisten. Die Jugendlichen sind in die sozialistische Gemeinschaftsarbeit und 
aktiv in den Kampf um die Durchsetzung und Weiterentwicklung der technischen Revolution und die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität einzubeziehen. Der Berufswettbewerb ist eng mit dem sozialisti-
schen Massenwettbewerb zu verbinden. 

(3) Im Unterricht sind bevorzugt solche Formen und Methoden anzuwenden, die der jeweiligen 
Wissenschaft und Produktion zugrunde liegen. Sie müssen selbständige Wissensaneignung und die 
schöpferische Arbeit der zukünftigen Facharbeiter fördern. Die gründliche Aneignung berufstypischer 
Fertigkeiten ist zu sichern. In den Betrieben ist durch materielle und moralische Anreize das Leis-
tungsniveau und die Qualität der Arbeit der Lehrlinge und Schüler zu erhöhen. 

(4) Durch die Entwicklung ihres technischen und ökonomischen Denkens sind die Lehrlinge und, 
Schüler zu befähigen, selbständige Arbeit zur Weiterentwicklung der Technik, Technologie und. Öko-
nomie, zur Erhöhung der Qualität der Erzeugnisse bei niedrigsten Kosten auf der Grundlage von 
technisch begründeten Arbeitsnormen und Bestwerten zu leisten. 

(5) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen unterstützen die außerunterrichtliche Arbeit der Lehr-
linge und Schüler. Die besten und befähigsten Lehrlinge sind durch aktive Mitarbeit in Forschungskol-
lektiven und Versuchsabteilungen und durch die Klubs Junger Techniker zu fördern. Sie sind bevor-
zugt an weiterführende Bildungseinrichtungen zu delegieren lind für die Lösung wichtiger Entwick-
lungs- und Produktionsaufgaben einzusetzen. 

(6) Zur Sicherung einer modernen Berufsausbildung ist die Mitarbeit der Wissenschaftler, Ingenieu-
re und Ökonomen, Neuerer der Produktion und breiter Kreise der Öffentlichkeit notwendig. Die für die 
Berufsausbildung verantwortlichen Leiter und Lehrkräfte sind verpflichtet, bei der Lösung der ihnen ü-
bertragenen Aufgaben eng mit den gesellschaftlichen Organisationen, insbesondere mit der Freien 
Deutschen Jugend und dem Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, zusammenzuarbeiten. 
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2. Abschnitt Aus- und Weiterbildung der Werktätigen 

§ 35 

(1) Die Aus- und Weiterbildung der Werktätigen dient der Vermittlung hoher beruflicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten auf der Grundlage und in enger Verbindung mit einer umfassenden politischen lind 
allgemeinen Bildung. 

(2) Die Aus- und Weiterbildung der Werktätigen wird nach einheitlichen staatlichen Grundsätzen 
durchgeführt. Die Leiter der Staats- und Wirtschaftsorgane, Betriebe und Einrichtungen sind in ihrem 
Verantwortungsbereich für die Planung und Leitung der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen ver-
antwortlich. 

(3) Die berufliche Ausbildung der Werktätigen hat hochqualifizierte, Facharbeiter entsprechend der 
wissenschaftlich-technischen Entwicklung rechtzeitig für neue Berufe und Tätigkeiten vorzubereiten 
sowie bereits ausgebildete Facharbeiter zu höherer beruflicher Qualifikation zu führen. Alle Bürger, die 
ein Arbeitsverhältnis eingehen, ohne dafür beruflich ausgebildet zu sein, Und Werktätige, die bereits 
im Berufsleben stehen, aber keine der Tätigkeit entsprechende abgeschlossene Berufsausbildung be-
sitzen, haben sich für die Lösung ihrer Arbeitsaufgaben zu qualifizieren. Sie sind zu einem beruflichen 
Abschluß zu führen. Werktätige, die Arbeitsaufgaben mit höheren Qualifikationsanforderungen oder 
neue Berufe aufnehmen, sind durch Bildungsmaßnahmen, die auf die vorhandene Qualifikation auf-
bauen, rechtzeitig für die vorgesehene Tätigkeit auszubilden. 

(4) Die berufliche Weiterbildung der Werktätigen hat das Wissen und Können bereits ausgebildeter 
Arbeitskräfte der verschiedenen Qualifikationsgrade ständig in Übereinstimmung mit der wissen-
schaftlich-technischen Entwicklung zu erweitern und zu vertiefen. 
Die Werktätigen sind rechtzeitig auf die Einführung moderner Maschinen und Einrichtungen, neuer 
Werkstoffe, neuer Erzeugnisse, neuer Technologien und höherer Formen der Organisation der Pro-
duktion und der Arbeit vorzubereiten. Sie sind mit den Erfahrungen der Besten., der Neuerer und der 
Arbeiterforscher sowie mit den neuesten wissenschaftlich-technischen und politisch-ökonomischen 
Erkenntnissen vertraut zu machen und zu ihrer Anwendung zu befähigen. 
Absolventen der Oberschulen und Berufsschulen mit abgeschlossener Berufsausbildung ist mit ihrem 
Eintritt in den Arbeitsprozeß die Fortsetzung ihrer beruflichen Ausbildung zu ermöglichen, vor allem 
durch die zusätzliche Ausbildung für Spezialgebiete oder Tätigkeiten mit höheren Qualifikationsanfor-
derungen. 

(5) Die Allgemeinbildung ist in Verbindung mit der beruflichen Aus- und Weiterbildung zu erweitern. 

 

§ 36 

Das Streben der Frauen und Mädchen nach höherer beruflicher Qualifikation ist durch vielfältige 
und differenzierte Formen und Methoden zu fördern. Sie sind zu Facharbeitern auszubilden und für 
den Einsatz in mittleren und leitenden Funktionen vorzubereiten. Der Ausbildung voll Frauen und 
Mädchen für technische Berufe ist besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

 

§ 37 

Die berufliche Ausbildung der Werktätigen erfolgt in aufeinander aufbauenden Abschnitten. Die Aus-
bildung wird auf der Grundlage staatlicher Ausbildungsunterlagen durchgeführt und schließt mit einer 
Prüfung ab. 

§ 38 

(1) Die Ausbildung von Meistern entwickelt befähigte Facharbeiter zu verantwortlichen Leitern von 
Produktionsbereichen und Arbeitskollektiven. In der Ausbildung werden technologische, betriebsöko-
nomische, produktionsorganisatorische und pädagogische Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
vermittelt. 

(2) Die Ausbildung muß die Meister befähigen, nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu leiten und 
selbständig auf die Entwicklung der Produktion, die Steigerung der Arbeitsproduktivität, die Senkung 
der Selbstkosten und die Erhöhung der Qualität der Erzeugnisse einzuwirken. 

(3) Die Leiter der Staats- und Wirtschaftsorgane sind in ihrem Verantwortungsbereich für die Aus-
bildung von Meistern verantwortlich. 

(4) Unter Anrechnung der Leistungen in bestimmten Fächern kann das Fachschulstudium auf dem 
gleichen oder einem verwandten Fachgebiet für Meister mit abgeschlossener Ausbildung verkürzt 
werden. Einzelheiten regelt der Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen. 
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§ 39 

(1) Die Betriebsakademien führen die Aus- und Weiterbildung der Werktätigen entsprechend den 
Erfordernissen der Betriebe und Wirtschaftszweige durch und sichern die Erhöhung des Niveaus der 
Allgemeinbildung. Die Betriebsakademien lösen ihre Aufgaben mit den wissenschaftlich-technischen 
Fachkräften der Betriebe und der wissenschaftlichen Institute. Sie arbeiten mit den anderen Bildungs-
einrichtungen und den gesellschaftlichen Organisationen zusammen. Sie können als Außenstellen der 
Hoch- und Fachschulen tätig sein. 

(2) Die Bildungseinrichtungen in der Landwirtschaft fördern die berufliche Aus- und Weiterbildung 
und die Allgemeinbildung der Landbevölkerung und tragen zur Hebung des geistig-kulturellen Lebens 
auf dem Dorfe bei. 

(3) Die Volkshochschulen führen Lehrgänge zum Abschluß der Oberschule, der Erweiterten Ober-
schule und zum Abschluß einzelner Unterrichtsfächer sowie auf verschiedenen anderen Wis-
sensgebieten durch. Sie übernehmen berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, die von anderen Bil-
dungseinrichtungen nicht wahrgenommen werden. 

3. Abschnitt 

Lehrkräfte und Erzieher der Berufsbildung und ihre Aus- und Weiterbildung 

§ 40 

(1) Für die Lehrkräfte und Erzieher der Berufsbildung gilt § 25 sinngemäß. 

(2) Die Ausbildung von Lehrkräften für den berufstheoretischen bzw. berufspraktischen Unterricht 
erfolgt gemäß § 26, Absätze 3 und 4, und § 28, Absatz 6. Diplomingenieure, Ingenieure und entspre-
chende Fachkräfte können sich durch ein pädagogisches Zusatzstudium für eine Lehrtätigkeit qualifi-
zieren. 

(3) Die Lehrkräfte und Erzieher der Berufsbildung haben die Pflicht, sich ständig weiterzubilden. 
Der § 29, Absätze 1- bis 3, gilt sinngemäß. 

(4) Die Staats- und Wirtschaftsorgane sind in ihrem Zuständigkeitsbereich für die produktions-
technische Weiterbildung der Lehrkräfte der Berufsbildung verantwortlich. Das Ministerium für Volks-
bildung ist für die Weiterbildung der Lehrer der Berufsbildung, die allgemeinbildenden Unterricht ertei-
len, und für die pädagogische Weiterbildung der Lehrkräfte und Erzieher der Berufsbildung verant-
wortlich. 

(5) Die nebenberuflichen Lehrkräfte in den Einrichtungen der Berufsbildung, insbesondere der Aus-
und Weiterbildung der Werktätigen, sind durch eine Weiterbildung auf pädagogischem Gebiet zu be-
fähigen, methodisch durchdacht und erzieherisch wirksam zu unterrichten. Die pädagogisch-
methodische Weiterbildung der nebenberuflichen Lehrkräfte erfolgt entsprechend den vom Mi-
nisterium für Volksbildung gemeinsam mit der Staatlichen Plankommission erarbeiteten Grundsätzen. 

(6) Die Qualifizierung der Erzieher für die Lehrlingswohnheime erfolgt nach den vom Ministerium 
für Volksbildung festgelegten Grundsätzen. 

 

Fachschulen, Universitäten und Hochschulen 

1. Abschnitt Ingenieur- und Fachschulen 

§ 41 

(1) Die Ingenieur- und Fachschulen sind Einrichtungen der höheren Fachausbildung, in denen wis-
senschaftlich-technische und ökonomische Fachkräfte für Industrie, Landwirtschaft, Bauwesen, für 
Handel, Transport und Nachrichtenwesen, für Volksbildung und Kultur, für das Gesundheitswesen und 
für andere Bereiche des gesellschaftlichen Lebens ausgebildet werden. 

(2) Ingenieur- und Fachschulen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, die im Fachschul-
verzeichnis der Deutschen Demokratischen Republik aufgeführt sind. Das Fachschulverzeichnis wird 
beim Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen geführt. Aus ihm geht die Unterstellung der 
Ingenieur- und Fachschulen hervor. 

 

§ 42 



43 

Hugo Jensch, www.geschichte-pirna.de 

(1) Inhalt und Niveau der Ausbildung und das Profil der Fachrichtungen an den Ingenieur- und 
Fachschulen werden von den Hauptrichtungen der technischen Revolution, den Perspektiven der füh-
renden Zweige der Volkswirtschaft und den weiteren gesellschaftlichen Bedürfnissen bestimmt. 

(2) Die Leiter der zentralen Staats- und Wirtschaftsorgane sind für die Ausarbeitung der Berufsbil-
der verantwortlich. Der Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen gibt dafür Grundsätze her-
aus und erklärt die Berufsbilder für verbindlich. 

(3) Das Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen leg[ die Anforderungen an die Grund-
lagenausbildung fest. Es ist verantwortlich für die Studienpläne und Lehrmaterialien in den all-
gemeinbildenden Fächern, in Marxismus-Leninismus und in den mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Grundlagenfächern. 

(4) Unter Verantwortung der Staats- und Wirtschaftsorgane, denen Ingenieur- und Fachschulen un-
terstehen, werden durch die Ingenieur- und Fachschulen gemeinsam mit Vertretern von Wissenschaft, 
Praxis und gesellschaftlichen Organisationen auf der Grundlage der vom Staatssekretär für das Hoch- 
und Fachschulwesen herausgegebenen Grundsätze Studienpläne für die Spezialbildung erarbeitet. 
Sie werden vom Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen bestätigt. 

(5) Werktätige Frauen sind durch vielfältige Maßnahmen bei der Erreichung des Ingenieur- und 
Fachschulabschlusses zu unterstützen. Es sind vor allem Formen des Teil- und Fernstudiums anzu-
wenden. 

 

§ 43 

(1) Die Studenten sind durch die Ausbildung zu befähigen, sich neue Erkenntnisse der Wissen-
schaft und Technik auf ihrem Fachgebiet und auf angrenzenden Gebieten selbständig anzueignen 
und in der Praxis anzuwenden. 

(2) Die Studenten sollen lernen, sich in sozialistische Arbeitskollektive einzufügen und die sozialis-
tische Gemeinschaftsarbeit zu leiten und zu fördern. Sie sind mit den modernen Prinzipien und Me-
thoden der sozialistischen Leitungstätigkeit vertraut zu machen. 

(3) Den Studenten sind marxistisch-leninistische Kenntnisse zu vermitteln, die den Anforderungen 
der gesellschaftlichen Praxis entsprechen. 

(4) Die Allgemeinbildung ist insbesondere in Mathematik und in den Naturwissenschaften Zu er-
weitern und zu vertiefen. Die Ausbildung in deutscher Sprache und Literatur ist weiterzuführen. Die 
Ausbildung in Russisch und in einer zweiten Fremdsprache soll die Studenten befähigen, die fremd-
sprachige Literatur ihres Fachgebietes zu nutzen und sieh über Fachfragen in der Fremdsprache zu 
verständigen. Die ästhetische Erziehung der Studenten ist zu fördern. Durch den obligatorischen 
Sportunterricht und sportliche Wettkämpfe ist die körperliche Leistungsfähigkeit und das sportliche In-
teresse der Studenten zu erhöhen und ihre Gesundheit zu festigen. 

(5) Die Grundlagenausbildung konzentriert sich auf die Vermittlung von mathematisch-
naturwissenschaftlichen, technologischen, technischen und ökonomischen Kenntnissen. 

(6) Die Spezialausbildung vermittelt Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten auf dem jeweiligen 
Fachgebiet, die die Absolventen befähigen, rasch in der Praxis wirksam zu werden. 

(7) Die wissenschaftlich-produktive Tätigkeit der Studenten als Teil der Ausbildung soll Theorie und 
Praxis organisch miteinander verbinden. 

§ 44 

(1) An den Ingenieurschulen werden Ingenieure und Ingenieurökonomen ausgebildet. 

(2) An den Fach- und Ingenieurschulen im Bereich der Landwirtschaft sind die Studenten mit den 
neuesten Erkenntnissen der Agrarwissenschaft, der Intensivierung und Mechanisierung der landwirt-
schaftlichen Produktion und mit der Ökonomie, Planung und Leitung sozialistischer Landwirtschafts-
betriebe und dem Übergang zu industriemäßigen Produktionsmethoden vertraut zu machen. 

(3) An anderen wissenschaftlichen Fachschulen werden Ökonomen für die Finanzwirtschaft, die In-
dustrie, das Bauwesen, den Binnen- und Außenhandel sowie Fachkräfte für andere Bereiche des ge-
sellschaftlichen Lebens ausgebildet. 

(4) An den Offiziersschulen der Nationalen Volksarmee und der anderen bewaffneten Organe er-
wirbt ein Teil der Absolventen gleichzeitig eine Qualifikation in einem Zivilberuf, die dem Abschluß an 
einer Fachschule entspricht. 
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§ 45 

(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, sich zum Studium an ei-
ner Ingenieur- oder Fachschule zu bewerben. 

(2) Das Studium an einer Ingenieur- oder Fachschule setzt eine abgeschlossene Oberschulbildung, 
die Facharbeiterprüfung auf einem der Studienrichtung entsprechenden Gebiet und in der Regel eine 
praktische Tätigkeit als Facharbeiter voraus. 

(3) Über die Zulassungen zum Studium entscheidet die Ingenieur- oder Fachschule auf Grund der 
Leistungen und der beruflichen Erfahrungen der Bewerber. Dabei ist die soziale Struktur der Bevölke-
rung zu berücksichtigen. Es können Eignungsprüfungen durchgeführt werden. 

§ 46 

(1) Die Ausbildung an den Ingenieur- und Fachschulen erfolgt im Direkt-, Fern- und Abendstudium. 

(2) Studenten im Fern- und Abendstudium. erhalten gesetzlich geregelte Arbeitszeitvergünstigun- 
gen 

(3) Die Lehrmaterialien für das Fern- und Abendstudium sind entsprechend den besonderen Be-
dingungen dieser Studienformen auszuarbeiten. 

(4) Die VVB, Betriebe und Institutionen sind verpflichtet, auf der Grundlage des Volkswirt-
schaftsplanes Werktätige für das Studium zu gewinnen, sie während des Studiums zu fördern und 
betriebliche Einrichtungen für das Studium zur Verfügung zu stellen. 

 

§ 47 

(1) Die Studenten der Ingenieur- und Fachschulen setzen sich verantwortungsbewußt für die Er-
reichung des Bildungs- und Erziehungszieles ein und leisten einen eigenen Beitrag zur sozialistischen 
Erziehung im Kollektiv. Sie fördern sieh gegenseitig in der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit. 

(2) Die Studenten nehmen ihr Recht zur Mitgestaltung der Ausbildung und Erziehung durch ihre 
gesellschaftliche Organisation, die Freie Deutsche Jugend, wahr. Die Freie Deutsche Jugend fördert 
die Initiative der Studenten im Studium und bei der Entwicklung eines regen geistig-kulturellen Lebens 
an der Fachschule. 

(3) Die Direktoren der Fachschulen und die Fachrichtungsleiter sind verpflichtet, mit der Freien 
Deutschen Jugend zusammenzuarbeiten. Sie fördern alle Formen der selbständigen Tätigkeit der 
Studenten, insbesondere den Studentenwettstreit auf wissenschaftlichem, kulturellen und sportlichem 
Gebiet. 

§ 48 

(1) Zum Nachweis des erreichten Standes der Ausbildung werden regelmäßig Leistungskontrollen 
und Prüfungen durchgeführt. 

(2) Das Studium an einer Ingenieur- oder Fachschule schließt mit einer staatlichen Prüfung ab. Sie 
berechtigt dazu, die der Fachrichtung entsprechende Berufsbezeichnung zu führen. 

(3) Die Studenten sind dafür zu gewinnen, daß sie nach Abschluß ihres Studiums ihre Tätigkeit dort 
aufnehmen, wo es die Interessen der Gesellschaft erfordern. 

 

§ 49 

(1) Mit dem erfolgreich beendeten Studium in einer Ingenieur- oder Fachschule wird die Hoch-
schulreife erworben. 

(2) Die besten und befähigsten Absolventen oder Studenten sind für das Hochschulstudium zu ge-
winnen und an die Hochschulen zu delegieren. Unter Anrechnung der Leistungen in bestimmten Fä-
chern kann das Hochschulstudium auf dem gleichen oder einem verwandten Fachgebiet verkürzt 
werden. 

(3) Einzelheiten regelt der Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen. 

2. Abschnitt 

Künstlerische Fach-

schulen 
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§ 50 

(1) Die künstlerischen Fachschulen bilden in enger Verbindung mit der künstlerischen Praxis sozia-
listische Künstler und künstlerisch tätige Kräfte aus. Die Ausbildung richtet sich nach den Anforderun-
gen, die sieh aus der Weiterführung der sozialistischen Kulturrevolution ergehen. 

(2) Die Orchester- und Chorschulen, in denen die Fachausbildung auf musikalischem Gebiet er-
folgt, sind den Hochschulen für Musik angegliedert. 

(3) Für die Zulassung zum Studium an den künstlerischen Fachschulen ist der Abschuß der Ober-
schule, und für die Fachschulen für angewandte Kunst ist zusätzlich eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung erforderlich. Der Nachweis der künstlerischen Befähigung ist zu erbringen. 

(4) Die §§ 46, 47 und 48 gelten sinngemäß. 

3. Abschnitt 

Fachschullehrer 

§ 51 

(1) Die Fachschullehrer tragen eine hohe Verantwortung bei der Bildung und Erziehung allseitig 
entwickelter sozialistischer Fachleute. Sie haben die Pflicht, eine enge Verbindung zur Praxis herzu-
stellen. Die Fachschullehrer wirken an wichtigen Aufgaben in Betrieben und Institutionen mit. 

(2) Die wachsende Bedeutung der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Fachschullehrer für die Ent-
wicklung der sozialistischen Gesellschaft erfordert die Unterstützung, Förderung und Anerkennung ih-
rer Tätigkeit durch alle Staats- und Wirtschaftsorgane, und gesellschaftlichen Organisationen. 

(3) Die wichtigste Aufgabe der Fachschullehrer besteht darin, die Studenten nach den modernen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und den neuesten Erfahrungen der Praxis auszubilden und zu sozi-
alistischen Persönlichkeiten zu erziehen. Dafür müssen sie über ein hohes Wissen und Können in ih-
rem Fachgebiet und über gründliche Kenntnisse des Marxismus-Leninismus verfügen und in ihrem 
Verhalten Vorbild sein. 

(4) Die Fachschullehrer haben das Recht und die Pflicht, an der Bestimmung des Inhalts, der Me-
thoden und der Organisation der Fachschulausbildung mitzuwirken. 

(5) Die Betriebe und Einrichtungen haben die Pflicht, die Fachschullehrer beim Studium des wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts und der Entwicklungstendenzen in der Volkswirtschaft sowie bei 
der Bildung und Erziehung der Studenten zu unterstützen. 

(6) Die Tätigkeit als Fachschullehrer setzt in der Regel ein abgeschlossenes Hochschulstudium, ei-
ne mehrjährige praktische Tätigkeit und eine pädagogische Ausbildung voraus. 

4. Abschnitt Universitäten 

und Hochschulen 52 

(1) Die Universitäten und Hochschulen der Deutschen Demokratischen Republik haben wis-
senschaftlich hochqualifizierte -und sozialistisch bewußte, Persönlichkeiten zu bilden und zu erziehen, 
die fähig und bereit sind, den Prozeß der immer tieferen Durchdringung der Produktion, der Kultur und 
aller anderen Bereiche der sozialistischen Gesellschaft mit den neuesten Erkenntnissen der Wissen-
schaft bewußt zu gestalten und verantwortliche Tätigkeiten zu übernehmen. 

(2) Die Ausbildung an den Universitäten und Hochschulen wird bestimmt von den Erfordernissen 
der Wissenschaft, der Volkswirtschaft und der Gesellschaft. Sie baut auf dem Niveau der Erweiterten 
Oberschule auf. Sie erfolgt im Direkt-, Fern- und Abendstudium. 

 

§ 53 

(1) In der Ausbildung an den Universitäten und Hochschulen gilt der Grundsatz der Einheit, von 
Lehre und Erziehung. Im Mittelpunkt stehen die Erziehung zum selbständigen wissenschaftlichen 
Denken, zu einer hohen Arbeits- und Studienmoral, zum gemeinsamen Handeln im sozialistischen 
Kollektiv und die Festigung des sozialistischen Staatsbewußtseins. Die Gesetzmäßigkeiten der Wis- 
senschaften und die wissenschaftlichen Methoden sind der wesentliche Inhalt der Lehrveranstaltun- 
gen. 
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Die Anwendung mathematischer Methoden ist schrittweise auf alle Wissenschaften entsprechend 
ihren spezifischen Besonderheiten auszudehnen. 

(2) Das Verhältnis von Grundlagen- und Spezialausbildung in den einzelnen Fachrichtungen ist 
gemäß den wissenschaftlichen und volkswirtschaftlichen Erfordernissen so zu gestalten, daß der Stu-
dent in seiner späteren Tätigkeit fähig ist, die wissenschaftliche Entwicklung selbständig zu verfolgen 
und sieh in neue Probleme einzuarbeiten. Die Spezialausbildung ist eng mit der Grundausbildung Lind 
mit der Praxis zu verbinden. Sie dient der Vorbereitung der Studenten auf die spätere berufliche Tätig-
keit und vermittelt insbesondere die Methoden zur Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse. Die 
Studenten sind mit den moderne], Prinzipien und Methoden der sozialistischen Leitungstätigkeit ver-
traut zu machen. Ein Teil der Spezialausbildung ist, differenziert nach den einzelnen Fachrichtungen, 
schrittweise in die Praxis zu verlagern. 

(3) Das Studium des Marxismus-Leninismus ist ein wesentlicher Bestandteil der Hochschulbildung. 
Es vertieft und festigt das sozialistische Bewußtsein der Studenten und befähigt sie, die allgemeinen 
Entwicklungsgesetze der Natur, der Gesellschaft und des menschlichen Denkens im Leben schöpfe-
risch anzuwenden. 

(4) Der obligatorische Sportunterricht trägt zur Gesunderhaltung und zur Erhöhung der physischen 
und psychischen Leistungsfähigkeit der Studenten bei und fördert ihre selbständige sportliche Betäti-
gung. Die Arbeit der Hochschulsportgemeinschaften ist durch die Leitungen der Universitäten, Hoch-
schulen und Fakultäten zu unterstützen. 

(5) Die Weiterführung der Ausbildung in Russisch und in einer zweiten Fremdsprache soll die Stu-
denten befähigen, die fremdsprachige Literatur ihres Fachgebietes zu verfolgen und sich über Fach-
fragen in der Fremdsprache zu verständigen. 

(6) Inhalt, Formen und Methoden der Ausbildung sind ständig mit dem neuesten Stand der Wissen-
schaft, der Entwicklung der Volkswirtschaft und der anderen Bereiche des gesellschaftlichen Lebens 
in Übereinstimmung zu bringen. 
Die Studienpläne sind so aufzustellen, daß den Studenten ausreichende Zeit für das Selbststudium 
und für die Mitarbeit an Forschungsvorhaben zur Verfügung steht. Für besonders befähigte Studenten 
sind individuelle Studienpläne aufzustellen und andere Formen der Förderung einzuführen. 

§ 54 

(1) Die Einheit von Theorie und Praxis gilt für die gesamte Arbeit an den Universitäten und Hoch-
schulen. Sie wird entsprechend den Besonderheiten der einzelnen Fachrichtungen hergestellt. Die 
Studienabschnitte in der Praxis sind organisch in den Ausbildungsgang einzugliedern. 

(2) Ausgehend von der Entwicklung der Wissenschaft und Technik, der Volkswirtschaft, der und 
den weiteren gesellschaftlichen Erfordernissen sind die Anforderungen an die wissenschaftlichen Kräf-
te durch die für die einzelnen Bereiche zuständigen Staats- und Wirtschaftsorgane zu bestimmen. Die 
Ausbildungsprogramme werden auf dieser Grundlage von den Wissenschaftlern gemeinsam mit Ver-
tretern der Praxis unter Verantwortung des Staatssekretariats für das Hoch- und Fachschulwesen 
ausgearbeitet. 

 

§ 55 

(1) Die Einheit von Lehre und Forschung gilt für die gesamte Arbeit an den Universitäten lind Hoch- 
schulen. 
Die Universitäten und Hochschulen sind. wichtige Forschungsstätten. Sie leisten einen hervor-
ragenden Beitrag zur Entwicklung der Wissenschaften und sichern damit gleichzeitig eine tut höchs-
tem wissenschaftlichem Niveau stehende Ausbildung. 

(2) Die Forschung an Universitäten und Hochschulen ist so zu organisieren, daß auf der Grund- 
lage, des Planes der Wissenschaften 

- wissenschaftliche und volkswirtschaftliche Schwerpunktaufgaben gelöst werden; 

- verschiedene Wissenschaftsdisziplinen zusammenwirken und die sozialistische Gemein-
schaftsarbeit zwischen den Universitäten oder Hochschulen und der gesellschaftlichen Praxis 
entwickelt wird. 

 

(3) Die Kooperationsbeziehungen zwischen den Universitäten und Hochschulen und den VVB, den 
zuständigen Staats- und Wirtschaftsorganen und den Akademien sind vordringlich auf langfristige 
Forschungsvorhaben zu richten. Die Vertragsforschung ist so zu entwickeln, daß die For-
schungskapazität der Universitäten und Hochschulen für die Lösung volkswirtschaftlicher Schwer-
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punktaufgaben genutzt wird und die Universitäten und Hochschulen daran materiell interessiert wer-
den. 

(4) Entsprechend ihren Fähigkeiten sind die Studenten in die Forschungsarbeit der Institute einzu-
beziehen. Ihre wissenschaftlich-produktive Tätigkeit soll der Lösung volkswirtschaftlich und wissen-
schaftlich bedeutsamer Aufgaben dienen und sie zur selbständigen wissenschaftlichen Arbeit erzie-
hen. 

 

§ 56 

(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, der die Hochschulreife besitzt, hat das 
Recht, sich zum Studium an einer Universität oder Hochschule zu bewerben. 

(2) Die Zulassung zum Hochschulstudium erfolgt durch die Universitäten und Hochschulen auf der 
Grundlage der staatlichen Pläne nach dem Leistungsprinzip. Dabei ist die soziale Struktur der Bevöl-
kerung zu beachten. Es können Eignungsprüfungen durchgeführt werden. 

 

§ 57 

(1) Das Fern- und Abendstudium gibt allen Bürgern die Möglichkeit, ohne Unterbrechung ihrer be-
ruflichen Tätigkeit den Hochschulabschluß zu erreichen. Studenten im Fern- und Abendstudium er-
halten gesetzlich geregelte Arbeitszeitvergünstigungen. 

(2) Es ist anzustreben, die Grundlagenausbildung in verwandten Fachrichtungen einheitlich durch-
zuführen, die Vermittlung der Grundlagenwissenschaften zum Teil in Form des Abendstudiums auf 
betriebliche Außenstellen zu verlagern und die Methoden der Ausbildung den Besonderheiten des 
Fernstudiums anzupassen. 

(3) Betriebe und Institutionen, deren Mitarbeiter ein Fern- oder Abendstudium aufnehmen, sind 
verpflichtet, mit den Studenten Förderungsverträge abzuschließen und sie beim Studium zu unterstüt-
zen. Die Förderung von Frauen, die im Fern- oder Abendstudium stehen, ist eine besondere Pflicht 
der Leiter der Betriebe und Institutionen. 

§ 58 

(1) Die Studenten der Universitäten und Hochschulen tragen selbst eine hohe Verantwortung für ih-
re Bildung und Erziehung. Sie gestalten den Ausbildungs- und Erziehungsprozeß, die, Forschungsar-
beit und das gesellschaftliche Leben an den Universitäten und Hochschulen aktiv mit. Eine bewußte 
Studiendisziplin ist ihre besondere Pflicht. 

(2) Die Studenten nehmen ihr Recht zur Mitbestimmung durch ihre gesellschaftliche Organisation, 
die Freie Deutsche Jugend, wahr. Die Vertreter der Freien Deutschen Jugend nehmen mit Sitz und 
Stimme an der Arbeit der leitenden Gremien der Universitäten und Hochschulen teil. 

(3) Die Rektoren der Universitäten und Hochschulen und die Dekane der Fakultäten sind verpflich-
tet, mit der Freien Deutschen Jugend zusammenzuarbeiten. Sie fördert i die Formen der wissen-
schaftlichen Betätigung der Studenten wie Studentenzirkel, studentische Forschungsgemeinschaften 
und den Studentenwettstreit. 

 

§ 59 

(1) Während des Studiums werden Leistungskontrollen und Prüfungen durchgeführt. Sie haben die 
von den Studenten erworbenen Kenntnisse, den Stand des wissenschaftlichen Denkvermögens und 
die Fähigkeit, das theoretische Wissen auf praktische Probleme anzuwenden, zu prüfen. 

(2) Das Studium schließt mit einer staatlichen Prüfung ab. Über die bestandene Prüfung wird eine 
Urkunde ausgestellt, die zur Führung des entsprechenden akademischen Grades bzw. der Berufsbe-
zeichnung berechtigt. 

 

§ 60 

(1) Die Studenten sind dafür zu gewinnen, daß sie nach Abschluß ihres Studiums dort ihre Tätig-
keit aufnehmen, wo sie mit ihrem Wissen und Können der allseitigen Entwicklung der Deutschen De-
mokratischen Republik am besten dienen. 

(2) Die Staats- und Wirtschaftsorgane sind verpflichtet, den Einsatz der Hochschulabsolventen so 
vorzubereiten, daß diese spätestens ein Jahr vor Abschluß des Studiums in ihre künftige Tätigkeit 
vermittelt werden und nach dem Examen eine ihren Leistungen entsprechende Tätigkeit aufnehmen 
können. 



48 

 

§ 61 

(1) Die rasche Entwicklung der Wissenschaft und die wissenschaftliche Durchdringung aller Berei-
che der sozialistischen Gesellschaft erfordern eine planmäßige und proportionale Steigerung des An-
teils an Wissenschaftlern mit höheren akademischen Graden in den wissenschaftlichen Institutionen 
und in den Bildungseinrichtungen, in der Volkswirtschaft, der Kultur, im Gesundheitswesen und in den 
Staats- und Wirtschaftsorganen. 

(2) Das Bildungs- und Erziehungsziel für den wissenschaftlichen Nachwuchs ist entsprechend den 
neuen und voraussehbaren wissenschaftlichen, volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Anforde-
rungen zu bestimmen. Der wissenschaftliche Nachwuchs soll bei hohem Fachwissen vor allem in der 
marxistischen Philosophie und den modernen Methoden der Planung und Leitung der wissenschaftli-
chen Arbeit ausgebildet werden. 

(3) Die Auswahl für den wissenschaftlichen Nachwuchs muß frühzeitig erfolgen. Durch individuelle 
Maßnahmen, durch die Konzentration der Ausbildung an besonders geeigneten Instituten und die Bil-
dung von Aspirantengruppen, durch die Entwicklung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit sind die 
Nachwuchskräfte zielstrebig zu fördern. 
Die wissenschaftliche Aspirantur ist verstärkt zur Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses zu 
nutzen. 

(4) Der Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen erläßt die Grundsätze für die Ausbildung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses und für die Verleihung akademischer Grade. 

 
Künstlerische Hochschulen 

§ 62 

(1) Das Studium an den künstlerischen Hochschulen wird durch die Anforderungen bestimmt, die 
sich aus der Weiterführung der sozialistischen Kulturrevolution und den Hauptentwicklungstendenzen 
der Volkswirtschaft ergeben. 

Die Aneignung und schöpferische Anwendung des sozialistischen Realismus und die Pflege des 
klassischen humanistischen Erbes sind Grundprinzipien der Ausbildung. 

(2) Die Hochschulen in den Bereichen von Kunst und Literatur haben die Aufgabe, Künstler auszu-
bilden, die fähig sind, sozialistische Kunstwerke von hoher Qualität zu schaffen und durch hervorra-
gende solistische und Ensembleleistungen das internationale Niveau mitzubestimmen. 

(3) Für die Zulassung zum Studium an den Hochschulen für bildende und angewandte Kunst sind 
das Abitur und eine Berufsausbildung, für das theaterwissenschaftliche Studium sowie für das Studi-
um in den Fachrichtungen Schulmusikerziehung, Opernregie und Tonmeister das Abitur erforderlich. 
In den übrigen Fachrichtungen der künstlerischen Hochschulen ist der Abschluß der Oberschule Be-
dingung. Für das Studium an einer künstlerischen Hochschule ist der Nachweis der künstlerischen 
Befähigung zu erbringen. 

(4) Die Hochschulen für bildende und angewandte Kunst, für industrielle Formgestaltung und für 
Grafik und Buchkunst orientieren sich auf folgende Schwerpunkte: 
Malerei, Plastik einschließlich der baugebundenen Aufgaben sowie kunsthandwerkliche Erzeugnisse 
von hoher Qualität, industrielle, Formgestaltung zur Entwicklung produktionsreifer Muster von großer 
Zweckmäßigkeit und Schönheit zur Erhöhung der Weltmarktfähigkeit Wirtschaftswerbung, Buchgrafik 
und Buchausstattung. 
Die Ausbildung in der angewandten Kunst erfolgt in ständiger unmittelbarer Verbindung mit der Pro-
duktionspraxis. 

(5) Hervorragend begabte junge Künstler können nach beendetem Studium, durch die künstle- 
rischen Hochschulen eine besondere Förderung erhalten (Aspirantur). 
Den in der Industrie, im Bauwesen und im Handel tätigen künstlerischen Kräften ist die Möglichkeit zu 
geben, im Direkt-, Fern- oder externen Studium ein Diplom zu erwerben. 

(6) Die Ausbildung an den künstlerischen Hochschulen wird auf der Grundlage der vom Minister für 
Kultur bestätigten Studienpläne durchgeführt. 

(7) Die Grundsätze für die Hochschulausbildung gelten sinngemäß. 

6. Abschnitt 

Hochschullehrer 
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§ 63 

(1) Hochschullehrer zu sein, ist für einen Wissenschaftler der Deutschen Demokratischen Republik 
eine hohe Ehre. Durch seine schöpferische Arbeit bei der Bildung und Erziehung der Studenten und 
des wissenschaftlichen Nachwuchses und in der Forschung fördert er die Entwicklung der Wissen-
schaft, der Volkswirtschaft, des Bildungswesens, der Kultur und aller anderen Bereiche der sozialisti-
schen Gesellschaft. 

(2) Die Hochschullehrer haben insbesondere das Recht und die Pflicht, die Studenten und den wis-
senschaftlichen Nachwuchs auf der Grundlage dieses Gesetzes zu bilden und sozialistisch zu erzie-
hen, die Studienpläne an den Universitäten und Hochschulen auszuarbeiten, an der Planung und 
Leitung der wissenschaftlichen Arbeit verantwortlich teilzunehmen und bei der Anwendung der Wis-
senschaft in der Praxis mitzuwirken. 

 

§ 64 

(1) Die Professoren und Dozenten werden vom Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen 
berufen. 

(2) Die Professoren und Dozenten mit künstlerischer Lehrtätigkeit beruft der Minister für Kultur. Die 
Berufung der Professoren bedarf der Zustimmung des Staatssekretärs für das Hoch- und Fachschul-
wesen. 

(3) Zum Hochschullehrer können Personen berufen werden, die die Befähigung zur schöpferischen 
wissenschaftlichen Arbeit und zur Ausbildung und Erziehung der Studenten und des wissenschaftli-
chen Nachwuchses nachgewiesen haben, über praktische Erfahrungen auf ihrem Fachgebiet verfü-
gen und moralisch-politisch Vorbild sind. Wissenschaftler aus der gesellschaftlichen Praxis und aus 
Forschungsinstituten sind in größerer Zahl für eine Tätigkeit als Hochschullehrer zu gewinnen. 

7. Abschnitt 

Weiterbildung der Hoch- und Fachschulabsolventen 

§ 65 

(1) Die Weiterbildung der Hoch- und Fachschulabsolventen dient dazu, die Kenntnisse und Fähig-
keiten in den mathematisch-naturwissenschaftlichen und gesellschaftswissenschaftlichen Grundlagen 
zu vertiefen, Spezialkenntnisse auf dem Fachgebiet und auf angrenzenden Gebieten Und Kenntnisse 
und Fähigkeiten für die Planung, Leitung und Organisation des gesellschaftlichen Lebens, besonders 
der Wissenschaft und Technik., zu vermitteln. 

(2) Zur Weiterbildung der Hoch- Und Fachschulabsolventen gehören das Teil-, Sonder- und Zu-
satzstudium und die Gasthörerschaft an Hoch- und Fachschulen. Weitere Formen sind die Arbeit in 
den wissenschaftlichen Gesellschaften und der Kammer der Technik sowie die Teilnahme an Qualifi-
zierungslehrgängen. 

(3) Die Absolventen der Hoch- und Fachschulen sind verpflichtet, sich die für ihre Tätigkeit erfor-
derlichen Kenntnisse und Erfahrungen anzueignen und sich ständig wissenschaftlich weiterzubilden. 
Die Leiter der Staats- und Wirtschaftsorgane, der Betriebe und Einrichtungen sind für die Weiterbil-
dung der in ihrem Bereich tätigen Hoch- und Fachschulabsolventen verantwortlich. Sie haben die er-
forderlichen Maßnahmen in Übereinstimmung mit den Hoch- und Fachschulen, der Kammer der 
Technik und den wissenschaftlichen Gesellschaften festzulegen. 

(4) Die Hoch- und Fachschulen sind verpflichtet, durch wissenschaftliche Veranstaltungen und Ab-
solvententreffen wissenschaftliche Erkenntnisse und Erfahrungen einem großen Kreis von Hoch- und 
Fachschulabsolventen zugänglich zu machen. 

(5) Die erfolgreiche Absolvierung einer Form der Weiterbildung an Universitäten, Hoch- und Fach-
schulen wird durch Urkunden bescheinigt. 

SIEBENTER TEIL 

Kulturelle Einrichtungen 

§ 66 

Die allgemeinbildenden und wissenschaftlichen Bibliotheken und Informationsstellen haben durch 
Bereitstellung, Erschließung und Vermittlung der Literatur die Bildung aller Kinder. Jugendlicher und 
Erwachsener nach ihren differenzierten Bedürfnissen, Interessen und Erfordernissen zu unterstützen 
und die wissenschaftliche Arbeit zu fördern. 
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§ 67 

Klubs und Kulturhäuser, Museen und Gedenkstätten, Ausstellungen, Zoologische und Botanische 
Gärten, Planetarien, Observatorien, Theater, Konzerte, Film und andere kulturelle Einrichtungen ha-
ben den Bildungsprozeß auf allen Stufen zu unterstützen und allen Bürgern die Gelegenheit zu geben, 
ihre Bildung zu erweitern und zu vertiefen. 

 

§ 68 

Fernsehen und Rundfunk haben durch Bildungssendungen auf wissenschaftlich-technischem, poli-
tisch-kulturellem sowie allgemeinbildendem Gebiet die Kenntnisse der Bürger zu erweitern. Ihre Sen-
dungen unterstützen, ergänzen und erweitern die Tätigkeit der anderen Bildungseinrichtungen und die 
Bildungsmaßnahmen der gesellschaftlichen Organisationen. 

 

Planung und Leitung des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems 

1. Abschnitt 

Leitung durch den Ministerrat und seine Organe 

§ 69 

(1) Der Ministerrat ist für die komplexe und koordinierte Planung und Leitung des einheitlichen so-
zialistischen Bildungssystems verantwortlich. 

(2) Der Ministerrat gewährleistet auf der Grundlage der Perspektiv- und Volkswirtschaftspläne die 
ständige Weiterentwicklung und Vervollkommnung des sozialistischen Bildungssystems entsprechend 
den Erfordernissen der gesellschaftlichen Entwicklung, insbesondere der technischen Revolution. 

 

§ 70 

(1) Der Ministerrat bestimmt den Inhalt der Tätigkeit sowie die Organisation der für die Planung und 
Leitung der Bereiche des sozialistischen Bildungssystems verantwortlichen Organe. 

(2) Der Ministerrat gewährleistet die Einheit von wissenschaftlicher Führungstätigkeit und perspek-
tivischer Planung sowie die Verwendung und Ausnutzung der ökonomischen Mittel mit dem höchsten 
Nutzen für die Gesellschaft und sichert damit gleichzeitig, daß die Initiative der Bürger zur Teilnahme 
an der Planung und Leitung des sozialistischen Bildungssystems breit entfaltet und die weitere Ent-
wicklung der sozialistischen Demokratie gefördert wird. 

(3) Der Ministerrat sichert dabei insbesondere 
 

- die Erfüllung der Ziele und Aufgaben des sozialistischen Bildungssystems; 

- die Ausarbeitung wissenschaftlich begründeter langfristiger Pläne zur Ausbildung der notwendigen 
Facharbeiter, Hoch- und Fachschulabsolventen entsprechend den Erfordernissen der gesell-
schaftlichen Entwicklung, besonders der nationalen Volkswirtschaft, der Wissenschaft, Technik 
und Kultur; 

- die ständige Vervollkommnung der staatlichen Leitungstätigkeit der für die Planung und Leitung 
der Bereiche des sozialistischen Bildungssystems verantwortlichen Organe und deren komplexes, 
und koordiniertes Zusammenwirken mit den anderen Staats- und Wirtschaftsorganen, Betrieben 
und Einrichtungen. Er gewährleistet die Wahrnehmung der Verantwortlichkeit dieser Organe für 
die ihnen übertragenen Aufgaben bei der Bildung und Erziehung der Bürger auf allen Stufen des 
sozialistischen Bildungssystems; 

- die aktive und schöpferische Teilnahme der Bürger an der Planung und Leitung des sozia-
listischen Bildungssystems durch die Einbeziehung der Arbeiter, Genossenschaftsbauern, der 
Handwerker, der Angestellten und der Intelligenz in beratende Gremien, die bei den zuständigen 
Staats- und Wirtschaftsorganen sowie den Bildungseinrichtungen bestehen oder Von ihnen gebil-
det werden. 

(4) Der Ministerrat kann die in diesem Gesetz festgelegte Verantwortlichkeit der Staats- und Wirt- 
schaftsorgane, der Betriebe und Einrichtungen entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen 
ändern. 

 

§ 71 
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(1) Das Ministerium für Volksbildung ist für die einheitliche Planung und Leitung der sozialistischen 
Bildung und Erziehung in den ihm unterstehenden Einrichtungen verantwortlich und sichert die ein-
heitliche Schulpolitik. 

(2) Das Ministerium für Volksbildung sichert auf der Grundlage des Perspektivplanes zur Entwick-
lung der Volkswirtschaft die proportionale Entwicklung der ihm unterstehenden Einrichtungen. Es er-
läßt die Grundsätze der Schulorganisation und sorgt dafür, daß die zur Verfügung stehenden mate-
riellen und finanziellen Mittel mit höchstem Nutzen eingesetzt werden. 

(3) Das Ministerium für Volksbildung kontrolliert in den Einrichtungen der Berufsbildung die Durch-
setzung der staatlichen Schulpolitik. 

 

(1) Die Staatliche Plankommission ist für die einheitliche Planung und Leitung der Berufsbildung in 
der gesamten Volkswirtschaft verantwortlich. 

(2) Die Staatliche Plankommission arbeitet den Perspektivplan der Berufsbildung aus, koordiniert 
die Jahrespläne der Berufsbildung und sorgt dafür, daß bei der Planung der Volkswirtschaft und ihrer 
Zweige die Erfordernisse des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses für die Ausbildung von 
Facharbeitern berücksichtigt werden. 

(3) Die Staatliche Plankommission bestimmt auf der Grundlage von Analysen über die wissen-
schaftlich-technische und ökonomische Entwicklung der Volkswirtschaft die Grundsätze für den Inhalt, 
die Entwicklung, die Organisation und Finanzierung der Berufsbildung. 

 

§ 73 

(1) Das Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen ist für die einheitliche Planung und 
Leitung der Hoch- und Fachschulen und die Sicherung der einheitlichen Hoch- und Fachschulpolitik 
verantwortlich. 

(2) Das Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen arbeitet auf der Grundlage der Direk-
tive der Staatlichen Plankommission den Plan der Hoch- und Fachschulabsolventen aus und bestätigt 
die Nomenklatur der Fachrichtungen. Es bestimmt die Forschungsschwerpunkte entsprechend den 
Richtlinien des Staatssekretariats für Forschung und Technik. 

(3) Der Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen legt einheitliche Grundsätze für die Aus-
bildung und Erziehung der Studenten und des wissenschaftlichen Nachwuchses fest, bestätigt die 
Studienpläne und erläßt Zulassungsrichtlinien, Rahmenprüfungsordnungen und Stipendienordnungen. 
Er kann wissenschaftlichen Institutionen das Recht zur Verleihung akademischer Grade übertragen. 

(4) Das Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen arbeitet einheitliche Grundsäue für 
die Auslandsbeziehungen der Hochschulen, Universitäten und Fachschulen aus, leitet das Ausländer-
studium und die Delegierung von Studenten und Aspiranten an Hochschulen des Auslands im Rah-
men internationaler Verträge. 

 

§ 74 

(1) Der Volkswirtschaftsrat ist für die Planung und Leitung sowie für den Inhalt der Berufsbildung in 
der Industrie verantwortlich. Er gewährleistet die wissenschaftliche Führung auf diesem Gebiet durch 
die Vereinigungen Volkseigener Betriebe und die Wirtschaftsräte der Bezirke. Durch die Industrieab-
teilungen des Volkswirtschaftsrates ist die Planung der Berufsbildung als Bestandteil der komplexen 
Planung ihres Zweiges zu sichern. Sie bestimmen die Hauptrichtungen der Berufsausbildung in ihrem 
Verantwortungsbereich. 

(2) Die Vereinigungen Volkseigener Betriebe sind für die Planung und Leitung der Berufsbildung, 
für den Inhalt und die Durchführung der Ausbildung und die sozialistische Erziehung des Facharbei-
ternachwuchses und für die Qualifizierung der Arbeitskräfte in ihrem Bereich verantwortlich. 

 

§ 75 

(1.) Der Landwirtschaftsrat der Deutschen Demokratischen Republik ist für die Planung und Leitung 
sowie für den Inhalt der Berufsbildung in der Land- und Forstwirtschaft verantwortlich. 

(2) Die VVB der Land- und Forstwirtschaft, die Produktionsleitungen der Bezirkslandwirtschaftsräte 
und der Kreislandwirtschaftsräte sind für die Planung und Leitung der Berufsbildung, für die Durchfüh-
rung der Ausbildung und die sozialistische Erziehung des Facharbeiternachwuchses und für die Qua-
lifizierung der Arbeitskräfte und Genossenschaftsbauern in ihrem Bereich verantwortlich. 
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(3) Der Landwirtschaftsrat der Deutschen Demokratischen Republik ist für den Inhalt der Ausbil-
dung an den Ingenieur- und Fachschulen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft und für die Pla-
nung und Leitung sowie für den Inhalt der Ausbildung der ihm direkt unterstellten Hochschulen nach 
den Grundsätzen des Staatssekretariats für das Hoch- und Fachschulwesen verantwortlich. 

 

§ 76 

(1) Die anderen Staats- und Wirtschaftsorgane sind entsprechend dem Produktionsprinzip für die 
Berufsbildung in ihrem Bereich verantwortlich. Sie haben die entsprechenden Fachorgane bei den 
Räten der Bezirke, die Reichsbahndirektionen, die Bezirksdirektionen der Deutschen Post oder die 
ihnen unmittelbar unterstellten Betriebe und Einrichtungen in allen inhaltlichen und organisatorischen 
Fragen der Berufsbildung anzuleiten und zu kontrollieren. 

(2) Die Staats- und Wirtschaftsorgane, denen Hoch-, Ingenieur- und Fachschulen direkt unterstellt 
sind, sind für die Planung und Leitung sowie für den Inhalt der Ausbildung in diesen Einrichtungen 
nach den Grundsätzen des Staatssekretariats für das Hoch- und Fachschulwesen verantwortlich. 

2. Abschnitt 

Leitung durch die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe 

§ 77 

(1) Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe sind in ihrem Verantwortungsbereich für die 
Planung und Leitung des sozialistischen Bildungssystems gemäß den Bestimmungen dieses Geset-
zes verantwortlich. 

(2) Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe entwickeln bei der Verwirklichung der wissen-
schaftlichen Planung und Leitung des sozialistischen Bildungssystems in ihrem Verant-
wortungsbereich vielfältige Formen der kollektiven Mitwirkung der Lehrkräfte, Erzieher, Eltern und aller 
Bürger bei der unmittelbaren Durchführung der ihnen obliegenden Aufgaben. 

(3) Die örtlichen Volksvertretungen beraten regelmäßig die, sich bei der Verwirklichung dieses Ge-
setzes für sie ergebenden Aufgaben, insbesondere 
 

- die grundsätzlichen Fragen der Bildung Erziehung sowie der wissenschaftlichen Leitung im Zu-
sammenhang mit der Ausarbeitung, Beschlußfassung und Durchführung der Perspektiv-und 
Volkswirtschaftspläne; 

- den Stand der Bildungs- und Erziehungsarbeit und der Erfüllung der staatlichen Lehrpläne in den 
Schulen und anderen Einrichtungen des sozialistischen Bildungssystems; 

- die Probleme der Berufsorientierung, Berufsberatung und Nachwuchslenkung; 

- die demokratische Mitwirkung der Werktätigen, vor allem der Eltern und der Jugendlichen, an der 
Planung und Leitung des sozialistischen Bildungssystems; 

- die Einbeziehung der Lehrkräfte, Erzieher und Mitarbeiter der Einrichtungen aller Stufen des sozi-
alistischen Bildungssystems bei der Entwicklung des geistig-kulturellen Lebens 

- die Schaffung der materiellen Voraussetzungen für einen geordneten Bildungs- und Erzie-
hungsprozeß in den Schulen und Einrichtungen der Vorschulerziehung. 
Die örtlichen Volksvertretungen nehmen dazu Berichte entgegen und beschließen die erfor-
derlichen Maßnahmen. 

(4) Die Räte der Bezirke und Kreise gewährleisten, daß die Schulen und andere Einrichtungen des 
sozialistischen Bildungssystems nach dem Prinzip der Einzelleitung auf der Grundlage kollektiver Be-
ratungen sachkundig geführt werden. Sie sichern, daß bewährte Lehrer und Erzieher, Fachkräfte aus 
den sozialistischen Betrieben, Eltern und gesellschaftliche Kräfte in die Leitung einbezogen werden. 
Sie sorgen dafür, daß die Direktoren der Schulen und die Leiter anderer Einrichtungen ständig ihr po-
litisch-ideologisches und fachliches Niveau erhöhen. 

(5) Die örtlichen Räte sichern eine enge Zusammenarbeit der Mitarbeiter ihrer Fachorgane, der 
Schulen und anderer Einrichtungen des sozialistischen Bildungssystems mit den Eltern. Sie gewähr-
leisten die Vorbereitung und Durchführung der Elternbeiratswahlen und fördern die Tätigkeit der El-
ternbeiräte und der Elternaktivs. 

(6) Die örtlichen Räte gewährleisten die ordnungsgemäße Durchführung der Feriengestaltung. 
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(7) Die Räte der Bezirke und Kreise gewährleisten über ihre zuständigen Fachorgane, daß der Be-
darf an Facharbeiternachwuchs entsprechend den Perspektiv- und Jahresplänen der Volkswirtschaft, 
bei besonderer Berücksichtigung der führenden Zweige, mit den für die Berufsbildung zur Verfügung 
stehenden Jugendlichen bilanziert wird und die Berufsberatung und Nachwuchslenkung auf der 
Grundlage der Perspektiv- und Jahrespläne organisiert werden. 

(8) Die Räte der Gemeinden und Städte sind für die, Schaffung und Sicherung der materiellen Vor-
aussetzungen für einen geordneten Bildungs- und Erziehungsprozeß in den Schulen und den Einrich-
tungen der Vorschulerziehung verantwortlich. Sie wirken mit bei der Sicherung der materiellen Vo-
raussetzungen an allen übrigen Bildungseinrichtungen. 

(9) Die Räte der Gemeinden und Städte sind für die Werterhaltung und laufende Instandhaltung der 
Gebäude, die Heizung, Reinigung und Materialbeschaffung verantwortlich. Sie sind ferner für die Be-
schäftigung und den Einsatz der gewerblichen Arbeitskräfte sowie für alle Fragen der Kinder- und 
Schulspeisung zuständig. 

NEUNTER TEIL 

Verantwortung der sozialistischen Gesellschaft 
für das einheitliche sozialistische Bildungssystem 

§ 78 

(1) Die allseitige und umfassende Verwirklichung des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems 
ist Angelegenheit der gesamten sozialistischen Gesellschaft. Die gesellschaftlichen Organisationen 
und alle Bürger der Deutschen Demokratischen Republik sind aufgerufen, die Tätigkeit der Staatsund 
Wirtschaftsorgane und der Einrichtungen des sozialistischen Bildungssystems zur Durchführung die-
ses Gesetzes zu fördern, tatkräftig zu unterstützen und in den demokratischen Formen bei der Leitung 
des sozialistischen Bildungssystems mitzuwirken. 

(2) Die demokratischen Parteien und Massenorganisationen, die gesellschaftlichen Einrichtungen 
und wissenschaftlichen Gesellschaften sind aufgerufen, zur allseitigen Bildung und Erziehung der 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik im Sinne dieses Gesetzes beizutragen. 

ZEHNTER TEIL 

Schlußbestimmungen 

§ 79 

(1) Der Ministerrat gewährleistet die schrittweise Verwirklichung dieses Gesetzes. 

(2) Der Ministerrat und die Leiter der für die Bereiche des sozialistischen Bildungssystems verant-
wortlichen Organe des Ministerrates erlassen die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Bestimmungen. 

 

§ 80 

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
 

a) Gesetz vom 2. Dezember 1959 über die sozialistische Entwicklung des Schulwesens in der Deut-
schen Demokratischen Republik (GBI. I, S. 859) 
b) Verordnung vom 13. Februar 1958 über die weitere sozialistische Umgestaltung des Hoch- und 
Fachschulwesens in der Deutschen Demokratischen Republik (GBI. I, S. 175). 

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am fünfund-
zwanzigsten Februar neunzehnhundertfünfundsechzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet. 

 

Die 10 Gebote der sozialistischen Moral lauteten: 

1. Du sollst Dich stets für die internationale Solidarität der Arbeiterklasse und aller Werktätigen sowie für 

die unverbrüchliche Verbundenheit aller sozialistischen Länder einsetzen. 

2. Du sollst Dein Vaterland lieben und stets bereit sein, Deine ganze Kraft und Fähigkeit für die Verteidi-

gung der Arbeiter-und-Bauern-Macht einzusetzen. 

3. Du sollst helfen, die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen zu beseitigen. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Internationalismus
http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeiterklasse
http://de.wikipedia.org/wiki/Werkt%C3%A4tiger
http://de.wikipedia.org/wiki/Vaterland
http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeiter-und-Bauern-Staat
http://de.wikipedia.org/wiki/Ausbeutung
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4. Du sollst gute Taten für den Sozialismus vollbringen, denn der Sozialismus führt zu einem besseren 

Leben für alle Werktätigen. 

5. Du sollst beim Aufbau des Sozialismus im Geiste der gegenseitigen Hilfe und der kameradschaftlichen 

Zusammenarbeit handeln, das Kollektiv achten und seine Kritik beherzigen. 

6. Du sollst das Volkseigentum schützen und mehren. 

7. Du sollst stets nach Verbesserung Deiner Leistung streben, sparsam sein und die sozialistische Arbeits-

disziplin festigen. 

8. Du sollst Deine Kinder im Geiste des Friedens und des Sozialismus zu allseitig gebildeten, charakter-

festen und körperlich gestählten Menschen erziehen. 

9. Du sollst sauber und anständig leben und Deine Familie achten. 

10. Du sollst Solidarität mit den um nationale Befreiung kämpfenden und den ihre nationale Unabhängig-

keit verteidigenden Völkern üben. 

 

http://de.wikipedia.org/wiki/Sozialismus
http://de.wikipedia.org/wiki/Aufbau_des_Sozialismus
http://de.wikipedia.org/wiki/Gegenseitige_Hilfe
http://de.wikipedia.org/wiki/Kameradschaft
http://de.wikipedia.org/wiki/Kollektiv
http://de.wikipedia.org/wiki/Kritik
http://de.wikipedia.org/wiki/Volkseigentum
http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeitsleistung
http://de.wikipedia.org/wiki/Frieden
http://de.wikipedia.org/wiki/Familie
http://de.wikipedia.org/wiki/Solidarit%C3%A4t
http://de.wikipedia.org/wiki/Befreiungsbewegung
http://de.wikipedia.org/wiki/Volk

